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Lobbyismus statt Mobilisierung 

Erste Eindrücke vom Bundeskongress des 
DGB in Berlin: DGB will keine neuen Kon¬ 
fliktlinien aufbauen. 
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Keupstraße ist überall 

Bald jährt sich der NSU-Bombenanschlag 
in dieser Kölner Straße zum 10. Mal. Die 
Menschen dort haben ihn nicht vergessen. 
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Thema der Woche 


8./9. Mai 2014 

Bürgerkrieg in der Ukraine - Gedenken an 
den Sieg über den deutschen Faschismus: 
Nicht nur in Russland, sondern auch in der 
Ukraine wurde des Tages des Sieges ge¬ 
dacht. In vielen Städten und Gemeinden der 
Bundesrepublik Deutschland protestierten 
Antifaschistinnen und Antifaschisten gegen 
das Agieren faschistischer Kräfte sowie ge¬ 
gen die Unterstützung der „Übergangsre¬ 
gierung“ in der Ukraine durch USA, EU und 
NATO. 
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Rote Karte für Kiewer Junta 


Albino kommt 
zum Pressefest 


Überwältigende Mehrheit in Donezk und Lugansk für Selbstständigkeit 


B ei den am Sonntag in den Gebie¬ 
ten Donezk und Lugansk durch¬ 
geführten Volksabstimmungen 
hat sich die überwältigende Mehrheit 
der dort lebenden Menschen für die 
Unabhängigkeit entschieden. 

Die zur Abstimmung stehende 
Frage lautete: „Unterstützen Sie den 
Akt über die staatliche Eigenstän¬ 
digkeit der Volksrepublik Donezk?“ 
(bzw. „Lugansk?“). Nach Angaben der 
Wahlleitungen haben sich im Gebiet 
Donezk 89,7 Prozent der an der Wahl 
Teilnehmenden für die Eigenstän¬ 
digkeit ausgesprochen, 10,19 Prozent 
stimmten dagegen, Die Beteiligung 
betrug annähernd 75 Prozent. Im Ge¬ 
biet Lugansk haben sich 96,2 Prozent 
der Teilnehmenden für die Eigenstän¬ 
digkeit ausgesprochen, 3,8 Prozent 
stimmten dagegen. Die Wahlbeteili¬ 
gung lag hier bei mehr als 81 Prozent. 

Wie nicht anders zu erwarten war, 
haben die sich unter Bruch der uk¬ 
rainischen Verfassung und mit Hil¬ 
fe bewaffneter faschistischer Banden 
an die Macht geputschten neuen Ki¬ 
ewer Machthaber und ihre Unterstüt¬ 
zer in Washington, Berlin und Brüssel 
die Referenden als illegal bezeichnet. 
Helfen wird ihnen das nicht. Realitä¬ 
ten sind nicht einfach wegzuwischen. 
Und zu den Realitäten gehören nun 
einmal die enorme Wahlbeteiligung, 
trotz der gleichzeitigen Attacken der 
Kiewer Streitkräfte und die beeindru¬ 
ckende Zustimmung zur Selbststän¬ 
digkeit der Regionen. 

Für den Direktor des Kiewer Zen¬ 
trums für Politik und Konfliktfor¬ 
schung, Michail Potrebinski, bedeutet 
dies, „dass die Menschen wütend auf 
die Kiewer Machthaber sind und sich 
von ihnen distanzieren wollen“. Er ist 
zwar der Ansicht, dass das Referen¬ 
dum „nicht den gesetzlichen Rege¬ 
lungen der Ukraine entspricht“, doch 
sei es „für die Menschen die dort le¬ 
ben, zweifellos legitim, weil eine sehr 
große Anzahl der Menschen es durch 
ihre Beteiligung unterstützte und ihre 
Meinung geäußert hat“. Das sei eine 
Grundlage dafür, die gewaltsame Spe¬ 
zialoperation der ukrainischen Streit¬ 
kräfte im Osten des Landes einzustel¬ 


len und sich an den Verhandlungstisch 
zu setzen. 

Prognosen für die weitere Entwick¬ 
lung seien allerdings schwierig, da es 
dafür notwendig sei, die Absichten der 
westlichen Politiker zu kennen. „Man 
muss wissen, welche Pläne das State 


he der russischen Führung noch kei¬ 
ne Stellungnahmen. Das Weitestge¬ 
hende war eine Mitteilung im Pres¬ 
sedienst des Kreml. Danach achtet 
Moskau die Willensbekundung der 
Bevölkerung der Gebiete Donezk und 
Lugansk beim jüngsten Referendum 


hatte Putin an die gegen das Kiewer 
Regime Protestierenden die Bitte ge¬ 
richtet, das Referendum zu verschie¬ 
ben, um notwendige Bedingungen für 
den Dialog zu schaffen. 

Das Putschisten-Regime antwor¬ 
tete postwendend auf die Initiative. 
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Schlange vor einem Abstimmungslokal in Donezk 


Department der USA hat, was sie ra¬ 
ten, die Ratschläge werden hier von 
den heutigen Machthabern übernom¬ 
men und ausgeführt“, erklärte der Po¬ 
litikexperte. 

Nach seinen Worten „ist es er¬ 
forderlich, dass an einer zweiten Ge¬ 
sprächsrunde in Genf ein „Fünfer¬ 
kreis“ teilnimmt und nicht ein „Vie¬ 
rerkreis“, d.h. EU, USA, heutige 
Regierung der Ukraine, Vertreter der 
protestierenden Regionen und Russ¬ 
land. Dieses Format könne seiner Mei¬ 
nung nach die Eskalation anhalten. 

Ähnlich äußerte sich auch der 
russische Außenminister Lawrow am 
Montag. Er betonte, ein vierseitiges 
Format der Verhandlungen zur Ukrai¬ 
ne ohne Teilnahme der Opponenten 
werde zu nichts führen. 

Zu den Referenden selbst gab es 
bis Montagabend aus der ersten Rei- 


und begrüßt beliebige Vermittlungs¬ 
bemühungen, darunter auch durch 
die OSZE. Man hoffe, dass die Refe¬ 
rendumsergebnisse „auf zivilisiertem 
Weg“ ohne Gewalt und durch Ver¬ 
handlungen zwischen Vertretern von 
Kiew, Donezk und Lugansk umgesetzt 
werden. 

★ 

Wenige Tage vor dem Termin des Re¬ 
ferendums hatte der russische Präsi¬ 
dent Putin bekanntlich noch einen 
neuen Versuch unternommen Bedin¬ 
gungen für eine friedliche Regelung 
des Konflikts zu schaffen. Von den Ki¬ 
ewer Machthabern verlangte er, un¬ 
verzüglich alle militärischen Straf Ope¬ 
rationen im Südosten des Landes ein¬ 
zustellen. Das wichtigste sei jetzt, ein 
direkter Dialog zwischen den gegen¬ 
wärtigen Kiewer Behörden und den 
Vertretern des Südostens. Zugleich 


Der Mitbegründer der ukrainischen 
Neonazi-Partei „Sozial-Nationale 
Partei der Ukraine“ und jetzige Chef 
des Nationalen Sicherheitsrats, Paru- 
bij, erklärte bei einem Briefing ka¬ 
tegorisch: Der „Anti-Terror-Einsatz 
wird fortgesetzt“. Er fügte hinzu, dies 
gelte unabhängig davon, ob das Refe¬ 
rendum verschoben werde oder nicht. 
Und in der Tat wurden die „Strafakti¬ 
onen“ durch das Militär und Einheiten 
der Nationalgarde aus Faschisten des 
„Rechten Sektors“ unter Einsatz von 
Panzern und Artillerie in Slawjansk, 
Mariupol und anderen Orten forciert. 

Die Verschiebung der Volksab¬ 
stimmung in der Süd-Ost-Ukraine 
wurde danach von deren Verfechtern 
ebenfalls abgelehnt. 

Willi Gerns 

Weiter auf Seite 6 


Eine tiefe Zäsur deutscher Politik... 

Friedenspolitische Signale vom Parteitag „Der Linke(n)“ in Berlin 


Von Freitag bis Sonntag der vergan¬ 
genen Woche fand im Berliner Ve¬ 
lodrom am S-Bahnhof Landsberger 
Allee die 2. Tagung des 4. Parteitages 
der Partei „Die Linke“ statt. 

Nachdem auf der 1. Tagung des 
Parteitages in Hamburg (15. und 
16. Februar) das Europawahlpro¬ 
gramm der Partei beschlossen und die 
Kandidatinnen für die Liste zu den 
EU-Wahlen gewählt wurden, sollten 
nun zunächst vor allem Satzungsfra¬ 
gen diskutiert und abgestimmt, im 
Schnelldurchlauf in drei Komplexen 
am Sonnabend über Kommunal-, 
bald anstehende Landtagswahlen, 
das TTIP, die Ukraine und die Eu¬ 
ropawahlen debattiert werden, am 
Sonntag dann über Positionen zum 
„Bedingungslosen Grundeinkom¬ 
men“. Und letztlich ging es dann ja 
vor allem auch noch um die Neuwahl 
der Führungsgremien der Partei, bei 


der die bisherigen Vorsitzenden Kat- 
ja Kipping und Bernd Riexinger wie¬ 
dergewählt wurden. Positiv ist dabei 
u. a., dass Tobias Pflüger einer der 
stellvertretenden Parteivorsitzenden 
wurde. Wohl vor allem seine friedens¬ 
politischen Positionen fanden die Un¬ 
terstützung von 54 Prozent der De¬ 
legierten. 

Der Politik und inhaltlich-kriti¬ 
schen Debatten - zum TTIP und vor 
allem zur Ukraine - mussten dann 
aber doch mehr Zeit eingeräumt 
werden. Bereits der Beitrag von Hans 
Modrow, der am Sonnabend den Be¬ 
richt des Ältestenrates vortrug und 
dies mit einer persönlichen Stellung¬ 
nahme verband, bewegte viele. „Was 
wir jetzt hören und erleben“, so Mo¬ 
drow, „ist eine tiefe Zäsur deutscher 
Politik und der internationalen Ent¬ 
wicklung mit gewaltigen Konfronta¬ 
tionen und Gegensätzen“. Modrow 


forderte die Partei zu einem klaren 
Bekenntnis gegen deutsche imperi¬ 
alistische Politik und zur Einhaltung 
der mit dem Erfurter Programm 
beschlossenen friedenspolitischen 
Grundsätze auf. „Das gilt auch für 
das Abstimmungsverhalten von Ab¬ 
geordneten unserer Partei im Deut¬ 
schen Bundestag. Namhafte Persön¬ 
lichkeiten distanzieren sich, große 
Teile der Mitgliedschaft bekunden 
Ablehnung, aber der Parteivorstand 
hält sich mit einer klaren Bewertung 
zurück.“ Sein Fazit: Wenn „Die Linke“ 
ihre friedenspolitischen Grundsätze 
zur Disposition stelle, stelle sie sich 
selbst zur Disposition. 

Viele bewegte sehr die Sorge, was 
in der Ukraine geschieht: brennende 
Gewerkschaftshäuser, der Terrorfeld¬ 
zug der „Übergangsregierung“ gegen 
die Menschen in der Ostukraine, die 
Verfolgung von Antifaschistinnen 


und Antifaschisten, das Erstarken 
der faschistischen Kräfte - nicht nur 
in der Ukraine. Aus dem Bürgerkrieg 
dort könne ein großer europäischer 
Krieg werden. 

Der Beschluss, der dann zur Uk¬ 
raine gefasst wurde, spiegelte die 
Debatte nur teilweise wider, stellte 
vielmehr einen Kompromiss der un¬ 
terschiedlichen Parteiflügel dar. Eine 
Mitverantwortung Russlands für die 
Situation in der Ukraine wird erklärt, 
die Rolle der USA, der EU und der 
NATO könnte damit aber bagatelli¬ 
siert werden. 

Die Europawahlen spielten vor al¬ 
lem in den Reden der Spitzenkandida¬ 
tin der Partei, Gabriele Zimmer, und 
des Spitzenkandidaten der Europäi¬ 
schen Linkspartei, Alexis Tsipras, eine 
Rolle. Nina Hager 

Siehe auch Seite 8 


Der Hamburger Rapper Albino 
kommt zum UZ-Pressefest. In sei¬ 
nen Liedern bezieht der Musiker 
klare Kante gegen Kapitalismus 
und imperialistische Kriegspolitik. 
Nicht selten hat er gegen Bundes¬ 
wehrauftritte an Schu- len 

und auf Jugendmes¬ 
sen angesungen. 

„In den 90er 






Jahren sei ihm bewusst geworden, 
dass ein Großteil seiner politischen 
Fragen von den bürgerlichen Medi¬ 
en nicht aufgegriffen werde“, erklärte 
Albino im Gespräch mit der UZ sei¬ 
ne Motivation. Deshalb habe er sich 
entschlossen, seine Inhalte selber zu 
präsentieren und an die Öffentlichkeit 
zu tragen. 

Die Rolle von Kultur und im spe¬ 
ziellen von Musik dürfe nicht unter¬ 
schätzt werden: „ Ich weiß, dass viele 
linke Aktivisten durch Musik politi¬ 
siert wurden, durch Musik, die soziale 
und politische Prozesse auf- und an¬ 
greift.“ Musik könne als Brennglas für 
die zutiefst inhumanen gesellschaftli¬ 
chen Verhältnisse fungieren und In¬ 
halte transportieren, die in den Mas¬ 
senmedien keinen Platz finden. 

„Zum UZ-Pressefest komme ich“, 
so der junge Mann, „weil ich diese 
Veranstaltung als einen wichtigen Be¬ 
gegnungsort für die Revolutionären 
Linken Kräfte in Deutschland anse¬ 
he. Der Austausch steht dabei für mich 
im Vordergrund. Zum einen möchte 
ich selbst neuen Input bekommen und 
zum anderen meine Ideen und The¬ 
men vorstellen.“ 

Albino wird am Samstagabend auf 
dem UZ-Pressefest im „Ost-Zelt“ und 
später im Jugendbereich bei der SDAJ 
auftreten. Markus Bernhardt 


UZ-PRESSEFEST I 

VOLKSFEST der DKP 


27-29. Juni 2014 • Dortmund 
Revierpark Wischlingen 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Castkolumne von Volker Metzroth 


Böser Ami 

Der Widerstand gegen das derzeit 
zwischen EU und USA geheim ver¬ 
handelte TTIP wächst, auch in den 
Gewerkschaften. Nach ver.di schlägt 
auch die IG Metall kritische Töne an. 
Wenn von der „Transatlantic Trade 
and Investment Partnership“ die 
Rede ist, denken viele Menschen an 
Genmais und Chlorhähnchen. Das 
ist gut so, reicht aber nicht. Von den 
Chlorhähnchen zu Arbeiterrechten 
führt aber ein kurzer Weg. Das un¬ 
appetitliche Federvieh verdankt sei¬ 
nen Ursprung der Arbeitshetze in 
US-amerikanischen Schlachtereien, 
die höhere Hygienestandards nicht 
zulässt. Mögen sich die Beschäftigen 
infizieren, das Endprodukt ist dank 
Chlor wieder keimfrei. 

Die USA haben sechs von acht 
elementaren Konventionen der In¬ 
ternationalen Arbeitsorganisation 
ILO nicht ratifiziert. Z.B. jene, wel¬ 
che die Rechte auf freie Betätigung 
der Gewerkschaften und auf überbe¬ 
triebliche Tarifverträge regeln. Wenn 
in Medien behauptet wird, die US- 
Gewerkschaften erhofften sich vom 
TTIP europäische Standards, dann 
unterstellt man ihnen reichlich Nai¬ 
vität. Zum NAFTA, den Freihan¬ 
delsabkommen der USA mit Kana¬ 
da und Mexiko, gibt es Vertragsklau¬ 
seln, dass ILO-Standards anerkannt 
würden. Und dann ist aufgelistet, an 
welche sich die USA halten und an 
welche nicht. 

Es überschlagen sich derzeit die 
Claqueure, räumen mit „Vorurtei¬ 
len“ auf, garantieren wortreich den 
Erhalt von Sozial- und Umwelt¬ 
standards usw. Die breite Kritik in¬ 
duziert verstärkte Propagandaan¬ 
strengungen. Widerspruchsresistent 
zeigen sich die deutschen EU-Abge¬ 
ordneten von Union, SPD und FDP. 
In der Süddeutschen Zeitung vom 
30. April wird Pia Eberhardt von der 
lobbykritischen Organisation Corpo¬ 
rate Europe Observator zitiert: „Im 
Wahlkampf machen sie (die SPD- 
Abgeordneten, VM) gegen die In¬ 
vestor-Staat-Klagerechte mobil, und 
in Strasbourg winken sie dann heim¬ 
lich das Gesetz durch, das solche Kla¬ 
gen überhaupt erst ermöglicht.“ Die 
„Investor-State Dispute Settlements“ 
(ISDS) als eine nichtöffentliche Ge¬ 
richtsbarkeit außerhalb nationaler 
und internationaler Rechtsprechung 
sind eine Gefahr auch für in Jahrhun¬ 
derten erkämpfte bürgerlich-demo¬ 
kratische Rechte. 

Mit dankenswerter Offenheit 
schreibt der Chef der US-ameri¬ 
kanischen Handelskammer in Eu¬ 
ropa, Hendrik Bourgeois - nomen 
est omen - im Handelsblatt vom 
30. April: „Ein ISDS-Mechanismus 


-Gute EU? 



würde Investoren zusätzlich gegen 
willkürliche, politisierte und diskri¬ 
minierende Regierungsentscheidun¬ 
gen oder weniger zeitgerechte und 
effektive Rechtsmittelverfahren ab- 
sichern“. Setzte also eine Regierung 
vom Volk geforderte und vom Par¬ 
lament beschlossene soziale Verbes¬ 
serungen zu Lasten der Konzerne 
durch, sollen diese entgangene Pro¬ 
fite einklagen können. Und das nicht 
vor ordentlichen Gerichten, sondern 
vor geheim tagenden und ohne Beru¬ 
fungsinstanz. Interessant dies derzeit 
zu lesen, wo NATO-Staaten den Rest 
der Welt permanent über Rechts¬ 
staatlichkeit belehren wollen. 

Manche Kritik am TTIP baut auf 
dem Bild „böser Ami“ und „gute EU“ 
auf. Das hat mit Analyse wenig zu 
tun. Mit der Auflösung der „Deutsch¬ 
land-AG“, der engen nationalen Ka¬ 
pitalverflechtung hierzulande, haben 
sich Strukturen verändert. Befördert 
hat das u.a. die Freistellung von Ver¬ 
äußerungsgewinnen beim Verkauf 
von Beteiligungen unter Schröder/ 
Fischer. Wir haben es mit einem vor 
allem transatlantisch eng verflochte¬ 
nen Kapital zu tun. Da ist Nokia kein 
finnischer Konzern und die Deutsche 
Bank keine deutsche mehr. Das Ka¬ 
pital will auf beiden Seiten des Atlan¬ 
tiks seine Verwertungsbedingungen 
verbessern. Ob Bankenregulierung 
oder Arbeitsrecht, die jeweils güns¬ 
tigste Variante soll greifen. 

Eine Konsequenz für die Gegner 
des TTIP, auch für Kommunistinnen 
und Kommunisten, muss die sein, zur 
Vernetzung der Kämpfe nicht nur 
national Beiträge zu leisten, sondern 
auch auf dem Kampffeld EU. Unge¬ 
klärt ist zwar noch, ob die nationalen 
Parlamente überhaupt beteiligt wer¬ 
den, aber in Strasbourg wird ja oder 
nein gesagt werden müssen. Eine 
stärkere Fraktion der Kommunisten 
und Sozialisten im EU-Parlament 
wäre eine wichtige Ergänzung zum 
außerparlamentarischen Widerstand 
von linken, kommunistischen und so¬ 
zialistischen Parteien, von Gewerk¬ 
schaften, sozialen, demokratischen 
und Umweltbewegungen für die Ver¬ 
hinderung des TTIP. 



Weder Fisch noch Fleisch 

Verhandlungsmarathon in der Tarifrunde des Baugewerbes 



N ach einem Verhandlungsma¬ 
rathon von mehr als 24 Stun¬ 
den hat die IG BAU in der 
Tarifrunde des Baugewerbes ein vor¬ 
läufiges Tarifergebnis für die knapp 
750000 Beschäftigten im Baugewer¬ 
be erzielt. In Verhandlungen, die im¬ 
mer wieder vor dem Scheitern stan¬ 
den und die von massiven Protesten 
auf den Baustellen begleitet wurden, 
konnte im Spitzengespräch mit den 
Verbänden ein Kompromiss ausge¬ 
handelt werden. Ob der Kompromiss 
in ein Ergebnis mündet, wird sich 
zeigen. Der Verhandlungsführer der 
Ostverbände hat in den Verhandlun¬ 
gen von seinem Veto-Recht Gebrauch 
gemacht. Sollte bis zum 13. Mai keine 
Einigkeit über den Kompromiss er¬ 
reicht werden, gelten die Verhandlun¬ 
gen als gescheitert. 

Für die Beschäftigten im Bauge¬ 
werbe ist dieser Kompromiss weder 
Fisch noch Fleisch. Ab dem 1. Juni 
sollen die Löhne und Gehälter in 
den alten Bundesländern um 3,1 Pro¬ 
zent steigen und ab dem 1. Juni 2015 
um weitere 2,6 Prozent. In den neuen 
Bundesländern ist eine Anhebung der 
Löhne und Gehälter um 3,8 Prozent 


ab dem 1. Juni 2014 und nochmals um 
3,3 Prozent ab dem 1. Juni 2015 vorge¬ 
sehen. Auf den ersten Blick vielleicht 
ein Ergebnis mit dem die Beschäftig¬ 
ten im Baugewerbe „leben könnten“. 
Zur Kompensierung der Lohnrunde 
ist der Monat Mai 2014 als Null-Monat 
gewertet. Positiv zu bewerten ist, dass 
die Lohnschere zwischen Ost und West 
wieder ein Stück geschlossen würde. 

Selten hat die IG BAU in einer 
Tarifrunde so viele Themen behan¬ 
delt wie in der Tarifrunde 2014. Eine 
Kröte, die von den Beschäftigten im 
Baugewerbe wohl geschluckt werden 
muss, ist die Reduzierung des zusätzli¬ 
chen Urlaubsgeldes von 25 auf 20 Pro¬ 
zent. Die Absenkung des zusätzlichen 
Urlaubsgeldes, befristet auf zwei Jah¬ 
re bedeutet einen Verlust von ca. 140 
Euro pro Jahr. Die Absenkung soll der 
Einführung der Tarifrente BAU die¬ 
nen. Der „Verlustbetrag“ der „Arbeit¬ 
nehmer“ West dient dazu, die betrieb¬ 
liche Altersvorsorge besser abzude¬ 
cken, so der offizielle Sprachgebrauch. 
Die zeitlich begrenzte Absenkung des 
zusätzlichen Urlaubsgeldes wird sich 
bei der Baurente für die Beschäftigten 
unter 50 bemerkbar machen, bei den 


Beschäftigten ab dem 50. Lebensjahr 
wäre es ein Griff in die Geldbörse. 

Verlierer der Tarifrunde sind die 
gewerblichen Auszubildenden im 
Baugewerbe. Die berechtigte For¬ 
derung, dass der „Arbeitgeber“ die 
Fahrt- und Internatskosten bei der 
überbetrieblichen Ausbildung kom¬ 
plett übernehmen soll, wurde von 
Seiten der „Arbeitgeber“ kategorisch 
abgelehnt. Fahrstrecken zur überbe¬ 
trieblichen Ausbildung von 150 km 
täglich sind im Baugewerbe keine 
Seltenheit. 

Positiv in der Tarifrunde ist zu be¬ 
werten, dass die Forderung der „Ar¬ 
beitgeber“ nach einem 10-Stunden-Tag 
im Straßen- und Wegebau abgewehrt 
werden konnte. Einen Erfolg konnte 
die IG BAU auch bei den Fahrkosten 
erzielen: die Fahrkostenabgeltung nach 
dem Bundesrahmentarifvertrag wird 
um 0,10 Euro auf 0,40 Euro pro gefah¬ 
renen Kilometer erhöht. Wenn es die 
Umverteilung beim zusätzlichen Ur¬ 
laubsgeld nicht gegeben hätte, wäre 
dieser Tarifkompromiss ein kleiner Er¬ 
folg im krisengeschüttelten Baugewer¬ 
be und für die IG BAU ein deutliches 
Zukunftssignal. S. Baumeister 


Schließung auf Raten? 

Amazon geht gegen kämpferische Belegschaft vor 



„Amazon heute: Ende auch für mich 
nach 23 Monaten“, schreibt ein ehe¬ 
maliger Mitarbeiter bei Facebook - 
Worte voller Frust und Enttäuschung. 
Am 10. Mai sind die Arbeitsverträ¬ 
ge von mehreren hundert Mitarbei¬ 
tern bei Amazon in Bad Hersfeld 
ausgelaufen. Am Anfang sprach man 
von knapp 500 Entlassungen im Bad 
Hersfelder Werk. Am 6. Mai 2014 er¬ 
klärte die Geschäftsleitung von Ama¬ 
zon gegenüber den Medien, dass zum 
10. Mai 2014 240 Zeitverträge nicht 
verlängert wurden, weitere 240 Be¬ 
schäftigte erhielten eine weitere Be¬ 
fristung. Nur wenige Beschäftigte er¬ 
hielten am Standort Bad Hersfeld eine 
unbefristete Anstellung. Innerhalb der 
Belegschaft hält sich schon seit länge¬ 
rem das Gerücht, dass der „Standort 
Bad Hersfeld Am Eichshof“ bald ge¬ 
schlossen werde. Ein kleiner Teil der 
Mitarbeiter wird bereits zum neueren 
Standort auf dem ehemaligen Bun¬ 
desgrenzschutzgelände verlagert. Eine 
Schließung oder Teilschließung des 
Bad Hersfelder Standortes liegt für 
viele Mitarbeiter auf der Hand, auch 
weil es einen Neubau in Polen gibt. 
Ein weiterer Grund für einen Rückzug 
von Amazon könnten die anhaltenden 
Proteste von ver.di-Kollegen im Werk 


Bad Hersfeld sein. Aus Sicht von Ama¬ 
zon ist der Standort die „Keimzelle für 
die Unruhen“, zudem laufen Verträ¬ 
ge oder Abmachungen zwischen der 
Stadt Bad Hersfeld und Amazon aus, 
die Gewerbesteuer-Vorteile beinhal¬ 
ten sollen. Für viele Familien, die sich 
in Bad Hersfeld „ Amazonier“ nennen, 
war der 10. Mai ein durchaus trauri¬ 
ger Tag. Sie müssen nun wieder zum 


Arbeitsamt und hoffen, einen neuen 
Job zu finden - vielleicht ja wieder bei 
Amazon, wenn die Weihnachtssaison 
beginnt und das Personal knapp wird. 
Allein am Standort Bad Hersfeld ist 
jeder fünfte Beschäftigte in einem be¬ 
fristeten Arbeitsverhältnis. Die Zu¬ 
kunft von Amazon in der hessischen 
Kreisstadt steht mehr denn je in den 
Sternen. Gerd Ziegler 
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Lobbyismus statt Mobilisierung 

20 . Ordentlicher Bundeskongress des DGB in Berlin 



D unkle Wolken, vereinzelt eine 
Windböe, einige helle Ab¬ 
schnitte. Wie das Wetter in 
Berlin. In der Bundeshauptstadt tagt 
vom 11. bis 16. Mai 2014 der 20. Or¬ 
dentliche Bundeskongress des Deut¬ 
schen Gewerkschaftsbundes (DGB). 
Rund 400 Delegierte beraten aktuell 
über 219 Anträge. Sie vertreten etwa 
6,2 Millionen Mitglieder aus acht 
Einzelgewerkschaften. Beschließen 
die Arbeitslinie der nächsten vier 
Jahre. 

Wohin orientiert sich die größte 
Interessenvertretung der Beschäf¬ 
tigten? Erkennbar auch auf diesem 
Parlament der Arbeit ist eine zuneh¬ 
mende Orientierung auf Lobbyar¬ 
beit im Kapitalismus. Nicht nur die 
erste Stellungnahme des DGB nach 
der Bundestagswahl war geprägt von 
viel Harmonie. Das zeigt sich auch auf 
dem Kongress. Der DGB als Dach¬ 
verband selbst, sein neugewählter 
Bundesvorstand, setzt auf die Große 
Koalition. Reiner Hoffmann (SPD) 
und Elke Hannack (CDU) führen 
den DGB für die nächsten vier Jahre. 
Hoffmann ist Nachfolger von Micha¬ 
el Sommer, der nicht mehr kandidier¬ 
te. In seiner Antrittsrede betonte der 
neue DGB-Chef, den wirtschaftlichen 
Standort „unserer“ Industrie zu stär¬ 
ken. Hoffmanns Hauptarbeitsgebiete 
bisher: Europäische Wirtschafts- und 
Beschäftigungspolitik, Struktur- und 
Industriepolitik. Nach seiner Mei¬ 
nung geht es den Gewerkschaften so 
gut wie noch nie. Gewählt wurde er 
von 93,1 Prozent der Delegierten. 

Damit dürfte die Richtschnur 
bis 2018 ausgegeben sein. Der neue 
DGB-Vorsitzende ist zufrieden mit 
der Entwicklung. Massenarbeitslo¬ 
sigkeit hätte durch Kooperation zwi¬ 
schen Gewerkschaften und Arbeit¬ 
gebern abgewendet werden können. 
Dies werde weltweit anerkannt. Die 
seit über zehn Jahren geführte Kam¬ 
pagne zum Mindestlohn zeige bei 
der Bundesregierung Früchte. Zwar 
sei man vom jetzigen Ergebnis nicht 
begeistert, aber ein Anfang sei ge¬ 
macht. Dies veranlasste die Gewerk¬ 
schaft N ahrung-Genuss-Gaststätten 
(NGG), einen Initiativantrag einzu¬ 
reichen, der sich gegen jegliche Aus¬ 
nahmen beim Mindestlohn wendet. 
Im Gesetzespaket der Arbeitsminis¬ 


terien sollen Jugendliche, Langzeitar¬ 
beitslose, Zeitungszusteller sowie Be¬ 
schäftigte im Hotel- und Gaststätten¬ 
gewerbe ausgenommen werden. Die 
NGG fordert den DGB auf, bis zum 
Abschluss des Gesetzgebungsverfah¬ 
rens in einem breiten gesellschaftspo¬ 
litischen Bündnis diese Forderungen 
gegenüber der Politik öffentlichkeits- 
wirksam zu vertreten. 

Aus dem Grundsatzreferat von 
Hoffmann ist erkennbar, dass der 
DGB keine neuen Konfliktsituatio¬ 
nen aufmachen will. Bei dieser He¬ 
rangehensweise darf man gespannt 
sein, wie die Organisation der abhän¬ 
gig Beschäftigten gegen Kahlschlag 
und Sozialabbau in dieser Republik 
stärker mobilisieren will. Da bleibt 
der Mitgliedschaft, den Einzelge¬ 
werkschaften, nichts anderes übrig, 
als weiter Druck von unten zu ma¬ 
chen. Die Versäumnisse, die sich im 
Organisationsbereich des DGB auf 
diesem Gebiet immer wieder auftun, 
erwähnte Michael Sommer in der Er¬ 
gänzung zum mündlichen Geschäfts¬ 
bericht. Die Mobilisierungsfähigkeit 
sei nicht immer gut „von selbst läuft 
da nichts“. Sommer gestand in seiner 


zwölfjährigen Amtszeit Fehler ein. So 
habe man ihm als Vorsitzenden emp¬ 
fohlen „eine klare Linie zu haben und 
nicht immer zu wackeln“. 

Zum dritten Mal wurde Annelie 
Buntenbach in den Bundesvorstand 
gewählt. Sie erhielt 88,6 Prozent der 
abgegebenen Stimmen. Die Grüne in 
der DGB-Riege ist verantwortlich für 
Arbeits- und Sozialpolitik. Bunten¬ 
bach verurteilte in ihrer Vorstellungs¬ 
rede die Politik der Bundesregierung. 
Die „Abschaffung der paritätischen 
Finanzierung beim Gesundheitswe¬ 
sen ist nicht hinnehmbar“. Die Bei¬ 
träge bei den Krankenkassen für die 
Unternehmer einzufrieren, Steige¬ 
rungen nur noch den Beschäftigten 
aufzuerlegen „dagegen müsse der 
DGB kämpfen“. Arbeitgeber seien 
maßgeblich verantwortlich für die 
Gesundheit im Betrieb. „Eine Rück¬ 
kehr zu paritätischen Beiträgen sei 
unverzichtbar“. Als einzigste wies sie 
auch auf die zunehmende Rechtsge¬ 
fahr hin, die ein konsequentes Vorge¬ 
hen erforderlich mache. 

Neben den Schwerpunkten Pre¬ 
käre Beschäftigung, Mindestlohn, 
Politisches Streikrecht, Tarifeinheit 


und TTIP gibt es ein weiteres wich¬ 
tiges Thema. Es hegt ein Initiativan¬ 
trag zum Abbau der kalten Progres¬ 
sion vor. Darin werden der DGB und 
seine Gewerkschaften aufgefordert, 
sich für mehr Steuergerechtigkeit ein¬ 
zusetzen. Die jetzige Steuerreglung 
bringt es mit sich, dass Entgeltsteige¬ 
rungen zu höheren Steuerbelastun¬ 
gen führen. Reallöhne kaum oder gar 
nicht mehr steigen. Die Gegenfinan¬ 
zierung soll innerhalb des Einkom¬ 
mensteuertarifs stattfinden. Durch 
eine Erhöhung des Spitzensteuersat¬ 
zes auf wieder 53 Prozent, einer Wie¬ 
dereinführung der Vermögenssteuer 
sowie einer Umverteilung von oben 
nach unten. 

Ob und wie weit sich der DGB 
wieder zu einer kämpfenden Interes¬ 
senvertretung entwickelt, wird davon 
abhängen, wie die Veränderungen 
von unten stattfinden. Gebraucht wer¬ 
den Kampagnen für einen wirklichen 
Mindestlohn, von dem gelebt werden 
kann. Auf die Tagesordnung gehört 
wieder die flächendeckende Rente 
mit 63 Jahren und eine Verkürzung 
der Arbeitszeit. 

Herbert Schedlbauer, Berlin 


Das Gastgewerbe ist oft nur für die Gäste angenehm 

Minijobs und Ausbildungsabbrüche boomen in der Gastronomie 


Der Fachkräftemangel verschärft sich, 
liest man allenthalben. Besonders in 
der Gastronomie. Warum? Zum Bei¬ 
spiel läßt die Ausbildungsqualität in 
Gastronomieberufen viel zu wünschen 
übrig. 

Im Jahr 2012 waren fünf Berufe des 
Gastgewerbes unter den Top Ten der 
am meisten unbesetzten Ausbildungs¬ 
plätze. Dazu kommt die branchenüber¬ 
greifend höchste Abbrecherquote: Fast 
jeder zweite Koch-Azubi bricht seine 
Ausbildung vorzeitig ab, verlautbart 
die Bundesregierung selbst und weiß 
auch davon, dass in den Berufen Res- 
taurantfachmann/frau die Abbruch¬ 
quote mit 50,7 Prozent am höchsten 
ist. Fast gleichauf folgen die Köcheln- 
nen-Azubis mit 48,4 Prozent. Die Auf¬ 
lösungsquote aller Berufe in der Ho¬ 
tel- und Gaststättenbranche lag im 
Jahr 2012 bei 24,4 Prozent. 

Das beunruhigt die GroKo aber 
nicht. Jeder, der nach den Gründen 
hierfür fragt, erfährt von ihr, dies alles 
lasse keine unmittelbaren Rückschlüs¬ 
se auf die Attraktivität dieser Berufe 
zu. Die Vertragsauflösungen hätten 
vielfältige Ursachen wie z.B. Berufs¬ 
und Betriebswechsel der Auszubilden¬ 
den, Insolvenz oder Schließung des 
Ausbildungsbetriebs usw. und bedeu¬ 
teten deshalb nicht immer den endgül¬ 
tigen Ausbildungsabbruch. Eine eben 
veröffentlichte Studie der Hans-Böck- 
ler-Stiftung des Deutschen Gewerk¬ 


schaftsbundes (DGB) aber zeigt, dass 
die Arbeit im Gastgewerbe meist nicht 
nur für die Auszubildenden, sondern 
für viele der dort Beschäftigten höchst 
ungastlich ist: Stressige Arbeitsbedin¬ 
gungen und prekäre Beschäftigung 
sind im Gastgewerbe so weit verbrei¬ 
tet wie in kaum einer anderen Branche. 
Fast jeder Zweite ist Minijobber, zwei 
Drittel erhalten einen Niedriglohn. 

Trotz extremer Ausbeutung der Be¬ 
schäftigten geht es der Branche nicht 
sonderlich gut. Der Gesamtumsatz des 
Gastgewerbes ist in den letzten zehn 
Jahren gesunken, besonders in der tra¬ 
ditionellen Gastronomie, also bei klei¬ 
neren Restaurants, Cafes und Kneipen. 
Dennoch hat die Zahl der Erwerbstä¬ 
tigen im Gastgewerbe seit 2003 nur 
leicht zugenommen, von 1,92 auf 1,96 
Millionen im Jahr 2012. Davon waren 
elf Prozent tätige Inhaber und Selbst¬ 
ständige und drei Prozent mithelfende 
Familienangehörige. 

Die atypische Beschäftigung aber 
boomte: Die Zahl der Minijobs ist hier 
seit 2007 um rund 22 Prozent angestie¬ 
gen. Inzwischen sind 878 000 oder 49 
Prozent der Beschäftigten im Gastge¬ 
werbe Minijobber. Unter den Frauen, 
die 62 Prozent der Beschäftigten stel¬ 
len, gibt es mehr Minijobberinnen als 
regulär Beschäftigte. Gleichzeitig ist 
die Zahl der sozialversicherungspflich¬ 
tigen Arbeitsplätze nur um etwas mehr 
als 14 Prozent gewachsen. 70 Prozent 


davon waren Teilzeitstellen. Damit ist 
die Gruppe der Teilzeitbeschäftigten 
in der Branche seit 2007 um fast ein 
Drittel gewachsen, die der Vollzeitbe¬ 
schäftigten aber nur um vier Prozent. 

Schlechte Bezahlung ist im Gast¬ 
gewerbe sehr weit verbreitet: 2010 
verdienten mehr als drei Viertel der 
Beschäftigten in der Gastronomie ein 
Gehalt unter der Niedriglohnschwelle 
von 9,15 Euro pro Stunde. Im Bereich 
Beherbergung waren es knapp 65, im 
Catering 62 Prozent. Selbst ein Nor¬ 
malarbeitsverhältnis bietet nicht sel¬ 
ten Schutz vor Armut: Rund 30 Pro¬ 
zent der dort in Vollzeit Beschäftigten 
müssen mit Niedriglöhnen auskom- 
men. In der Systemgastronomie sind 
es nach Schätzungen des DGB sogar 
rund 80 Prozent. 

Die Folge des niedrigen Lohnni¬ 
veaus: Fast 160 000 Arbeitnehmer, 
darunter rund 70 000 sozialversiche¬ 
rungspflichtig Beschäftigte, müssen ihr 
Einkommen trotz harter Arbeit mit 
Hartz IV auf stocken lassen. Damit ist 
das Gastgewerbe die Branche mit der 
zweithöchsten „Aufstocker“- Quote 
gleich nach dem Reinigungsgewer¬ 
be. Schon im Jahr 2011 mussten dafür 
von der Allgemeinheit fast 1,5 Milli¬ 
arden Euro aufgewandt werden, weil 
die Betriebsinhaber nur Dumpinglöh¬ 
ne zahlten. 

Wie ist es möglich, dass so niedrige 
Löhne bezahlt werden können? Am 


schwersten wiegt hierbei der geringe 
Schutz der Beschäftigten durch Tarif¬ 
verträge: Der niedrige gewerkschaft¬ 
liche Organisationsgrad, der Austritt 
vieler Unternehmen aus dem Arbeit¬ 
geberverband und die kleinbetriebli- 
che Struktur der Branche. In der Gas¬ 
tronomie und in der Beherbergung ar¬ 
beiten nicht einmal ganze 38 Prozent 
der Beschäftigten bei tarifgebundenen 
Arbeitgebern, im Catering nicht ein¬ 
mal 27 Prozent. Wenn wundert es da 
noch, wenn die untersten Tariflöhne 
bislang zum Teil noch unter 7,50 Euro, 
in Mecklenburg-Vorpommern bei¬ 
spielsweise bei 6,19 Euro hegen. 

Nicht zuletzt deshalb leistet ein 
Viertel der Vollzeitbeschäftigten ge¬ 
zwungenermaßen regelmäßig mehr als 
zehn Überstunden pro Woche, obwohl 
die Arbeit oft quälend ist. Ermüdendes 
stundenlanges Stehen, schweres Heben 
und Tragen, starke Lärmbelastung, zu 
wenig Pausen und Schichtdienst gehö¬ 
ren zum harten Arbeitsalltag im Gast¬ 
gewerbe. 

Gibt es für die Beschäftigten Hoff¬ 
nung? Burkhard Siebert, Vize-Vorsit- 
zender der Gewerkschaft Nahrung- 
Genuss-Gaststätten (NGG), sagt dazu: 
„Der gesetzliche Mindestlohn wird 
sich vor allem für die Beschäftigten im 
Gastgewerbe auszahlen“. Der Beitritt 
zur Gewerkschaft und der gemeinsame 
Kampf aber erst recht. 

Manfred Dietenberger 


Gerwerkschaft 
darf nicht 
schweigen! 

Viele Mitglieder der DGB-Einzelge¬ 
werkschaften hatten am 3. Mai 2014 
eigentlich eine Stellungnahme, zu¬ 
mindest eine Presseerklärung, der 
Gewerkschaftsspitze, insbesondere 
des DGB zu der Brandschatzung des 
Gewerkschaftshauses in Odessa am 
2. Mai 2014 erwartet. Der 2. Mai ist 
ja für die deutsche Gewerkschaftsbe¬ 
wegung nicht nur ein wichtiges histo¬ 
risches Datum, sondern auch Hand¬ 
lungsauftrag, weil am 2. Mai 1933, 
also vor 81 Jahren, durch die SA, die 
ja schon als Hilfspolizei eingesetzt 
worden war, die Gewerkschaftshäu¬ 
ser in Deutschland gestürmt, Ge¬ 
werkschaftseigentum beschlagnahmt, 
Gewerkschafter verschleppt, gefoltert 
und ermordet wurden. Auch in Odessa 
sind mindestens 42 Menschen durch 
die faschistischen Mordbrenner bei 
der Brandstiftung des Gewerkschafts¬ 
hauses zu Tode gekommen. Die Täter 
sind die Mitglieder des sogenannten 
„Rechten Sektors“, die sich als Nach¬ 
folger der nationalistischen Bande- 
rabanden und Angehörigen der SS- 
Division Galizien verstehen. Diese 
waren verantwortlich für den Mas¬ 
senmord, die sogenannte Säuberung 
der Westukraine von Juden, Polen 
und Russen während der deutschen 
Besatzung. In vielen gewerkschaftli¬ 
chen Gliederungen u.a. auch bei ver.di 
herrscht völliges Unverständnis über 
das Schweigen der Gewerkschafts¬ 
spitzen zu diesem Verbrechen. Es gab 
eine Vielzahl von Anfragen von Ge¬ 
werkschaftsmitgliedern sowohl an die 
Spitzen der Einzelgewerkschaften als 
auch an die Führungsspitze des DGB 
und dessen Vorsitzenden, die bedau¬ 
erlicherweise bisher ohne Widerhall 
geblieben sind. Es ist auch deswe¬ 
gen unverständlich, weil die Gewerk¬ 
schaften ein wesentlicher Teil der Frie¬ 
densbewegung waren und sind. Dies 
scheint aber mit dem neuen Kurs der 
DGB-Spitze, insbesondere, auch was 
die Zusammenarbeit mit der Bundes¬ 
wehr (einer Berufsarmee!) betrifft,im 
Widerspruch zu stehen. Auf dem ta¬ 
genden Bundeskongress des DGB ist 
durch die Friedensaktivistinnen und 
-aktivisten der Einzelgewerkschaften, 
die in vielen Gliederungen der Organi¬ 
sation Stellung bezogen haben, inzwi¬ 
schen klar gemacht geworden, dass die 
Interessen von Gewerkschaftsmitglie¬ 
dern und Interessen und Aufgaben der 
Bundeswehr, dass Krieg und Gewerk¬ 
schaft nicht zusammengehören. 

Die Grundsätze von ver.di beinhal¬ 
ten ausdrücklich das Ziel des friedli¬ 
chen Zusammenlebens der Völker und 
zum Erreichen dieses Ziels dient laut 
ver.di Satzung die Auseinandersetzung 
und Bekämpfung von faschistischen, 
militäristischen und rassistischen Ein¬ 
flüssen. 

Andreas Köhn 


Mehrheit für 

gesetzlichen Mindestlohn 

In der im Auftrag des DGB gerade 
durchgeführten repräsentativen in- 
fratest dimap -Umfrage sprachen sich 
überwältigende 86 Prozent der deut¬ 
schen Wahlberechtigten für die Ein¬ 
führung eines gesetzlichen Mindest¬ 
lohns aus. 58 Prozent der Befragten 
wollen einen Mindestlohn ohne Aus¬ 
nahmen. Vor allem Anhänger der Lin¬ 
ken (86 Prozent) und der SPD (65 Pro¬ 
zent) wenden sich gegen die derzeit ge¬ 
planten Ausnahmen vom Mindestlohn 
für unter 18-jährige Arbeitnehmerin¬ 
nen und ehemals Langzeitarbeitslose 
in den ersten sechs Monaten nach Auf¬ 
nahme einer Arbeit. 


Hinweis: Richtige Quelle 

In dem Bericht über das ge werk - 
schaftspolitische Forum (UZ Nr. 
19, S. 3) ist uns ein Fehler unter¬ 
laufen. Das Zitat am Anfang des 
Beitrags entstammt aus einem Re¬ 
ferat des Genossen Volker Metz- 
roth vom Febr. 2013. 
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Kein Konto für Asylbewerber? 

In einem Brief an Bürgermeister Harald 
Birkenkamp möchte die Volkssolidarität 
Ratingen wissen, warum Menschen die 
in Ratingen unter das Asylbewerberleis¬ 
tungsgesetz fallen, bei der Sparkasse Hil- 
den-Ratingen-Velbert kein Konto eröff¬ 
nen können. Für Gabi Evers, Vorsitzende 
der Volkssolidarität Ratingen, ist dieses 
Verhalten der Sparkasse H-R-V, so es zu¬ 
treffen sollte, diskriminierend. „Die Be¬ 
troffenen müssen immer Bekannte oder 
Freunde bitten, für sie Überweisungen 
zu tätigen“, erklärt Evers. Des Weiteren 
versteht sie auch nicht, wieso es inner¬ 
halb des Geschäftsbereichs der Sparkas¬ 
se H-R-V unterschiedliche Handhabun¬ 
gen gibt. So haben Betroffene berichtet, 
„dass es in Hilden durchaus möglich ist, 
ein Konto zu eröffnen“. Daher bittet die 
Volkssolidarität in ihrem Brief, Bürger¬ 
meister Birkenkamp möge seinen Ein¬ 
fluss dahingehend einsetzen, dass allen 
Ratinger Bürgerinnen die Möglichkeit 
gegeben wird, bei der Sparkasse H-R-V 
ein Konto einzurichten. 

Masseninhaftierung 
von Asylsuchenden? 

„Eine nahezu flächendeckende Inhaf¬ 
tierung Asylsuchender verletzt den 
Schutzgedanken des internationalen 
Flüchtlingsrechts“, sagt Ulla Jelpke, in¬ 
nenpolitische Sprecherin der Fraktion 
,Die Linke 4 , mit Blick auf die nun be¬ 
kannt gewordenen Pläne des Bundesin¬ 
nenministeriums zur erleichterten Inhaf¬ 
tierung Asylsuchender. Demnach sollen 
sie inhaftiert werden können, wenn An¬ 
haltspunkte für eine Fluchtgefahr beste¬ 
hen. Dies würde auf einen bedeutenden 
Teil der Asylsuchenden zutreffen, so das 
Bundesinnenministerium. Jelpke weiter: 

„Flüchtlingen Fluchtgefahr zu un¬ 
terstellen, ist schlicht absurd. Es ist ganz 
klar, dass die meisten in Deutschland 
aufgegriffenen Asylbewerber auch hier 
ihr Asylverfahren durchlaufen wollen. 
Sie deshalb nun zu inhaftieren, verletzt 
sie grob in ihrer Würde, ihrem Bedürfnis 
nach Schutz und ihrem Recht auf men¬ 
schenwürdige Aufnahmebedingungen. 

Die Pläne sprechen zudem allen an¬ 
deren Verabredungen der Koalition zur 
Verbesserung der Lebensbedingungen 
von Asylbewerbern Hohn. Insbesondere 
die versprochenen Lockerungen bei der 
Residenzpflicht laufen ins Leere, wenn 
zukünftig die Masse der Asylbewerber 
nach der Einreise inhaftiert wird. 

Die geplante Neuregelung bedeutet 
einen klaren Rechtsruck in der Asylpoli¬ 
tik der Bundesregierung. Die ehemalige 
Bundesregierung hatte erklärt, von der 
Ausweitung der Möglichkeit zur Inhaf¬ 
tierung Asylsuchender in der EU-Auf¬ 
nahmerichtlinie keinen Gebrauch ma¬ 
chen zu wollen (Bundestagsdrucksache 
17/10305, S.12). Die Koalition von Uni¬ 
on und SPD sieht sich an diese Zusiche¬ 
rung offensichtlich nicht mehr gebun¬ 
den. Alle Versprechen der Koalition für 
einen liberaleren Umgang mit Asylsu¬ 
chenden entpuppen sich damit als reine 
Luftnummer.“ 

„Die Rechte“-Kandidaten 
verurteilt 

Der wegen Totschlags vorbestrafte Dort¬ 
munder Neonazi Sven K. muss erneut in 
Haft. Das Dortmunder Landgericht ver¬ 
urteilte ihn in der vorigen Woche unter 
anderem wegen einer Attacke gegen ein 
linkes Szene-Lokal zu einer Gesamtfrei¬ 
heitsstrafe von drei Jahren und einem 
Monat. 

Wegen des Angriffs auf das Lokal 
und seine Gäste hatten sich anfangs ins¬ 
gesamt acht Männer und zwei Frauen vor 
dem Landgericht verantworten müssen. 
In einem Fall war das Verfahren einge¬ 
stellt worden. Gegen sieben Angeklagte 
wurden bereits in der vorigen Woche die 
Urteile gesprochen: Ihre Verfahren en¬ 
deten mit Geldstrafen, drei Bewährungs¬ 
strafen und einem Jugendarrest. 

Funktionäre der Neonazi-Partei „Die 
Rechte“ hatten das nun zu Ende gegan¬ 
gene Verfahren in den letzten Monaten 
intensiv beobachtet. Und das mit Grund: 
Drei der vor einer Woche verurteilten 
Neonazis treten bei der Kommunalwahl 
am 25. Mai in Dortmund für die „Rech¬ 
te“ an, eine von ihnen lediglich als Kan¬ 
didatin einem Wahlbezirk, zwei aber 
auch auf der Reserveliste für die Stadt¬ 
ratswahl. 

(Quelle: Blick nach Rechts) 


Innenpolitik unsere zeit m 

Strompreise sinken nicht 


Bundeswirtschaftsminister Sigmar Gabriel (SPD) 
scheint eines seiner Versprechen schnell zu erfüllen: 
Im Wahlkampf hatte er letztes Jahr die immer wei¬ 
ter steigenden Strompreise zur „Chefsache“ erklärt. 
Schuld sei die „Anarchie“ in der Energiewende, wel¬ 
che die Umlage für Wind- und Sonnenstrom immer 
weiter in die Höhe treibe, hatte er damals gesagt. Und 
Anarchie ist gar nicht Gabriels Sache. 

Die Lösung ist schnell zur Hand: Windräder und 
Photovoltaikanlagen sollen nicht mehr so oft gebaut 
werden. Doch die Bürger verstehen Gabriel nicht. Sie 
werfen ihm vor, eine Rolle rückwärts in der Energie¬ 
politik zu machen, stärker auf Kohlestrom zu setzen 
und auch wieder an Atomstrom zu denken. 

Doch es ginge auch anders; darauf haben Umwelt¬ 
organisationen immer wieder hingewiesen. Zum ei¬ 
nen könnten die üppigen Industrierabatte abgebaut 
werden. Derzeit sind große Stromverbraucher weit¬ 
gehend befreit von einer Beteiligung an der Ener¬ 


giewende. Die Rabatte machen immerhin 5,1 Milli¬ 
arden Euro aus, die Otto Normalverbraucher zusätz¬ 
lich zahlen muss. Es heißt, in Zukunft sollen weniger 
Unternehmen in den Genuss der Vergünstigungen 
kommen. Doch das ist nur ein Versuch, die Rabat¬ 
te stabil zu halten. Die Pläne, die Gabriel noch im 
Januar vorgestellt hatte, sahen eine Ausweitung der 
Geschenke an die Industrie in Höhe von 1,5 Milliar¬ 
den Euro vor. Dass die Wirtschaft auf ihr Geschenk 
verzichten und nur so viel bekommen soll wie im letz¬ 
ten Jahr, sei gerade noch verkraftbar, meinte Utz Till¬ 
mann vom Verband der Chemischen Industrie (VCI). 
Dass die Industrie nicht noch mehr in den Rachen 
geschoben bekommt, liegt nicht so sehr an Gabriel, 
vielmehr am Widerstand in der Bevölkerung. Immer¬ 
hin haben kürzlich erst 12 000 Menschen in Berlin für 
die Energiewende demonstriert. 

Greenpeace hat noch einen anderen Vorschlag 
gemacht. Beteiligt Kohle- und Atomkraftwerke an 


den Kosten der Energiewende, hat die Umweltorga¬ 
nisation geschrieben. Ein durchschnittlicher Haushalt 
müsste jedes Jahr 24 Euro mehr für Strom zahlen, weil 
der Eigenverbrauch der Kraftwerke nicht berücksich¬ 
tigt wird. Wir reden hier immerhin von acht Prozent 
des gesamten in Deutschland verbrauchten Stromes. 
Was die klimaschädlichen Kraftwerke für Pumpen, 
Förderbänder und andere Anlagen benötigen, wird 
zurzeit noch nicht von der Ökostromumlage erfasst. 
Gerade alte und ineffiziente Kraftwerke profitieren 
davon, weil ihr Eigenverbrauch am höchsten ist. 

Klimaschutz und sinkende Strompreise lassen 
sich durchaus zusammenbringen. Doch Industrie 
und Energiekonzerne lassen nichts unversucht, ihre 
Profite zu steigern - und sei es auf Kosten der All¬ 
gemeinheit. Otto Normalverbraucher wird auch in 
Zukunft für eine niedrigere Stromrechnung kämp¬ 
fen müssen. 

bm 


Die Wählerstimmung ist mau 

Die EU-Fan-Parteien sorgen sich um verbreitete Skepsis 



Die Rechte hat Auftrieb in Europa. Nicht zuletzt der Front National in Frankreich. Hier ein Archivbild aus dem Jahre 2012, 
das die jetzige Parteichefin Marine Le Pen mit ihrem Vater Jean-Marie zeigt. 


I n den letzten Wochen wurde über 
Wahlen und Volksabstimmungen breit 
berichtet. Das Fernsehen zeigte Men¬ 
schenschlangen vor Wahllokalen. Zuerst 
auf der Krim. Dann anlässlich des Sie¬ 
ges des ANC in Südafrika. Am letzten 
Sonntag waren Hunderttausende zor¬ 
nige Frauen und Männer in der Ostuk¬ 
raine zu sehen, die endlich ihren Willen 
gegen die Putschregierung in Kiew mit 
einem Stimmzettel kundtun wollten. 

Mit einem solchen Andrang von 
Menschenmassen ist am 25. Mai in 
Deutschland - wo die deutschen Ver¬ 
treter für das neue EU-Parlament ge¬ 
wählt werden - kaum zu rechnen. Es 
macht eben einen Unterschied, wenn 
die hierzulande herrschenden Politiker 
und ihre Medien einerseits von Wil¬ 
lensbekundungen, die illegitim seien, 
oder von „freiheitlich-demokratischen“ 
Wahlen reden, egal, wie viel Menschen 
sich daran beteiligen. 

Doch was in der Welt auch ge¬ 
schehen mag - zwischen dem 22. und 
25. Mai 2014 haben die Bürgerinnen 
und Bürger in den 28 Mitgliedsstaaten 
der Europäischen Union ein neues Par¬ 
lament zu wählen. Rund 400 Millionen 
Wahlberechtigte sind aufgerufen, dar¬ 
an mitzuwirken und mitzuentscheiden, 
welche 751 Abgeordneten in den kom¬ 
menden fünf Jahren an Gesetzen mit- 
wirken sollen, die für alle Menschen in 
diesem EU-Europa gelten werden. In 
Deutschland sind 61,4 Millionen Bun¬ 
desbürger und 2,9 Millionen Bürger 
aus anderen EU-Staaten aufgerufen, 
die 96 deutschen Vertreterinnen und - 
Vertreter zu wäh¬ 
len. Vor fünf Jah¬ 
ren, bei der EU- 
Wahl 2009, lag die 
Wahlbeteiligung 
bei rund 43 Pro¬ 
zent. Man sorgt 
sich angesichts der Stimmungslage um 
die Beteiligung 2014. 

Schon den Start in den Wahlkampf 
empfinden selbst die EU-Protagonis- 
ten als nicht besonders gelungen. Denn, 
erstens, so ermittelte die aktuelle Mei¬ 
nungsumfrage im DeutschlandTrend, 
fänden diese Wahlen bei 64 Prozent 
der Befragten kaum oder gar kein In¬ 
teresse. Und zweitens wissen gerade 
mal 20 Prozent der Befragten, dass die 
Herren Martin Schulz und Jean-Clau¬ 
de Juncker die beiden europaweiten 
Spitzenkandidaten der europäischen 
Sozialdemokratie bzw. der Europä¬ 
ischen Volkspartei (in Deutschland 
CDU und CSU) seien. Der Mehrheits¬ 
kandidat, diesen Clou hatte man sich 
in Straßburg ausgedacht, soll Präsident 
des EU-Parlaments werden - der üb¬ 
rigens kaum etwas zu sagen hat. Wer 
sich über WahlOmat oder in Diskussi¬ 
onsforen schlau machen will, was die 
beiden den Wählerinnen und Wählern 
europapolitisch zu sagen haben, wird 
Unterschiede kaum erkennen. Mög¬ 
licherweise benutzt Herr Schulz das 
Wort „sozial“ etwas häufiger als sein 
Kontrahent aus Luxemburg. 

Beide Kandidaten, der Europawahl¬ 
kampf insgesamt, wecken kaum Inter¬ 


esse, erzeugen kaum Neugier. Das Des¬ 
interesse an der Wahl wird verstärkt. 
Nun wurde bei der CDU blitzschnell 
die Propagandawalze in Gang gebracht. 
14 Tage vor dem Wahltag taucht da im 
Land des Lächelns auf den Großflä¬ 
chenplakaten die Unions-Zauberfee 
Angela Merkel 
lächelnd mit der 
Losung auf „Ge¬ 
meinsam erfolg¬ 
reich für Europa. 
CDU.“ Der deut¬ 
sche Spitzenkan¬ 
didat der CDU heißt übrigens David 
McAllister - aber wer will das wissen? 
Und der europaweite Spitzenkandidat 
kommt aus Luxemburg - wer soll sich 
denn dafür interessieren? 

Die aktuellen Meinungsumfragen 
und Prognosen der verschiedenen 
Meinungsforschungsinstitute brem¬ 
sen zudem den Optimismus der Wahl¬ 
strategen der bürgerlichen Parteien, 


zumindest derjenigen, die im bisheri¬ 
gen EU-Parlament vertreten sind. Am 
30. April meldete der ARD-Deutsch- 
landTrend 39 Prozent für die CDU/ 
CSU, 27 für die SPD, 9 für die Grünen, 
8 für die Linkspartei, 6 für die AfD und 
4 Prozent für die FDP. Noch unerfreu¬ 
licher für Martin Schulz von der SPD 
waren die Forsa-Zahlen vom 7. Mai: 
41 Prozent Union, 23 SPD, je 10 für 
Linkspartei und Grüne, 4 Prozent für 
die FDP. 

Klar scheint zu sein, dass insbe¬ 
sondere die FDP, wie bei den Bundes¬ 
tagswahlen, auch jetzt wieder schwere 
Verluste haben wird. Mit der Doktor¬ 
titelbetrügerin Silvana Koch-Mehrin 
erreichte die FDP 2009 seinerzeit 12 
Mandate, diesmal wird es wahrschein¬ 
lich nur zu drei Mandaten reichen. Und 
auch das nur, weil zum ersten Mal ein 
neues Wahlrecht gilt, übrigens zum 
Leidwesen der bisherigen großen EU- 
Fangruppen. Das Bundesverfassungs¬ 


gericht hatte bekanntlich die zu den 
EU-Wahlen errichtete Drei-Prozent- 
Hürde kassiert und für verfassungswid¬ 
rig erklärt. Nun könnte schon ein Stim¬ 
menanteil von weniger als ein Prozent 
einer kleinen Partei zu einem Man¬ 
dat verhelfen. Kein Wunder, dass die 
„Volksparteien“ - Union und SPD - 
sauer sind, denn die Mandate gehen 
ihnen verloren. 

In Deutschland wurden insgesamt 
25 Parteien mit 1 053 Kandidatinnen 
und Kandidaten „zugelassen“ - so wird 
dieser „demokratische“ Akt beim Bun¬ 
deswahlleiter genannt. Deutschland 
wird bislang im EU-Parlament durch 
Abgeordnete vertreten, die dort für die 
CDU, CSU, SPD, FDP, Grüne und Par¬ 
tei „Die Linke“ Mandate wahrnehmen. 
Diese Parteien werden auch ins neu¬ 
gewählte EU-Parlament Abgeordne¬ 
te entsenden, auch wenn es den einen 
oder anderen Mandatsverlust geben 
wird. Die besten Chancen, neu ins EU- 
Parlament einzuziehen, hat die „Alter¬ 
native für Deutschland“, die bis zu fünf 
Mandate erreichen könnte. Chancen 
für ein bis zwei Mandate haben auch 
die „Piratenpartei“ und sogar die NPD. 

Bei den EU-Wahlen muss mit ei¬ 
nem Zulauf zu rechten Parteien gerech¬ 
net werden. Schon heute sitzen min¬ 
destens 90 Vertreter solcher Parteien 
in Straßburg. Die Zahl könnte auf bis 
zu 150 Abgeordnete anwachsen. Diese 
Entwicklung wird zwar von den meis¬ 
ten Parteien bundesweit und europa¬ 
weit beklagt. Aber dass diese Situation 
durch den Ausbau eines Europas der 
Banken und Konzerne herbeigeführt 
wird, darüber reden nur Kommunisten, 
Sozialisten und andere Linke im Euro¬ 
paparlament, die hoffentlich ihre Po¬ 
sitionen halten und ausbauen können. 

RolfPriemer 


Wir wollen langfristig ein Europa 

★ in dem die Arbeiterklasse und alle Werktätigen in ihren Ländern die Über¬ 
führung der großen nationalen und transnationalen Banken und Konzerne 
in öffentliches Eigentum unter demokratischer Kontrolle durchsetzen und 
in dem die Macht der Banken und Konzerne europaweit konsequent zu¬ 
rückgedrängt und schließlich gebrochen wird; 

★ in dem die Jugend Arbeit, Bildung und Entfaltung ihrer Potenziale er¬ 
möglicht wird; 

★ in dem die in den monopolkapitalistischen Eigentumsverhältnissen wur¬ 
zelnden Quellen von Militarismus, Krieg, Faschismus, Neokolonialismus und 
Rassismus ausgerottet werden; 

★ in dem schließlich die von ihrem Charakter her imperialistische EU- 
Konstruktion mitsamt ihren Machtapparaten konsequent und dauerhaft 
eingeschränkt und schließlich historisch überwunden wird, damit der Weg 
frei wird für ein anderes, ein sozialistisches Europa. 

(Aus: Programm der DKP für die Wahl zum Europaparlament 2014) 


Bei den EU-Wahlen muss 
mit einem Zulauf zu rechten 
Parteien gerechnet werden. 
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„Keupstraße ist überall“ 

Am 9. Juni jährt sich der Nagebombenanschlag der NSU zum zehnten Mal 



K utlu Yurtseven von Microphone 
Mafia wohnt in der Keupstraße 
in Köln-Mülheim. Er sagt: „Nur 
auf Grund der Tatsache, dass man nicht 
Ursprungsdeutscher ist, wird man zum 
Opfer und gerät ins Visier. Und dar¬ 
an kann man nichts ändern. Das heißt: 
ich bin potentielles Opfer in der Zu¬ 
kunft. Darauf zielt der Terrorismus hin: 
Ungewissheit, Angst, Ohnmacht und 
nichts an dieser Situation ändern zu 
können. Es kann immer wieder passie¬ 
ren. Sie sagen: Verschwindet hier. Das 
war der Plan der NSU. Mit Terror will 
man Angst schüren. Dazu kommt die 
Angst, dass man nachher als Schuldi¬ 
ger dasteht.“ 

Zum Angstherd sollte die Keupstra¬ 
ße werden. 

Am Nachmittag des 9. Juni 2004 
war hier eine Nagelbombe explodiert, 
gefüllt mit über 5 kg. Sprengstoff und 
800 Zimmermannsnägeln. Zweck war 
ein Blutbad unter den Menschen aus 
der Türkei, die hier wohnen und arbei¬ 
ten. Mehr als 22 Menschen wurden ver¬ 
letzt. Nur mit Glück kam niemand ums 
Leben. Sogleich war klar, dass Nazis am 
Werke gewesen waren. Von der Polizei 
wurde genau das ausgeschlossen. 

Drei Tage danach hieß es: „Nach 
wie vor gibt der Anschlag der 20-köp- 
figen Mordkommission große Rätsel 
auf. Etliche Versionen der Tat werden 
durchgespielt. Auch bei den Innenmi¬ 
nisterien in Berlin und Düsseldorf. Be¬ 
reits am Freitagmorgen 
schließen die Parteige¬ 
nossen Otto Schily und 
Fritz Behrens ein poli¬ 
tisches oder fremden¬ 
feindliches Motiv aus. Woher sie ihre 
Erkenntnisse beziehen, bleibt indes ihr 
Geheimnis“. (Kölner Stadt-Anzeiger, 
12. Juni 2004) 

Der Terror der Nazis in der Keup¬ 
straße währte nicht lang. Aber ihm 
folgte sieben Jahre lang der Terror der 
Ermittlungsbehörden und der veröf¬ 
fentlichten Meinung. Von Schutzgeld¬ 
erpressung war die Rede, von Konflik¬ 
ten zwischen Türken und Kurden, von 
organisierter Kriminalität im Rausch¬ 
gift- und Rotlichtmilieu. Dem Rassis¬ 


mus des Anschlags folgte der Rassis¬ 
mus der Ermittlungen. 

Die ermittelnden Behörden unter¬ 
stellten den Opfern die Tat. Das ende¬ 
te erst mit dem 4. November 2011, als 
Uwe Böhnhardt und Uwe Mundlos 
erschossen aufgefunden wurden. Be¬ 
ate Zschäpe versäumte es, ihre Woh¬ 
nung vollständig abzufackeln, hinter¬ 
ließ Hinweise auf den NSU, die weite¬ 
re Ermittlungen überflüssig erscheinen 
ließen. 


In Köln gründete sich im März 2013 
eine Initiative „Keupstraße ist überall“. 
Sie wird nach München reisen und dort 
gemeinsam für die 20 Nebenkläger de¬ 
monstrieren, wenn über den Anschlag 
in der Keupstraße verhandelt wird. Die 
Initiative will wissen, wer alles zum 
NSU gehört. Die Kölner planen Veran¬ 
staltungen und Aktionen und werden 
im Gericht präsent sein. Sie verbinden 
das mit Informationen über die spezi¬ 
elle Geschichte des Attentats und den 
jahrelangen Drangsalierungen. 


Die Initiative hat sich zum Ziel ge¬ 
setzt, die betroffenen Menschen aus 
der Keupstraße im Gericht zu unter¬ 
stützen. Sie will den Mut der Zeugin¬ 
nen und Zeugen stärken, wenn sie den 
Angeklagten gegenüber treten. Die 
Nazis und ihre Helfer in Gesellschaft, 
Polizei und Geheimdiensten sollen ihre 
Ziele - Angst und Vertreibung - nicht 
erreichen. 

„Keupstraße ist überall“ hat die 
richtigen Fragen gestellt und die Stim¬ 
mung in der Straße 
wenden können. Die¬ 
se großartige Arbeit 
mündet indes anläss¬ 
lich des 10. Jahrestags 
des Anschlags in ein Riesen-Event zu 
Pfingsten. Es sind zahlreiche Veranstal¬ 
tungen geplant. Zu fürchten ist, dass 
demokratische und antifaschistische 
Intentionen der Anwohner im kom¬ 
merziellen Rummel und politischem 
Schulterklopfen verloren gehen. 

So werden in der Umgebung der 
Keupstraße zu einer Reihe von kultu¬ 
rellen Ereignissen annähernd 100 000 
Besucher erwartet. Veranstalter ist 
Arsch huh. Motto „Birlikte - Zusam¬ 
menstehen. Gegen Neonazis, Rassis¬ 


mus und Ausgrenzung. 
Für eine gerechte und 
solidarische Gesell¬ 
schaft.“ Als Höhepunk¬ 
te sind angekündigt: 
Udo Lindenberg, Peter 
Maffay und BAP. Sert- 
ab Erener & Demir 
Demirkan, Sieger im 
European Songcontest 
2003, werden auftreten, 
aber auch Zülfi Livane- 
li, der sich an den Ge- 
zi-Park-Protesten be¬ 
teiligt hat. Bläck Fööss, 
Brings, Höhner, Kasal- 
la, Arno Steffen mit 
Eko Fresh und nicht 
zuletzt Microphone 
Mafia treten auf. Tom 
Buhrow, Hardy Krüger, 
Serdar Somuncu, Ca¬ 
rolin Kebekus, Isabel 
Schayani und Wilfried 
Schmickler werden das sechsstündige 
Programm mit Wortbeiträgen ergän¬ 
zen. Kundgebungsort ist das ehemali¬ 
ge Draht- und Kabelwerk in Köln Mül¬ 
heim an der Schanzenstraße, nahe der 
Keupstraße. 

Aber charakteristisch für die po¬ 
litische Stoßrichtung dieses Fes¬ 
tes erscheint die geplante Podiums¬ 
diskussion, unter anderem mit dem 
SPD-Vorsitzenden Sigmar Gabriel, 
die Hans-Ulrich Jörges, Mitglied der 
STERN-Chefredaktion moderieren 
(„mäßigen“) soll. „Wird es uns gelin¬ 
gen, miteinander ehrlich darüber zu 
streiten und zu diskutieren, in welchem 
Land wir leben wollen? Nicht Men¬ 
schen abzuwerten und klein zu ma¬ 
chen? Sind wir in der Lage, uns selbst¬ 
kritisch Fragen zu stellen, und genau 
hinzuhören?“ Hinter derartigen Fragen 
(„sind wir nicht alle irgendwie rassis¬ 
tisch?“) dürften sich solche nach wei¬ 
teren Helfern und Tätern des NSU, des 
Beitrags von Verfassungsschutz und 
Polizei an der Mordserie verflüchtigen. 
Wer wird daran erinnern, dass Sigmar 
Gabriel an einer Regierung beteiligt ist, 
die in der Ukraine Faschisten hofiert? 

Klaus Stein 


„Sie sagen: Verschwindet hier. Das war der Plan der 
NSU. Mit Terror will man Angst schüren“ 


Dürftige Bilanz 

Münchner NSU-Prozess hat bisher kaum zur Aufklärung der rechten Mordserie beigetragen 


Vor etwas mehr als einem Jahr begann 
der sogenannte NSU-Prozess vor dem 
Oberlandesgericht in München. Die 
bisherige Bilanz fällt jedoch ernüch¬ 
ternd aus. Bis heute sind kaum Details 
zu den Morden und Banküberfällen, 
die dem neofaschistischen Terrornetz¬ 
werk, welches sich selbst den Namen 
„Nationalsozialistischer Untergrund“ 
gab, bekannt, geschweige denn aufge¬ 
arbeitet worden. Zwar führt der Vorsit¬ 
zende Richter des 6. Strafsenats, Man¬ 
fred Götzl, das Verfahren mit harter 
Hand, das Gericht blendete jedoch im 
bisherigen Verfahrensverlauf verschie¬ 
dene wichtige Komplexe und sich auf¬ 
drängende Fragestellungen aus. 

So werden die Neonaziaktivisten 
Uwe Mundlos, Uwe Böhnhardt und 
Beate Zschäpe für die in den Medien 
und von den Behörden unter dem ras¬ 
sistischen Label „Döner-Morde“ be¬ 
kannt gewordenen gezielten Erschie¬ 
ßungen verantwortlich gemacht, bei de¬ 
nen zwischen 2000 bis 2006 insgesamt 
neun Migranten ums Leben kamen. 
Die genauen Tathergänge und die Ver¬ 
strickung weiterer Neonazis und Ge¬ 
heimdienstmitarbeiter sind jedoch bis¬ 
her nicht im Ansatz aufgeklärt. Noch 
dubioser erscheint der Fall der am 
25. April 2007 in Heilbronn erschos¬ 
senen Polizistin Michele Kiesewetter, 
deren Arbeitskollegen in Baden-Würt¬ 
temberg im rassistischen „Klu-Klux- 
Klan“ aktiv waren. 

Unbeantwortet geblieben ist dar¬ 
über hinaus bis heute die gravierende 
Frage, ob es sich bei den NSU-Terro- 
risten einzig um in Deutschland ak¬ 
tive Neonazis handelte, oder ob der 
NSU nicht gar Teil eines internatio¬ 


nalen rechten Terrornetzwerkes war. 
Konzepte, mit massiver Gewalt gegen 
Migranten und politisch Andersden¬ 
kende vorzugehen, grassierten in der 
Naziszene der 1990er Jahre schließlich 
zur genüge. So etwa beim bewaffneten 
Arm des britischen Nazinetzwerkes 
„Blood & Honour“ (B&H) Namens 
„Combat 18“, welcher wie der NSU 
auf dem Prinzip des „führerlosen Wi¬ 
derstandes“ aufbaute. Bekannt ist mitt¬ 
lerweile, dass es ausgeprägte Kontakte 
deutscher Neofaschisten auch aus den 
Reihen des neofaschistischen „Thürin¬ 
ger Heimatschutzes“, der Quellorgani¬ 
sation der späteren NSU-Terroristen, 
in das im Jahr 2000 zumindest offiziell 
in Deutschland verbotene B&H-Netz- 
werk gab. 

Auch die Fragestellung, ob es eine 
mögliche Zusammenarbeit Beate 
Zschäpes mit den Verfassungsschutz¬ 
behörden gab, ist mittlerweile im Nir¬ 
wana verschwunden. Dabei hatte selbst 
Zschäpes Anwalt, 

Wolfgang Heer, in 
einem im Dezem¬ 
ber 2011 bei Spie¬ 
gel Online veröffentlichten Interview 
auf die Frage, ob das rechte Trio jemals 
für den Verfassungsschutz gearbeitet 
habe, geantwortet, dass er, „was Frau 
Zschäpe betrifft“, die Frage „nicht be¬ 
antworten“ werde. Die Leipziger Volks¬ 
zeitung hatte schon am 29. November 
2011 unter Berufung auf Hinweise aus 
dem Thüringer Landeskriminalamt 
berichtet, Zschäpe habe im Dienst des 
Thüringer Verfassungsschutzes gestan¬ 
den. Als Gegenleistung für Informati¬ 
onen, die sie weitergegeben habe, soll 
sie von der dortigen Behörde vor straf¬ 


rechtlicher Verfolgung geschützt wor¬ 
den sein, hieß es. 

Neben dem mehr als zweifelhaft 
agierenden Thüringer Verfassungs¬ 
schutz sind außerdem die Aktivitä¬ 
ten des bis zu seiner Suspendierung 
hauptamtlich für den hessischen Ver¬ 
fassungsschutz arbeitenden Andreas 
Temme äußerst bemerkenswert. Der 
als Waffennarr geltende Mann, der 
den Spitznamen „Kleiner Adolf“ trug, 
war am 21. April 2006 kurzzeitig unter 
Mordverdacht festgenommen worden, 
weil er während des am 6. April 2006 
verübten Mordes an Halit Yozgat am 
damaligen Tatort, einem Kasseler In¬ 
ternetcafe, zugegen war. Anhand von 
am Tatort gefundenem DNS-Material 
hatten die Strafverfolgungsbehörden 
ihn damals ausfindig machen können. 
Bei einer durchgeführten Hausdurch¬ 
suchung war unter anderem Literatur 
über Serienmorde gefunden worden. 
Jedoch hatte die Staatsanwaltschaft 
Kassel das Ermitt¬ 
lungsverfahren ge¬ 
gen den Mann im 
Januar 2007 ein¬ 
gestellt, da ihm kein Zusammenhang 
mit der Tat nachgewiesen werden kön¬ 
ne. Die Bild-Zeitung hatte am 17. No¬ 
vember 2011 exklusiv gemeldet, dass 
Bewegungsprofile der Polizei ergeben 
hätten, dass Temme an insgesamt sechs 
Tatorten der „NSU“-Morde zugegen 
gewesen sein soll, was von den Behör¬ 
den jedoch bestritten wird. Bemerkens¬ 
wert ist, dass mit der damaligen vorläu¬ 
figen Festnahme Temmes die rassisti¬ 
sche Mordserie - die Erschießung der 
deutschen Polizistin Michele Kiesewet¬ 
ter 2007 fiel aus dem Rahmen - ende¬ 


te. Aufgearbeitet bzw. näher beleuch¬ 
tet wurde dieser Fakt bisher hingegen 
nicht wirklich. 

Gleiches gilt für die dubiosen To¬ 
desumstände von Mundlos und Bön- 
hardt, die sich angeblich am 4. No¬ 
vember 2011 in einem Wohnmobil in 
Eisenach selbst getötet haben sollen. 
Obwohl die vermeintliche Selbsttötung 
der beiden Faschisten diverse Fragen 
aufwirft und es zu den genauen Um¬ 
ständen der Vorgänge unterschiedli¬ 
che Zeugenaussagen gibt, spielt der 
Vorgang in der öffentlichen Debatte 
so gut wie keine Bedeutung mehr. 

Ein gravierendes Hinderniss, wel¬ 
ches der Aufklärung des gesamten 
NSU-Komplexes gehörig im Wege 
steht, ist außerdem, dass sich gemein¬ 
sam mit Beate Zschäpe nur einige ih¬ 
rer (früheren) Gesinnungsgenossen auf 
der Anklagebank in München wieder¬ 
finden. Dorthin gehören würden aller¬ 
dings auch diejenigen Mitarbeiter der 
bundesdeutschen Inlandsgeheimdiens¬ 
te, die über das V-Leute-Unwesen in 
das braune Treiben verstrickt waren, 
es finanziell alimentiert und bestehen¬ 
de Aktenbestände, die zur Aufklärung 
hätten beitragen können, vernichtet ha¬ 
ben. Schließlich wäre ohne das Zutun 
und Wegsehen dieser besagten Beam¬ 
ten, diese beispiellose Mordserie kaum 
möglich gewesen. 

Dass die Aufklärung des mörderi¬ 
schen braunen Treibens und die Rolle 
der Geheimdienste in naher Zukunft 
zumindest im Ansatz aufgeklärt wer¬ 
den wird, darf hingegen - nicht nur 
aufgrund des bisherigen Prozessver¬ 
laufes - mit Fug und Recht bezweifelt 
werden. Markus Bernhardt 


Spitzname „Kleiner Adolf“ 


Heraus mit den Pace-Fahnen! 

Die Kooperation für den Frieden un¬ 
terstützt in dramatischer Situation „alle 
politisch-diplomatischen Schritte zu Waf¬ 
fenstillständen, zu Entwaffnungen und 
zu gemeinsamen Gesprächen mit dem 
Ziel friedlicher Konfliktlösungen“ in der 
Ukraine. Im Entwurf zu einer Erklärung, 
zu der Zustimmung von Friedensgrup¬ 
pen und -initiativen erbeten wird, heißt 
es: „Es ist an der Zeit, unsere PACE- 
Fahnen wieder hervor zu holen und aus 
Fenstern und von Baikonen zu hängen! 
Zeigen wir unseren Wunsch nach Frie¬ 
den. Jede Geste ist ein wichtiger Beitrag.“ 

Neonazis in Dortmund 
übertönt 

Die Neonazis kamen, skandierten und 
waren kaum zu hören: Ein vielfaches 
Mehr an Gegendemonstranten stellten 
sich am Samstag, 10. Mai, ab 18 Uhr der 
Kundgebung der Partei „Die Rechte“ auf 
dem Münsterplatz in der Dortmunder 
Nordstadt entgegen. Die 250 Demokra- 
tinnen und Demokraten veranstalteten 
gellende Pfeifkonzerte und Sprechchöre. 
Zudem hielten sie kreative Plakate und 
Transparente in die Höhe. Ein friedlicher 
Protest, der den 45 Neonazis sichtlich 
nicht schmeckte. 

Der Leiter des Polizeieinsatzes, Po¬ 
lizeidirektor Peter Monien, äußerte sich 
zufrieden über den gesamten Verlauf: 
„Einige wenige Rechtsextremisten stan¬ 
den heute in Rufweite einer deutlichen 
Überzahl des demokratischen Gegen¬ 
protestes gegenüber. Dabei verlief alles 
friedlich; alles in allem ein erfolgreicher 
Polizeieinsatz!“resümierte Peter Monien. 

Polizeipräsident Gregor Lange 
schloss sich dieser positiven Bewer¬ 
tung an: „Meine Verbotsverfügung und 
der Beschluss des Verwaltungsgerichts 
Gelsenkirchen haben den Rechtsextre¬ 
misten deutliche Grenzen aufgezeigt. 
Wichtig war mir, die Dortmunder Be¬ 
völkerung heute vor Provokation und 
Einschüchterung durch die Rechtsex¬ 
tremisten zu schützen. Gemeinsam mit 
allen friedlichen und demokratischen 
Gegendemonstranten ist uns dieses ein¬ 
drucksvoll gelungen.“ 

Was bleibt vom Neonazi-Aufmarsch: 
Viel Pferdescheiße, ein von der Reiter¬ 
staffel zertrampelter Münsterplatz und 
das Gefühl der Genugtuung bei den De¬ 
mokraten, dass sie gemeinsam mit der 
Polizei die Neonazis in ihre Schranken 
verwiesen haben. 

Die Nordstadt ist für „Die Rech¬ 
te“ kein gutes Pflaster: Denn Deutsche 
und Migranten standen ihnen fried¬ 
lich entgegen und sorgten dafür, dass 
die ausländerfeindlichen Parolen wei¬ 
testgehend ungehört verhallten. Viele 
Parolen durften sie ohnehin nicht skan¬ 
dieren - dies untersagten die strikten 
Auflagen der Polizei. Auch die neuen 
„Ausländer raus“-Plakate der Partei 
waren nicht zu sehen. 

(Quelle: nordstadtblogger.de) 

Geschichtsrevisionistisches 

Jahrestreffen 

Der diesjährige Kongress der rechtsex¬ 
tremen „Gesellschaft für freie Publizis¬ 
tik“ findet vom 23. bis 25. Mai statt. Ge¬ 
tagt wird unter dem Motto „Missbrauch¬ 
te Geschichte - Deutschland ewig am 
Pranger?“ im thüringischen Kirchheim. 

Die 1960 von ehemaligen SS-Offizie- 
ren und NSDAP-Funktionären gegrün¬ 
dete „Gesellschaft für freie Publizistik“ 
(GfP) mit Sitz in München gilt als mitglie¬ 
derstärkste rechtsextreme Kulturvereini¬ 
gung. Ihr gehören etwa 500 extrem rechte 
Publizisten, Redakteure, Buchhändler und 
Verleger an. Im Mittelpunkt der Aktivi¬ 
täten der geschichtsrevisionistisch ausge¬ 
richteten GfP steht die Relativierung der 
Kriegsschuld. Mit „Aufklärungsarbeit“ 
soll die angeblich verzerrte Darstellung 
der Zeitgeschichte korrigiert werden. 
Eine der Hauptforderungen der GfP ist 
die Streichung des Volksverhetzungs-Pa- 
ragraphen 130 StGB. Dieser diene der Be¬ 
wahrung des „herrschenden Geschichts¬ 
bildes“ und verhindere, dass „offiziöse 
Behauptungen zur NS-Judenverfolgung“ 
angezweifelt werden könnten, so die GfP. 

Als Referenten für den 55. Jahres¬ 
kongress der GfP sind James Bacque 
(Kanada), Pavel Kamas (Tschechien), 
Albrecht Jebens (Uhldingen-Mühl¬ 
hofen) und Franz Uhle-Wettler (Me¬ 
ckenheim) angekündigt. 

(Quelle: Blick nach Rechts) 
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Westlicher „Experteneinsatz“ 
in Nigeria 

Nach erheblichem Druck aus den USA, 
Großbritannien und Frankreich hat der 
Staatspräsident Nigerias, Goodlock Jo¬ 
nathan, der Entsendung von westlichen 
„Expertenteams“ zur „Terroristenbe¬ 
kämpfung“ in Nigeria zugestimmt. Als 
Anlass für diese „Hilfe“, die Jonathan 
laut Bericht der ARD-Tagesthemen 
„erst nach langem Zögern“ angenom¬ 
men hat, dient die Entführung von 220 
Schülerinnen aus einer Schule in ei¬ 
ner Ortschaft im äußersten Nordosten 
Nigerias am 14./15. April. Sie wurde 
von einer bewaffneten Gruppe durch¬ 
geführt, die zur islamistischen Sekte 
„Boko Haram“ gehören soll, obwohl 
Boko Haram selbst erklärte, dafür 
nicht verantwortlich zu sein. Die nigeri¬ 
anische Polizei und Armee konnte bis¬ 
her den Aufenthaltsort der entführten 
Mädchen nicht feststellen. Laut US- 
Angaben sind seit dem 7. Mai nun zehn 
Mitarbeiter des US-Regionalkomman- 
dos für Afrika in Stuttgart (Africom) in 
der nigerianischen Hauptstadt Ajuba 
vor Ort. Sie sollen in der dortigen US- 
Botschaft eine „Koordinierungszelle“ 
für die „Hilfstätigkeit“ der Abgesand¬ 
ten der Geheimdienste einrichten. Von 
der französischen Regierung wurde die 
Entsendung von zehn Offizieren des 
militärischen Geheimdienstes DGSE 
angekündigt. London sagte gleichfalls 
die Entsendung einer „Sondereinheit“ 
und den Einsatz eines Aufklärungs¬ 
flugzeugs zu. Angeblich ist ein „militä¬ 
rischer Einsatz“ des Westens in Nigeria 
nicht beabsichtigt. Doch von westlicher 
Seite wurden wiederholt Vorwürfe er¬ 
hoben, dass die nigerianische Armee 
nicht in der Lage sei, den bereits seit 
2009 immer wieder verübten Anschlä¬ 
gen von „Boko Haram“ endlich Herr 
zu werden. Obwohl das Eingreifen der 
westlichen Geheimdienste strikt mit 
rein humanitären Absichten der Be¬ 
freiung der Mädchen aus der Gewalt 
islamistischer Geiselnehmer begründet 
wird, darf nicht vergessen werden, dass 
bei den Konflikten in Nigeria enorme 
ökonomische Interessen im Spiel sind. 
Die gern als Konflikt zwischen Chris¬ 
ten und Moslems dargestellten Ausein¬ 
andersetzungen sind das Ergebnis er¬ 
bitterter Konkurrenzkämpfe zwischen 
unterschiedlichen einheimischen Clans, 
die in den einzelnen Regionen die 
Macht haben, zugleich aber in inten¬ 
siven Beziehungen zu den zahlreichen 
internationalen Konzernen stehen, die 
in dem Land tätig sind. Nigeria ist der 
sechstgrößte Ölproduzent der Welt. 
Ganze Landesteile sind durch die von 
der Ölförderung verursachten Umwelt¬ 
schäden verwüstet. Die Investitionen 
ausländischer Konzerne in Nigeria be¬ 
liefen sich bereits 2007 auf über 2 Mil¬ 
liarden US-Dollar. 

Beinah-Zusammenstoß 
mit einer Drohne 

Am 22. März ist es in Florida/USA zu 
einem Beinah-Zusammenstoß einer 
Drohne mit einem Verkehrsflugzeug 
der American Airways gekommen. 
Das geht aus den Angaben eines Ver¬ 
antwortlichen der US-Bundesluftfahrt- 
agentur FAA bei einer Anhörung am 
8. Mai in San Francisco hervor. Die 
Drohne, von der bisher weder Her¬ 
kunft noch Pilot festgestellt werden 
konnten, war in der Nähe des Flugha¬ 
fens Tallahassee dem Verkehrsflugzeug 
bis auf 700 m nahe gekommen. Der Pi¬ 
lot sagte, die Drohne sei so nah gewe¬ 
sen, dass er fest mit einer Kollision ge¬ 
rechnet habe. Laut den einschlägigen 
US-Vorschriften müssten Drohnen¬ 
flüge eigentlich vorher an die Flugsi¬ 
cherheit gemeldet werden, wenn sie im 
Umkreis von 8 km von einem Flughaf¬ 
ten beabsichtigt sind. Das ist im vor¬ 
liegenden Fall offenkundig missachtet 
worden. In Berichten über den Vorfall 
wurde darauf verwiesen, dass die Her¬ 
steller von Drohnen in den USA ge¬ 
genwärtig einen enormen Boom erle¬ 
ben, weil neben dem Militär auch zahl¬ 
reiche zivile Unternehmen den Einsatz 
von Drohnen für kommerzielle Zwe¬ 
cke erproben oder bereits praktizieren. 
Bei dem dichten Flugverkehr werde 
es immer schwieriger, diese Drohnen¬ 
nutzung mit der Sicherheit des zivilen 
Luftverkehrs in Übereinstimmung zu 
bringen. 


Vertrauensbeweis für den ANC 

Südafrikas Kommunisten drängen auf „zweite Phase 
der demokratischen Revolution“ 



D ie Südafrikanische Kommunis¬ 
tische Partei (SACP) bewertete 
das Ergebnis der Parlaments¬ 
wahl am 7. Mai als einen klaren Ver¬ 
trauensbeweis einer großen Mehrheit 
der südafrikanischen Bevölkerung für 
den ANC und als ein eindeutiges Man¬ 
dat zur Weiterführung des Umgestal¬ 
tungsprozesses und für eine „radikale 
zweite Phase unserer demokratischen 
Revolution V 

Nach dem am 10. Mai von der un¬ 
abhängigen Wahlkommission bekannt 
gegebenen Endergebnis konnte die 
Allianz von ANC, SACP und dem Ge¬ 
werkschaftsbund COSATU landesweit 
mehr als 11,4 Millionen Stimmen und 
damit 62,15 Prozent und 249 Sitze im 
Parlament (von insgesamt 350) für sich 
gewinnen. Die Wiederwahl des bisheri¬ 
gen Staatspräsidenten Jacob Zuma am 
25. Mai durch das Parlament ist damit 
gesichert. Auch in allen Provinzen Süd¬ 
afrikas mit Ausnahme des Westkaps 
(Kapstadt und Umgebung) errang der 
ANC die Mehrheit, sodass er in acht 
von neun Provinzen weiter regieren 
wird. Nicht zu übersehen ist allerdings, 
dass der ANC weniger Stimmen erhielt 
als bei der letzten Wahl 2009, wenn die 
Differenz auch relativ gering ausgefal¬ 
len ist (minus 3,75 %). 

Die größte Oppositionspartei, die 
„Demokratische Allianz“ (DA) kam 
mit 4 Millionen Wählerinnen und Wäh¬ 
ler auf 22,23 Prozent (39 Sitze). Sie hat 
eine klare Zunahme um 5,5 Prozent zu 
verzeichnen. Allerdings bleibt der Ab¬ 
stand zum ANC immer noch enorm 
groß. Die DA ist eine am Neoliberalis¬ 
mus orientierte Partei, die vor allem die 
Interessen weißer wie schwarzer kapi¬ 
talistischer Unternehmerkreise vertritt 
und enge Beziehungen zu dem im Land 
tätigen Auslandskapital unterhält. 

Auf dem dritten Platz landete die 
erstmals angetretene Partei des ehema¬ 
ligen ANC-Jugendsekretärs Julius Ma- 
lema, der sich vom ANC abgespalten 
hat und sich seitdem als heftiger Kri¬ 
tiker des ANC mit zumeist „linksradi¬ 
kalen“ Tönen und Angriffen auf den 
persönlichen Lebensstil von Staatschef 
Zuma präsentierte. Seltsamerweise 
nennt er seine Partei aber „Economic 
Freedom Fighters“ (EEF - „Kämpfer 
für wirtschaftliche Freiheit“), was ziem¬ 
lich neoliberal klingt. Die EEF kam auf 
knapp 1,17 Millionen Stimmen, 6,35 
Prozent und 25 Sitze im künftigen Par¬ 
lament. Das ist mehr, als ihr Umfragen 
zuletzt zugebilligt hatten, aber weniger 
als von ihm selbst zuvor angesagt. 


Da in Südafrika reines Verhältnis¬ 
wahlrecht gilt und keinerlei Sperrklau¬ 
sel besteht, werden noch zehn weitere 
Parteien im künftigen Parlament ver¬ 
treten sein, teilweise mit Stimmanteilen 
weit unter einem Prozent. 

Die SACP erklärte in ihrer Stel¬ 
lungnahme, dass der Wahlsieg des 
ANC, der fünfte in Folge seit der Besei¬ 
tigung des Apartheidregimes und der 
erste nach Mandelas Tod, „nach 20 Jah¬ 
ren an der Macht und inmitten einer 
anhaltenden globalen kapitalistischen 
Krise, die auch unser eigenes Land be¬ 
troffen hat“, eine „signifikante Leistung 
für eine amtierende Regierungspartei“ 
sei. Trotz der Versuche, Misstrauen und 
Gleichgültigkeit zu säen, habe sich die 
Mehrheit der Südafrikaner nicht ab¬ 
bringen lassen, „für die Vertiefung und 
Konsolidierung unserer Demokratie“ 
zu stimmen. Das Wahlergebnis unter¬ 
streiche einmal mehr die große Kluft 
zwischen der in den privaten Medien 
produzierten „öffentlichen Meinung“ 
und der realen Volksmeinung in den 
Arbeiterklasse-Townships und An¬ 
siedlungen im Umfeld großer Städte 
wie auch in den Dörfern. Doch der 
ANC habe sich trotz aller Angriffe 
nicht abbringen lassen „von seiner 
historischen Mission, ein vereinigtes, 
nicht-rassistisches, nicht-sexistisches, 
demokratisches und prosperierendes 
Südafrika aufzubauen, in dem es ein 
besseres Leben für alle gibt“. 


Die SACP betonte dabei auch die 
Rolle, die ihre eigenen Mitglieder, 
kommunistische Aktivisten und Wahl¬ 
helfer in Zusammenarbeit mit den 
anderen Partnern und den demokra¬ 
tischen Massenbewegungen gespielt 
haben, um diesen Wahlsieg zu sichern. 
Deshalb müsse es jetzt darum gehen, 
die im Wahlkampf entwickelten Struk¬ 
turen und Beziehungen zu den Mas¬ 
sen fortzusetzen, „um eine enge Part¬ 
nerschaft zwischen dem Volk und der 
Regierung zu sichern beim Vorantrei¬ 
ben unserer Ziele im Kielwasser die¬ 
ses Sieges“. 

Der Wahlsieg sei ein „überwälti¬ 
gendes Mandat“ für die Fortsetzung 
des vom Staat geleiteten Wachstums¬ 
und Arbeitsplatzprogramms. Die an¬ 
gekündigte radikale zweite Phase des 
Umgestaltungsprozesses müsse eine 
„Verstärkung des staatlichen Eingrei¬ 
fens in der Wirtschaft einschließen“, 
um die Schaffung von Arbeitsplätzen, 
die Industrialisierung, eine stärkere 
Nutzung der natürlichen Ressourcen, 
ein nachhaltiges, vom öffentlichen 
Sektor geführtes Infrastrukturpro¬ 
gramm, eine Lohn- und Gehaltspo¬ 
litik, die größere Gleichheit sichert, 
und eine Landreform sicherzustellen, 
die einen gesicherten Lebensunterhalt 
und die produktive Tätigkeit derjeni¬ 
gen, die das Land bearbeiten, gewähr¬ 
leistet. 

Dirk Grobe 


Rote Karte für Kiewer Junta 


Für den Entschluss, sich durch ein Re¬ 
ferendum von Kiew zu trennen, dürf¬ 
te das Beispiel der Krim keine gerin¬ 
ge Rolle gespielt haben. Die Situation 
auf der Krim war - wie bereits in einem 
vorangegangenen Beitrag der UZ be¬ 
tont -jedoch aus vielen Gründen eine 
andere als die in Donezk und Lugansk. 
Die im Zusammenhang mit der Krim 
vom russischen Föderationsrat Präsi¬ 
dent Putin erteilte Vollmacht, einzu¬ 
greifen, wenn jenseits der russischen 
Grenzen lebende russische Menschen 
bedroht sind, ist zudem nicht nur un¬ 
ter dem Blickwinkel des Völkerrechts 
problematisch. Die damit verbunde¬ 
nen möglichen Gefahren für den Frie¬ 
den und die Sicherheit Russlands wer¬ 
den z.B. dadurch deutlich, dass die 
NATO diese Vollmacht demagogisch 
als Begründung für ihr Vorhaben miss¬ 
braucht, in den inzwischen zur NATO 
gehörenden ehemaligen baltischen So¬ 
wjetrepubliken - entgegen den bei der 
NATO-Osterweiterung abgegebenen 
Versprechungen - nun doch nahe der 
russischen Grenze ständige US- und 
anderer NATO-Kontingente zu statio¬ 
nieren. 

★ 

Nach der Erklärung der Kiewer Jun¬ 
ta, die Referenden nicht anzuerkennen 


Fortsetzung von Seite i 

und „die ,Anti-Terror- Operation* fort¬ 
zusetzen, besteht die Gefahr, dass der 
Bürgerkrieg verschärft und noch mehr 
Blut fließen wird sowie die Spannun¬ 
gen zwischen Russland und dem Wes¬ 
ten weiter eskalieren. 

Die Schuld dafür tragen letztlich 
vor allem die neuen Machthaber in 
Kiew und ihre Anstifter in Washing¬ 
ton, Berlin und Brüssel, die mit dem 
unter Bruch der ukrainischen Verfas¬ 
sung durchgezogenen Februar-Um¬ 
sturz und der Bildung neuer Machtor¬ 
gane unter Beteiligung von Faschisten 
die Axt an den Staat Ukraine gelegt 
haben. Zudem wurde der von den uk¬ 
rainischen Kommunisten und dann 
auch von Russland vertretene Vor¬ 
schlag einer Föderalisierung des Lan¬ 
des zurückgewiesen. Mit dieser Initi¬ 
ative, hätten unter Berücksichtigung 
des Willens der Menschen in den Re¬ 
gionen, ihrer sprachlichen und ande¬ 
ren kulturellen Traditionen sowie der 
Einflüsse ihrer unterschiedlichen ge¬ 
schichtlichen Entwicklung, staatliche 
Gebilde mit großen Vollmachten und 
Eigenverantwortung unter dem Dach 
eines Gesamtstaates Ukraine geschaf¬ 
fen werden können - vielleicht ähn¬ 
lich dem Status der Bundesländer in 
Österreich und Deutschland. Das hät¬ 


te ein gangbarer Weg zur Lösung der 
entstandenen Probleme sein können. 
Und etwas anderes ist auch heute nicht 
in Sicht, um Bürgerkrieg und Zerfall 
der Ukraine zu stoppen. Unverzichtbar 
dafür sind Kompromisse der verfein¬ 
deten Seiten. 

Leider scheint dazu aber auch bei 
den Gegnern des Kiewer Regimes im 
Südosten des Landes die Bereitschaft 
zu fehlen. So haben die Führer der 
„Volksrepublik Donezk“ am Montag¬ 
abend die Russische Föderation gebe¬ 
ten, die Möglichkeit für den Beitritt 
ihrer Republik zur Russischen Föde¬ 
ration zu prüfen. Es ist zu erwarten, 
dass eine solche Bitte auch von der 
„Volksrepublik Lugansk“ folgen wird. 
Anscheinend war dies von vornher¬ 
ein das Ziel der Referenden. Den von 
Russland vor und nach den Referen¬ 
den unterbreiteten Vorschlägen zur Lö¬ 
sung der Spannungen in der Ukraine 
steht es jedenfalls entgegen. Das vom 
Kiewer Regime und seinen westlichen 
Unterstützern gezeichnete Zerrbild 
von Russland als Strippenzieher der 
Protestler im Südosten erweist sich so 
als russophobe Seifenblase. 

Russische Reaktionen auf die Bit¬ 
te aus Odessa waren bei Redaktions¬ 
schluss noch nicht bekannt. Willi Gerns 


Kampagne 
gegen Brasilien 

Fußball-WM beschneidet 
nicht den Sozialetat 

Die brasilianische Arbeiterpartei (PT), 
die in einer Mitte-Links-Koalition un¬ 
ter Führung der Präsidentin Dilma 
Rousseff in der Regierung des Landes 
steht, hat sich mit einem Statement 
an befreundete Parteien, darunter die 
DKP, gegen „internationale Desinfor¬ 
mationskampagnen“ gewandt, mit de¬ 
nen dem Land Unregelmäßigkeiten bei 
der Vorbereitung der im Juni beginnen¬ 
den Fußball-Weltmeisterschaft vorge¬ 
worfen werden. Wir geben Ausschnitte 
daraus wieder, um der Leserschaft ei¬ 
nen zweiten Blick auf die Geschehnisse 
zu ermöglichen - und zwar nicht von 
internationalen N achrichtenagenturen 
oder FIFA gelenkt, sondern aus Brasi¬ 
lien selbst. 

Die PT betont, dass der Etat für die 
WM bei 26 Milliarden Reales (etwa 
8,53 Milliarden Euro) liegt, wovon ein 
knappes Drittel für die Stadionbauten 
aufgewendet wurde. Dafür aber seien 
nur Investitionen der Entwicklungs¬ 
bank BNDES, von den örtlichen Kom¬ 
munen und privaten Geldgebern her¬ 
angezogen worden, nicht aber Gelder 
des Staatshaushaltes. 

Die verbleibenden 70 Prozent der 
WM-Kosten aber gingen in Infrastruk¬ 
tur, Dienstleistungen und Arbeitskräf¬ 
te. 45 der neuen Streckenverbindungen 
im Stadtbereich sind nach PT-Angaben 
auf den öffentlichen Nahverkehr ge¬ 
richtet. Im Luftverkehr wurden 6,28 
Mrd. Reales eingesetzt, womit die 
Aufnahmefähigkeit von Fluggästen 
in Flughäfen von WM-Spielorten auf 
das 1,8-Fache gesteigert werden konn¬ 
te. Die Regierungspartei weist darauf 
hin, dass somit insgesamt 700 000 Ar¬ 
beitsplätze bis Juni geschaffen werden 
konnten. Zu erwarten sei ein Anteil der 
WM beim Bruttoinlandsprodukt von 
30 Milliarden Reales. 

Damit begegnet die PT den Be¬ 
hauptungen, dass die WM Lücken im 
Etat für Gesundheit und Bildung rei¬ 
ßen würde. Im Gegenteil seien die An¬ 
teile für Bildung und Gesundheit am 
Staatsetat seit Jahren im Anstieg be¬ 
griffen; Bildungsausgaben erhöhten 
sich im Vergleich zum Vorjahr von 86,2 
auf 89,1 Milliarden Reales, und der Etat 
für Gesundheit stieg mit nun 106 Mrd. 
Reales gar um 31 Prozent gegenüber 
2011. Die Fußball-Weltmeisterschaft 
habe keine Mittel aus den Sektoren 
Gesundheit, Bildung, Transport und 
öffentliche Sicherheit gebraucht. 

Hinsichtlich der anhaltenden Pro¬ 
teste erkennt die Arbeiterpartei deren 
fortschrittliche Inhalte an, möchte aber 
deren Instrumentalisierung durch die 
Teile der Rechten nicht hinnehmen. 
Das Gesetzesprojekt zur Niederschla¬ 
gung von Gewaltakten bei Demon¬ 
strationen, von dem im Ausland viel die 
Rede ist, wurde von Teilen der Rech¬ 
ten und mit Unterstützung von Kreisen 
der öffentlichen Sicherheit eingebracht. 
Die PT erklärt sich gegen diesen Geset¬ 
zesvorschlag, denn das Grundproblem 
seien nicht die Demonstrationen bei 
der WM, sondern die strukturell vor¬ 
handene Gewalt in der brasilianischen 
Gesellschaft, die auf Jahrhunderte von 
Ungleichheit und Kriminalisierung der 
Armut zurückzuführen sei. 

Günter Pohl 



Das Brasilien der Ordnungskräfte 
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Drängendste Probleme: Warenmangel und Inflation 

Interview mit Hector Rodriguez und Gabriel Aguirre von der Kommunistischen Jugend Venezuelas 


O rganisiert von der Sozialistischen Deutschen Arbeiterjugend fand Ende April 
in Deutschland eine Veranstaltungsreihe mit dem Vorsitzenden und dem Ver¬ 
antwortlichen für Internationale Beziehungen der Kommunistischen Jugend 
Venezuelas, Hector Rodriguez und Gabriel Aguirre, statt. Das Jugendmagazin „Posi¬ 
tion“ der SDAJ führte ein Gespräch mit den beiden Jugendfunktionären: 


Position: Ihr seid derzeit auf Europa- 
Rundreise. Warum? 

Hector: Seit Anfang des Jahres ist Vene¬ 
zuela in den internationalen Medien. An¬ 
geblich herrschen im Land bürgerkriegs- 
ähnliche Zustände und die Regierung 
unterdrückt gewaltsam die friedlichen 
Proteste der Opposition. Das ist aber 
schlicht eine Lüge. Die Opposition hat 
die vergangenen Wahlsiege des Regie¬ 
rungslagers nicht akzeptiert. Jetzt ver¬ 
sucht sie mit anderen Mitteln wieder an 
die Macht zu kommen. Ihr Ziel ist es, die 
Regierung zu stürzen und den begonne¬ 
nen Prozess umzukehren. Daran zeigt 
sich bereits ihre antidemokratische Hal¬ 
tung. Sie versucht dazu die sehr kompli¬ 
zierte Situation seit dem Tod des aner¬ 
kannten Anführers des bolivarianischen 
Prozesses, Hugo Chävez, auszunutzen. 
Noch im Dezember zeigte sich bei den 
Kommunalwahlen, bei der die boliva- 
rianischen Parteien mit fast 10 Prozent 
Abstand gewannen, dass die Mehrheit 
im Land die Lortsetzung der bolivaria- 
nischen Revolution will. 

Position: Wie geht die Opposition vor? 
Gabriel: Wir haben es mit einem strate¬ 
gisch ausgearbeiteten Putschplan zu tun, 
der ähnlich bereits Dutzende Male zum 
Einsatz kam. Ganz kurz ausgedrückt 
geht es immer darum, erst für Chaos und 
Unruhe im Land zu sorgen, um damit ei¬ 
nen Vorwand für einen Putsch oder ein 
Eingreifen des Imperialismus zu haben. 
Es ist vor allem der US-Imperialismus, 
der seine Vorherrschaft in ganz Latein¬ 
amerika durch die bolivarianische Revo¬ 
lution bedroht sieht und daher ein Inter¬ 
esse hat, unsere Regierung zu stürzen. 
Derzeit werden Grundnahrungsmittel 
und Dinge des täglichen Bedarfs künst¬ 
lich verknappt, weil viele Unternehmen 
diese Waren zurückhalten. Dadurch stei¬ 
gen natürlich die Preise enorm - mittler¬ 
weile liegt die Inflation bei 56 Prozent. 
Dadurch soll Chaos geschaffen werden, 
das die Rechte demagogisch nutzen 
kann, um eine faschistische Regierung 
zu installieren. 

Position: Welche Rolle spielen der US- 
Imperialismus und die imperialistischen 
Staaten in der EU? 


Gabriel: Die Aktion ist vor allem vom 
US-Imperialismus geplant, gesteuert, 
finanziert und organisiert. Sie haben in 
den „bunten Revolutionen“ in Osteuro¬ 
pa Leute ausgebildet, die dort gelernt ha¬ 
ben, wie man die eine Regierung stürzt 
und durch eine, dem Kapital hörige Re¬ 
gierung ersetzt. Es gibt eine internationa¬ 
le Diffamierungskampagne gegen Vene¬ 
zuela, an der sich auch die EU beteiligt. 
Die aktuellen Proteste sind keine sponta¬ 
nen Proteste der Jugend gegen ein auto¬ 
ritäres Regime, sondern von langer Hand 
geplant - von der mit dem Imperialismus 
verbündeten Unternehmerklasse. Es ist 
kein Zufall, dass auf einmal eine große 
Zahl kolumbianischer Paramilitärs über 
die Grenze in unser Land einsickert, ge¬ 
nauso wenig wie es Zufall ist, dass das 
Ziel der Anschläge der Putschisten und 
Faschisten auf der Straße eigentlich im¬ 
mer Einrichtungen im Interesse des Vol¬ 
kes sind. 

Position: Wenn es keine „spontane Ju¬ 
gendrevolte“ ist, was ist das dann? 
Hector: Wer das ist und in wessen Inter¬ 
esse diese Bewegung handelt, zeigt sich 
am besten an ihrem Aktionsradius und 
den Zielen der vielen Brandanschläge. 
Es hat bisher zum Beispiel noch keine 
einzige Demonstration in einem der vie¬ 
len Armenviertel gegeben, sondern nur 
in den Reichenvierteln. Es wird an den 
teuersten Privatunis des Landes protes¬ 
tiert und nachts brennen die kostenlosen 
öffentlichen Unis, die den Arbeiterkin¬ 
dern und Kindern aus bäuerlichen Fa¬ 
milien ein Studium ermöglichen. Oder 
es brennen die kostenlosen Gesund¬ 
heitszentren oder der öffentliche Nah¬ 
verkehr, aber wer zwei fette Luxusli¬ 
mousinen vor der elterlichen Villa ste¬ 
hen hat, der braucht all so was nicht. Der 
soziale Träger dieser Proteste ist die Ju¬ 
gend der höheren Mittelschichten, der 
kleinen und mittleren Bourgeoisie. Die 
Proteste haben keine Volksunterstüt¬ 
zung, sie sind beschränkt auf eine Min¬ 
derheit, die seit Februar immer weniger 
Menschen mobilisieren kann. Ebenfalls 
bezeichnend sind die Toten, für die in 
den Privatmedien die Regierung ver¬ 
antwortlich gemacht wird. Nur 5 der 40 


Todesopfer starben in der Konfrontation 
mit den Sicherheitskräften. Die meisten 
Opfer sind Polizisten und Mitglieder der 
Nationalgarde, Kommunisten und ande¬ 
re bekannte Revolutionäre oder Unbe¬ 
teiligte, die zufällig Opfer der von der 
Opposition entfesselten Gewalt gewor¬ 
den sind. 

Position: Wie sind die „Friedensgesprä¬ 
che“ und ihre Ergebnisse zwischen Regie¬ 
rung und Opposition zu bewerten? 



Hector und Gabriel: Für eine sozialisti¬ 
sche Perspektive 


Gabriel: Die Gespräche sind nicht der 
richtige Weg. Sie werfen den revolutio¬ 
nären Prozess zurück und sind ein Kom¬ 
promiss mit Faschisten und Putschisten. 
Stattdessen wäre eine intensive Dis¬ 
kussion unter den Revolutionären und 
Bündnispartnern nötig. Die gibt es bisher 
nicht. Natürlich ist es richtig, den Frieden 
im Land wieder herzustellen, aber das 
geht nur, wenn sich die Opposition zur 
Verfassung bekennt, die Anschläge und 
die Morde stoppt. Sonst gibt es nichts mit 
denen zu verhandeln. 

Die Situation ähnelt in vieler¬ 
lei Hinsicht dem letzten Putschver¬ 
such 2001/02. Chävez hatte bis dahin 
die „Vermenschlichung des Kapita¬ 
lismus“ vertreten. Angesichts der im¬ 
mer aggresiveren Opposition änder¬ 
te er seine Haltung aber und erklärte, 
dass wir eine Vertiefung des Prozesses 
brauchen. Dadurch konnten die Mas¬ 
sen mobilisiert werden, die den Putsch 
zurückschlugen. Diese Strategie muss 
wieder angewendet werden. 

Position: Was ist eurer Meinung nach jetzt 
zu tun? 

Hector: Allgemein gesprochen ist unser 
Ziel die Erhaltung des Friedens und der 
Stabilität, die Bekämpfung des Faschis¬ 
mus sowie die Vertiefung des bolivari¬ 
anischen Prozesses mit sozialistischer 
Zielstellung. 


Für uns als JCV bedeutet das den Auf¬ 
bau von Verteidigungskomitees der Re¬ 
volution, von Jugendinitiativen, die brei¬ 
te Teile der Jugend einbeziehen, um den 
Rechten den Boden zu entziehen. Aber 
vor allem wollen wir eine Kampagne zur 
Stärkung des Bewusstseins der Jugend 
durchführen. Wir wollen dabei die De¬ 
magogie der Opposition entlarven, die 
versucht, die Krise des kapitalistischen 
Systems und die daraus resultierende 
Unzufriedenheit für sich zu nutzen und 
der Regierung die Schuld für die Krise 
in die Schuhe zu schieben. Die Demago¬ 
gie der Rechten hat reale Grundlagen, an 
denen sie ansetzen kann. Diese Grund¬ 
lagen müssen beseitigt werden. Dazu ha¬ 
ben wir einige Vorschläge: 

Der Warenmangel und die Inflati¬ 
on sind derzeit die drängendsten Pro¬ 
bleme. Derzeit lohnt es sich für die 
Bourgeoisie, nahezu alle Waren aus 
dem Ausland zu importieren, selbst 
Lebensmittel, obwohl Venezuela sehr 
gute Bedingungen für Landwirtschaft 
hat. Zusätzlich wird auf dem Weg eine 
ungeheure Menge Kapital ins Ausland 
geschafft - Kapital, das aus der Bevöl¬ 
kerung herausgepresst wurde. Mit dem 
Außenhandelsmonopol könnte der 
Staat auch einfacher die Grundversor¬ 
gung der Bevölkerung sicherstellen. 
Dieses Importsystem, das selbst ein 
Erbe der Kolonialzeit ist, hat die vene¬ 
zolanische Bourgeoisie reich gemacht. 
Wenn wir aber unsere eigene Wirtschaft 
entwickeln wollen, dann geht das nur 
gegen diese Klasse, die von den aktu¬ 
ellen Bedingungen profitiert. Wir brau¬ 
chen einen nationalen Industrialisie¬ 
rungsplan, um mittelfristig technolo¬ 
gisch unabhängig zu werden. Außerdem 
fordern wir eine Reform des Steuersys¬ 
tems, das von Bauern und Arbeitern 
langfristig keine Steuern mehr erhebt, 
die Steuern für Unternehmen und die 
Reichen aber deutlich anhebt. All das 
ist aber nur gegen den Teil der venezo¬ 
lanischen Bourgeoisie durchzusetzen, 
der vom Importsystem profitiert. Auch 
gegen Korruption, Filz, Bürokratie und 
Ineffizienz im Staat muss vorgegangen 
werden, wenn wir die Unterstützung 
der Massen gewinnen wollen. 

Denn es geht nicht nur um die Ver¬ 
teidigung des Erreichten. Die einzige 
Lösung für den Konflikt ist, dem Pro¬ 
zess eine sozialistische Perspektive zu 
geben. Das Interview führte Jann, Essen 


Kleinbürger am Ruder 

Betrachtung einer „Volksbewegung“ in einer Schweizer Kleinstadt 


Wieder ein Asylheim, wieder ein Pro¬ 
test. Nach Laax, Bettwil und Brem- 
garten tritt nun auch die Schweizer 
Kleinstadt Aarburg in den Ausstand. 
Seit Ende April macht ein beträchtli¬ 
cher Teil der Aarburger Bevölkerung 
gegen die Einquartierung von 90 sy¬ 
rischen Flüchtlingen in der Gemein¬ 
de mobil. Etwa 600 Teilnehmerinnen 
zählte eine erste Protestaktion gegen 
das Asylheim - bei 7 200 Gemeinde¬ 
mitgliedern. Was folgte war ein bemer¬ 
kenswertes Zusammenspiel sämtlicher 
(!) örtlicher Parteien, des Aarburger 
Gemeinderates und der selbsternann¬ 
ten „Volksbewegung“. Vorläufig ist 
diese gemeinsame Aktion von Erfolg 
gekrönt: das Asylheim konnte mit ju¬ 
ristischen Mitteln wohl auf Jahre ver¬ 
hindert werden. 

Eine „soziale“ Bewegung 

Die Kleinstadt und Einwohnergemeine 
Aarburg hat Probleme finanzieller Art. 
Vom vergleichsweise schmalen Gemein¬ 
debudget von 28 Millionen Franken (23 
Mio. Euro) gingen zuletzt 6,2 Mio. Fran¬ 
ken (5 Mio. Euro) an Sozialausgaben ab. 
Bedingt werden die Ausgaben durch 
die - für Schweizer Verhältnisse - sehr 
hohe Sozialquote der Kleinstadt: 5,3 
Prozent der Aarburgerinnen sind auf 
Sozialhilfe angewiesen. Der Gemeinde¬ 
vorsteher Aarburgs, Hans-Ulrich Schär, 
spricht von seiner Gemeinde denn auch 
als einer, die „ohnehin mit vielen Prob¬ 
lemen zu kämpfen hat“. 

Gleichzeitig leiden andere Berei¬ 
che der Gemeinde. So reicht die Klas¬ 


sengröße in Aarburgs Schule nahe an 
30 Kinder heran. Förderunterricht für 
hilfsbedürftige Kinder komme biswei¬ 
len zu kurz, heißt es von Seiten der 
örtlichen Bevölkerung. Verwunderlich 
ist das nicht: Ausgaben für Bildung 
machten 2013 nur 5 Mio. Franken (4,1 
Mio. Euro) von Aarburgs Budget aus. 
Gleichzeitig diktiert der Kanton Aar¬ 
gau, dem Aarburg angehört, immer 
neue Sparpakete. 

Aus dieser Warte sind auch die 
Aarburger Proteste zu sehen. Sie rich¬ 
ten sich explizit gegen eine befürchte¬ 
te weitere Verschlechterung von Aar¬ 
burgs finanzieller Situation. Befürchtet 
wird, dass die aufgenommenen Flücht¬ 
linge nach Erhalt einer Aufenthaltser¬ 
laubnis in „die Sozialwerke einwan¬ 
dern“. Gerade Felix Grendelmeier, 
Initiator und Führer der Aarburger 
Proteste, betont diesen Aspekt. Seine 
Haltung: „Das Sozialwesen ist nicht 
unsere Zukunft, sondern die Bildung. 
Dort sollte man investieren.“ 

Natürlich ist eine solche Haltung re¬ 
aktionär. Zumal: Sie verfehlt den Punkt 
völlig. Aarburgs Probleme stammen 
zu einem guten Teil aus der verfehlten 
Sparpolitik von Bund und Kanton. Ge¬ 
rade im Asylwesen zeigt sich das über¬ 
deutlich: Zwar unterstützt der Kanton 
Aargau die Stadt Aarburg, während 
das Gesuch der Flüchtlinge bearbei¬ 
tet wird. Sobald jedoch ein Flüchtling 
aufgenommen wurde, stellt der Kanton 
seine Unterstützung an die Gemein¬ 
de ein - Aarburg muss ohne weitere 
Hilfe die Sozialleistungen selbst zah¬ 


len. Entsprechend bevorzugen es die 
meisten Gemeinden, keine Flüchtlin¬ 
ge aufzunehmen, die Verteilung von 
Asylsuchenden im Kanton Aargau ist 
hochgradig ungleichmäßig zwischen 
den Gemeinden. Eine fortschrittliche 
Bewegung könnte an dieser Stelle an¬ 
setzen und stärkere Unterstützung des 
Kantons für die Gemeinden fordern. 

Von der „Stadtaufwertung“ 

Im Aarburg besteht eine solche fort¬ 
schrittliche Bewegung nicht. Das hat 
seine Gründe, am deutlichsten wer¬ 
den sie an der Person Grendelmeiers. 
Der Kleinunternehmer Felix Grendel¬ 
meier ist zugleich Hausbesitzer. Seine 
Liegenschaft ist nur wenige Meter von 
der geplanten Asylunterkunft entfernt. 
Entsprechend seine Sorge: „Die gan¬ 
ze Stadtaufwertung wird hier zunich¬ 
te gemacht.“ Grendelmeier und andere 
Liegenschaftsbesitzer befürchten einen 
Wertverlust ihrer Liegenschaften von 
bis zu 50 Prozent. Tatsächlich taucht 
dieses Motiv im Diskurs um die Asyl¬ 
unterkunft immer wieder auf. In einem 
gemeinsamen Brief aller Ortsparteien 
heißt es: „(...) die Bürde von weiteren 
90 Asylsuchenden [wird] die Stadtauf¬ 
wertung und die ganzen Anstrengungen 
der letzten Jahre mit einem Schlag zu¬ 
nichte machen“. (Nebenbei sei bemerkt, 
dass dieser Brief natürlich auch von der 
Sozialdemokratie gezeichnet wurde.) 

Die Liegenschaftsbesitzer nehmen 
selbstverständlich rege am Protest teil. 
Grendelmeier bestätigte gegenüber der 
Tageszeitung junge Welt , dass sie bereits 


über eine gemeinsame Klage finanziel¬ 
ler Art gegen das Asylheim nachdenken. 
Und auch Gemeindevorsteher Schär ist 
sicher, dass der Wertverlust des eigenen 
Grundstücks für die „eine oder andere 
schon eine Befürchtung“ sei. 

An dieser Stelle sollte man sich klar 
machen, dass mit den Liegenschaftsbe¬ 
sitzern keine fortschrittliche Bewegung 
zu machen ist. Desto weniger natürlich 
unter ihrer Führung. Ihnen geht es um 
das Asylheim an sich - sie werden in je¬ 
dem Fall gegen die Unterbringung von 
Asylsuchenden sein, die sie als Gefahr 
für Grundstückspreise verstehen. 

Ein rassistisches Element 

Über den latenten und offenen Ras¬ 
sismus, der in Protesten gegen Asyl¬ 
heime und Flüchtlinge vorherrscht, 
dürfte bereits genügend verfasst wor¬ 
den sein. Hier sei darauf verwiesen, 
dass ein Blick in die Facebook-Grup- 
pe der „Volksbewegung“ genügt, um 
die rechtsextremen Tendenzen wahr 
zu nehmen. 

Wichtig ist allerdings, dass es eine 
innere Logik besitzt, dass die Aar¬ 
burger Bewegung auch Rassisten be¬ 
herbergt. Eine Bewegung gegen ein 
Asylheim, geführt von einem Kleinun¬ 
ternehmer und Hausbesitzer - das ist 
selbstverständlich eine nach rechts of¬ 
fene Bewegung. In Aarburg, wo es kei¬ 
ne wahrnehmbare Linke gibt, wo die 
Sozialdemokratie völlig auf den Stand¬ 
punkt einer kleinbürgerlichen Partei 
hinabgesunken ist, musste eine solche 
Bewegung blühen. Johannes Supe 


Renzi öffnet 
Archive 

Akten über Putschloge 
jetzt zugänglich 

Von der berüchtigten faschistischen 
Putschloge Propaganda due (P2) ist in 
Italien kaum noch die Rede. Allenfalls 
Historiker und ein paar Politologen 
befassen sich damit. Die von dem Fa¬ 
schisten und Mitarbeiter des Mussoli¬ 
ni-Geheimdienstes Licio Gelli an der 
Schwelle zu den 1970er Jahren im Auf¬ 
trag der CIA aufgebaute Geheimorga¬ 
nisation setzte als Werkzeug der NA- 
TO-Geheimtruppe Gladio die blutige 
faschistische Spannungsstrategie um. 
Unter demokratischer Fassade woll¬ 
te sie ein faschistisches Regime an die 
Macht bringen. 

Im italienischen Staatsarchiv lagern 
120 Bände der Untersuchungsberich¬ 
te einer Parlamentskommission. Gelei¬ 
tet wurde der Ausschuss, der nach der 
Aufdeckung der Geheimloge im März 
1981 eingerichtet wurde, von Tina An- 
selmi, die in einer Partisanenbrigade 
am Widerstand gegen die Hitlerwehr¬ 
macht teilnahm, später als Mitglied 
der Democrazia Cristiana unter Aldo 
Moro mehrfach Ministerämter inne 
hatte und eine Anhängerin von des¬ 
sen Regierungszusammenarbeit mit 
der Kommunistischen Partei (IKP) 
war. Wie „La Repubblica“ am 6. Mai 
berichtete, werden die Archivbestän¬ 
de über die P2 jetzt der Öffentlichkeit 
zugänglich gemacht. Obwohl zum The¬ 
ma zahlreiche Publikationen vorliegen, 
würden die jetzt zugänglichen Archiv¬ 
bestände weitere Gesichtspunkte ans 
Licht bringen. 

Nachdem 1964,1970 und 1974 offen 
faschistische Putschversuche geschei¬ 
tert waren, wollte die CIA einen als 
„demokratische Umgestaltung“ getarn¬ 
ten Umsturz herbeiführen. Die Initiati¬ 
ve für den Aufbau der Putschloge ging 
1969 von dem damaligen NATO-Ober- 
befehlshaber General Haig und US- 
Außenminister Kissinger aus. An die 
Stelle bis dahin offen faschistisch-mi¬ 
litärischer Führungszentralen trat die 
P2, die ihre Leute in allen Bereichen 
der Gesellschaft unterbrachte. Unter 
den über 2 500 bekannt gewordenen 
Mitgliedern befanden sich 47 Großin¬ 
dustrielle, 119 Bankiers und Leute der 
Hochfinanz, 43 Generäle und etwa 400 
hohe Offiziere, darunter die gesamte 
Führungsspitze der Geheimdienste der 
letzten 30 Jahre, der Generalstab des 
Heeres, sechs Mitglieder der amtieren¬ 
den Regierung, hohe Regierungsbeam¬ 
te, Parlamentarier der Regierungspar¬ 
teien als auch der faschistischen Partei 
MSI (später Alleanza Nazionale). Im 
Rahmen der Kollaboration gehörten 
zahlreiche Mafiabosse der Loge an. 
Die P2 bildete, wie Tina Anselmi ein¬ 
schätzte „ein Machtzentrum innerhalb 
der staatlichen Einrichtungen, in den 
Lebensadern des Landes“. 

„La Repubblica“ verweist auf den 
damaligen Sozialistenchef Bettino Cra- 
xi, der Mitglied des Dreier-Direktori¬ 
ums der P2 war und sich mit ihrer Hilfe 
1976 an die Spitze der Partei putschte. 
Die P2 hielt ihn als „neuen Duce“ in 
Reserve. Der Plan scheiterte, als er An¬ 
fang der 1990er Jahre wegen Korrup¬ 
tion zu 26 Jahren Gefängnis verurteilt 
wurde. Seine Stelle nahm Silvio Berlus¬ 
coni ein, dem die P2 sein Medienimpe¬ 
rium und den Aufstieg zum reichsten 
Kapitalisten des Landes finanzierte. 

Während „La Repubblica“ Craxi 
namentlich anführt, fehlt bisher ein 
Bezug auf den Ex-Premier. Dabei zielt 
die Archivöffnung, wie Beobachter in 
Rom meinen, explizit auf Berlusconi, 
der alles unternimmt, die derzeitige, 
von Matteo Renzi von der Demokrati¬ 
schen Partei geführte Regierung zu Fall 
zu bringen, um selbst an die Macht zu¬ 
rückzukehren. Wie Craxi war der Me¬ 
diendiktator Mitglied des Dreigestirns 
der P2 und Gelli brüstete sich, nach¬ 
dem dieser 1994 seine erste Regierung 
mit den MSI/AN-Faschisten gebildet 
hatte, öffentlich damit, ihm dazu ver- 
holfen zu haben. In Rom wird ange¬ 
nommen, dass der gewiefte Renzi da¬ 
hinter steckt, dass die Archive gerade 
jetzt zugänglich gemacht werden. 

Gerhard Feldbauer 
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„Man ist besorgt“ 
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Wirtschaftskrise Europas“ 

Interview mit der Regierung der Volksrepublik Donezk, io. Mai 2014 


Die Sendungen von ARD und ZDF 
in Auswertung des Parteitages der 
LINKEN zeugten von heuchlerischer 
Sorge, von einer gewissen Empörung 
und auch von Enttäuschung. Man ist 
„besorgt“, dass es um eine Partei, die 
sich so sehr um das Alleinstellungs¬ 
merkmal Antikriegspartei bemüht, 
einsam werden könnte. Man ist „be¬ 
sorgt“, dass die Haltung der LINKEN 
zum Ukraine-Konflikt auf potentielle 
Bündnispartner - gemeint sind SPD 
und Grüne - abstoßend wirken könn¬ 
te. Man ist empört, dass während der 
Vorstellung der Kandidaten für den 
Parteivorstand selbige immer wieder 
gefragt wurden, wie sie zu Auslands¬ 
einsätzen der Bundeswehr stehen. 
Rot-Rot-Grün 2017 auf Bundesebe¬ 
ne sei auf dem Parteitag kein Thema 
gewesen, wird enttäuscht festgestellt. 
Niemand habe sich aus der Deckung 
gewagt. Und speziell zum Thema Uk¬ 
raine wurde richtig konstatiert, der 
Parteitag habe nicht Russland die 
Hauptschuld am Konflikt gegeben, 
sondern es sei immer wieder Kritik 
an der Politik der Bundesregierung, 
der EU und der NATO geübt worden. 
Der Parteitagsbeschluss zur Ukraine 
habe sich gegen Russland betreffen¬ 
de Sanktionen ebenso ausgesprochen, 
wie gegen eine Finanzhilfe für die uk¬ 
rainische Regierung. 

Bis zum Vorabend des Parteita¬ 
ges war keine Debatte zu den bren¬ 
nenden aktuellen Fragen vorgese¬ 
hen. Entsprechende Anträge führten 
dazu, den Punkt „Europawahl/TTIP“ 
um das Thema Ukraine zu erweitern 
und entsprechend mehr Zeit einzu¬ 
planen. Es sprachen 15 Genossinnen 
und Genossen, darunter Wolfgang 


Die Demokratie, die Herrschaft des 
Volkes, ist gar nicht einfach. Beson¬ 
ders nicht, wenn man den Begriff der 
Volksherrschaft auf den Zugriff auf 
Industrieproduktion, Konsumption, 
Medien, Handel, Militär und Außen¬ 
politik erweitert, sprich: sie unzwei¬ 
deutig mit einem souveränen Sozia¬ 
lismus verbindet. Wir haben erlebt, 
was schief gehen kann, wenn dabei 
die Gewichtungen nicht stimmen. 

Da, wo sie sich im Gegenteil al¬ 
lein auf das Wahlrecht beschränkt - 
wie in der „westlichen Wertegemein¬ 
schaft“ - ist es einfacher: es kommt 
nur strikt darauf an, diese Wahlen 
korrekt durchzuführen und tunlichst 
keine großen Debatten aufkommen 
zu lassen, wie wenig Entscheidungs¬ 
befugnis beim Volk liegt. Dann geht 
das richtig lange gut, und das Murren 
der einen oder des anderen über die 
drastisch ungerechte Verteilung von 
Fernseh- und anderer Medienpräsenz, 
welche die bestehenden Mehrheits¬ 
verhältnisse verewigt, lässt sich sogar 
noch gut als Beweis für das Funktio¬ 
nieren einer Gegenöffentlichkeit ver¬ 
kaufen. Demokratie eben. 

Was aber, wenn ein Weg gegan¬ 
gen wird, in dem es nicht um Sozia¬ 
lismus geht, aber immerhin die blo¬ 
ße Wahldemokratie vom Volk nicht 
mehr gewollt wird? Wenn sich dann 
eine neue Bewegung ans Regieren 
macht, tut sie gut daran die Verän¬ 
derungen gemeinsam mit dem Volk 
durchzusetzen. Ein gangbarer Weg 
ist eine Debatte über eine neue Ver¬ 
fassung, die vom Volk ratifiziert wird. 

Das südamerikanische Ecuador 
hat das 2007 gemacht. Die damals 
angenommene Verfassung sieht eine 
ganze Reihe von Elementen vor, die 
der Demokratie im Bereich der Mit¬ 
bestimmung der Menschen an den 
politischen Entscheidungen derart 
auf die Sprünge helfen, dass sich 
die oben erwähnte „Wertegemein¬ 
schaft“ im Vergleich eigentlich schä¬ 
men müsste. 


Gehrcke, Sevim Dagdelen, Ulla Jelp¬ 
ke und Claudia Haydt. Nicht nur sie 
kritisierten die Politik der NATO 
und der EU scharf und prangerten 
an, dass Faschisten in der Ukraine 
durch den Westen nicht nur toleriert, 
sondern sogar akzeptiert werden. Ge¬ 
fordert wurde auch ein respektvoller 
Umgang mit Russland. Der auf dem 
Parteitag gefasste Beschluss zum Uk¬ 
rainekonflikt ist nicht frei von Kom¬ 
promissen. Aber - er hebt sich vom 
Zeitgeist unverwechselbar ab. 

Es ist von unschätzbarem Wert, 
dass Tobias Pflüger, Protagonist der 
Friedensbewegung, zum stellvertre¬ 
tenden Parteivorsitzenden gewählt 
wurde. Die KPF gratulierte auch Kat¬ 
ja Kipping und Bernd Riexinger zu ih¬ 
rer Wiederwahl und allen anderen in 
den Vorstand gewählten Genossinnen 
und Genossen, darunter konsequen¬ 
te Verfechter der im Parteiprogramm 
fixierten roten Haltelinien in puncto 
Regierungsbeteiligung im Bund. 

Und noch etwas: Der Parteitag 
behandelte Satzungsfragen. Alle An¬ 
träge auf Satzungsänderungen, vor¬ 
wiegend vom fds und dem Landes¬ 
vorstand Sachsen gestellt, die darauf 
zielten, den Zusammenschlüssen der 
Partei und dem Bundesausschuss gel¬ 
tende Rechte abzusprechen oder zu 
beschneiden, wurden zurückgezogen 
oder fielen durch. Die Zusammenar¬ 
beit der Zusammenschlüsse im Vor¬ 
feld des Parteitages erwies sich als so¬ 
lidarisch und effektiv. 

Ellen Brombacher ist Mitglied des 
Bundesprecherinnenrates der Kom¬ 
munistischen Plattform in der Partei 
„Die Linke“ 


Zum Beispiel ist das Recht auf 
Volksabstimmungen gegeben. Wohl 
mit einem schwer zu schaffenden 
Quorum von fünf Prozent der Wahl¬ 
berechtigten, während das gewählte 
Staatsoberhaupt ein Plebiszit einfach 
per Dekret einberufen kann. Aber es 
ist möglich. 

Im Falle der Ölförderung im 
streng geschützten Nationalpark 
Yasunf im Amazonasbecken (*) hat¬ 
ten die Gegner der von der Regie¬ 
rung angestrebten Ausbeutung die 
geforderten 584 116 Unterschriften 
am 12. April fristgerecht eingereicht, 
sicherheitshalber gleich gut 174 000 
zuviel. Nun gab der Nationale Wahl¬ 
rat bekannt, dass nicht einmal die 
Hälfte der 758 000 Unterschriften 
anerkannt wird. Damit kann die Öl¬ 
förderung starten, sobald die Klagen 
gegen die Entscheidung abgewiesen 
werden. 

Präsident Rafael Correa hätte 
nun die Möglichkeit, sich das Pro¬ 
jekt durch ein von ihm einberufenes 
Referendum für die Bohrungen vom 
Volke legitimieren zu lassen, um sich 
nicht nachsagen zu lassen, dass der 
Wahlrat parteiisch wäre - sieht er 
doch große Mehrheiten hinter sei¬ 
nem Vorhaben. Oder er tut es, weil er 
ja sagt, die Welt habe ihn gezwungen, 
im Yasunf-Nationalpark zu bohren 
und dass er es eigentlich nicht wolle. 
Aber er will kein Referendum. 

Es geht weniger darum, dass Prä¬ 
sident Correa so oder so der Sieger 
bleiben würde, ihn aber offenbar 
Angst vor Schwäche dominiert. Es 
geht auch nicht darum, dass die al¬ 
lermeisten der Yasunf-Verteidiger 
Correa einst ins Amt gewählt haben 
und sich deren Wut instrumentalisie¬ 
ren lassen wird. 

Es geht um sein Problem mit der 
Demokratie. 

Günter Pohl 

* siehe dazu UZ vom n. April 


Vladimir Ivanovich Markovich ist 
Sprecher der Volksrepublik Donezk 
und gehört dem neunköpfigen Gremi¬ 
um der Übergangsregierung an. Hin¬ 
tergrund-Redakteurin Susann Witt- 
Stahl traf ihn in dem von Separatisten 
besetzten Bezirksregierungsgebäude in 
Donezk. 

Susann Witt-Stahl: Bitte erklären Sie 
doch einmal den Konflikt, den Sie mit 
der Regierung in Kiew haben. 

Markovich: Die Hauptursache ist 
Geld. Es geht nicht um Politik - es 
geht um Geld. Gegen die Region Don- 
bass wird ein Wirtschaftskrieg geführt. 
In der Ukraine und in Polen sollen 60 
Minen und Stahlwerke geschlossen 
werden. Die EU hat die ukrainische 
Regierung zu diesem Schritt bewo¬ 
gen, um der britischen und deutschen 
Schwerindustrie zu einem neuen Auf¬ 
schwung zu verhelfen und ihr Wettbe¬ 
werbsvorteile zu verschaffen. In der 
Umgebung von Donezk sind Spezi¬ 
aleinheiten in der Umgebung unter¬ 
wegs und töten Bergleute, die ihre Ar¬ 
beit verloren haben und auf die Barri¬ 
kaden gegangen sind. Das ist schlimm 
für uns. Sie werden noch mehr Minen 
schließen. Daher sollen die Bergarbei¬ 
ter im Westen und Osten der Ukraine 
und in Polen sich zusammenschließen, 
um Widerstand gegen die EU-Politik 
zu leisten. 

Susann Witt-Stahl: Wie genau lautet 
Ihre Agenda? 

Markovich: Wir wollen die Trennung. 
Wir wollen nicht mehr für die anderen 
Oblaste der Ukraine die Arbeit ma¬ 
chen. Sie leben von unserem Geld. Die 
Region Donbass war vor rund hundert 
Jahren, lange vor der Besatzung durch 
die Deutschen 1941, schon einmal un¬ 
abhängig und hieß Donetsk-Krivoy 
Rog Soviet Republic. Vorsitzender des 
Zentralrats war der Sozialist Fyodor 
Sergeyev, der nach der Februar-Re¬ 
volution 1917 aus dem australischen 
Exil zurückgekommen war und die 
Verstaatlichung aller Industriezent¬ 
ren durchgesetzt hatte, die im Osten 
der Ukraine konzentriert waren. Die 
Idee war, dass wirtschaftsstarke Regio¬ 
nen unabhängig sind. Unter Stalin und 
Breschnew in der Republik Ukraine 
war die Wirtschaftsbilanz dann auch 
gut. Bis heute ist Donbass die bedeu¬ 
tendste ökonomische Kraft der Ukra¬ 
ine. Aber nun wollen die EU-Länder 
Macht über die Region gewinnen und 
ihre Ökonomien auf unsere Kosten re¬ 
generieren. 

Susann Witt-Stahl: Wie ist Ihr aktuelles 
Verhältnis zur Ukraine? 

Markovich: Zwischen unserer Repu¬ 
blik und der Ukraine gibt es eine 


Grenze. Die Ukraine ist unser Nach¬ 
barland. Momentan ist sie kein guter 
Nachbar. Aber wir müssen mit ihnen 
leben. Auf unserem Territorium hat 
der Präsident der Ukraine keine Re¬ 
gierungsgewalt. Hier regiert ein Präsi¬ 
dent der Volksrepublik Donezk. 

Susann Witt-Stahl: ... aber die ukrai¬ 
nische Armee operiert auf dem Boden 
dieser Region ... 

Markovich: Wir haben sie nicht ge¬ 
beten, hier her zu kommen. Die uk¬ 
rainische Regierung ist nicht legal an 
die Macht gekommen. Nun lässt sie in 
Slawjansk friedliche Bürger angreifen 
und töten. Wir kämpfen dort gegen die 
ukrainische Armee. Eines ihrer Son¬ 
derkommandos hat neulich russische 
Journalisten entführt. 

Susann Witt-Stahl: Ist auch der Rechte 
Sektor hier in der Region aktiv? 

Markovich: Ja. Ihre Kräfte sind nicht 
stark genug, um anzugreifen. Die Si¬ 
cherheitslage kann sich jederzeit, von 
Stunde zu Stunde ändern. Nicht ein¬ 
mal dieses Gebäude hier ist sicher. 

Susann Witt-Stahl: Wie bewerten Sie 
die Ukraine-Politik der EU und im 
Speziellen Deutschlands? 

Markovich: Die deutsche Regierung 
arbeitet eng mit den Machthabern in 
Kiew zusammen. Wir bezahlen mit un¬ 
serem Blut für die wirtschaftliche Kri¬ 
se Europas. Jede Regierung sorgt für 
ihre Landsleute, aber das ist kein legi¬ 
timer Grund Blut zu vergießen. 

Susann Witt-Stahl: Was soll nun ge¬ 
schehen? 

Markovich: Wir werden eine gro¬ 
ße Republik sein. Das Wichtigste ist, 
dass wir uns nicht gegenseitig töten. 
Das gilt für die USA, die EU, Russ¬ 
land. Schauen Sie sich auf allen Stock¬ 
werken um: Sie werden keine Waffen 
finden. Aber wir stellen uns der ukra¬ 
inischen Armee entgegen. Wir wollen 


in Frieden leben - mit allen. Die Re¬ 
gierung in Kiew hingegen ist nicht von 
der Bevölkerung gewählt worden, son¬ 
dern durch einen Krieg an die Macht 
gekommen. Sie ist eine Junta. 

Susann Witt-Stahl: Was werden Sie tun, 
wenn die ukrainische Armee gegen Do¬ 
nezk vorrückt? 

Markovich: Unsere Region ist ein Teil 
des historischen Russ. Wir sind nicht 
allein. Wir werden Russland um Hil¬ 
fe bitten. Außerdem ist Donbass eine 
sehr internationale Region. Hier leben 
etwa 150 Ethnien. 

Susann Witt-Stahl: Wie stark ist Ihr 
Rückhalt in der Bevölkerung? 

Markovich: Das wissen wir, wenn wir 
das Ergebnis des Referendums haben. 
Wir können nicht sagen, was sie tun 
wird. Es ist sehr gefährlich, sich gegen 
die ukrainische Armee zu wehren. Die 
Situation ist unterschiedlich von Ort 
zu Ort. Wie sehen, was derzeit in Slaw¬ 
jansk geschieht, und wir werden sehen, 
wie die Menschen in Donezk sich ver¬ 
halten werden. Am 11. Mai kennen wir 
ihre Meinung. Dann wissen auch die 
USA, die EU und Russland Bescheid. 

Susann Witt-Stahl: Wie lautet Ihre Bot¬ 
schaft an die deutsche Regierung? 

Markovich: Geben Sie der ukraini¬ 
schen Regierung kein Geld mehr da¬ 
für, dass alle Minen in unserer Gegend 
geschlossen werden! Mit Ihrer Unter¬ 
stützung wächst der Faschismus in un¬ 
serem Land; mit der Hilfe Ihres Gel¬ 
des werden Bürger der Volksrepublik 
Donezk umgebracht. Sie sollten lieber 
Geld in etwas Gutes für die Menschen 
investieren, nicht fürs Töten. 

Susann Witt-Stahl: Vielen Dank. 

leicht gekürzt, Quelle: http://www.hin- 
tergrund.de/201 405103 099/politik/ 
welt/wir-bezahlen-mit-unserem-blut- 
fuer-die-wirtschaftskrise-europas.html 
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8./g. Mai 2014: 

Bürgerkrieg in der Ukraine - Gedenken an 
den Sieg über den deutschen Faschismus 


D as Zitat „Der Schoß ist frucht¬ 
bar noch, aus dem das kroch,“ aus 
dem Epilog von Bertolt Brechts 
Stück „Der aufhaltsame Aufstieg des 
Arturo Ui“ stellte auf dem Sowjeti¬ 
schen Soldatenfriedhof in Düsseldorf 
die historische Brücke zwischen der 
militärischen Befreiung vom Faschis¬ 
mus am 9. Mai 1945 und neuerlichen 
faschistischen Gewaltverbrechen in 
Deutschland her und ganz aktuell in 
der Ukraine. 

Zu dem Gedenken hatte die DKP 
Gerresheim eingeladen. Unter den 
Teilnehmern waren Gäste aus Russ¬ 
land, aus der Ukraine, aus der Familie 
des von den Nazis in Düsseldorf ermor¬ 
deten Antifaschisten Theodor Andre - 
sen, von der KKE, der Finkspartei und 
der VVN-BdA. 

Jürgen Schuh, Kreissprecher der 
VVN-BdA, skizzierte die Verbindun¬ 
gen zwischen Staatsmacht und faschis¬ 
tischen Strukturen am Beispiel der 
Machtübertragung an die NSDAP, am 
Zusammenwirken von Verfassungs¬ 
schutz und den Mordbrennern aus dem 
NSU und der Beteiligung der neofa¬ 
schistischen „Swoboda“-Partei in der 
Kiewer Putschregierung. Diese Regie¬ 
rung, in der auch Antisemiten sitzen, 
habe die Anerkennung und Förderung 
von Bundeskanzlerin Merkel und Au¬ 
ßenminister Steinmeier, von der EU 
und den USA. 

Schuh appellierte im Sinne des Ap¬ 
pells der Federation Internationale des 
Resistants (FIR) friedliche Fösungen 
für die Ukraine zu suchen und von 
den Angriffen auf Russland abzulas¬ 
sen. Damit würde auch die Bundesre¬ 
gierung ihrer „besonderen deutschen 
Verantwortung“ gerecht werden. 

Die Sowjetunion hat von 1941 bis 
1945 einen millionenfachen Blutzoll für 
die Verbrechen der Nazis gezahlt. 

Auf dem Sowjetischen Ehrenfried¬ 
hof wurde der hier bestatteten Opfer 
mit Blumen gedacht. Mit dem Gedenk¬ 
stein am Eingang des Friedhofes erin¬ 
nerten 1945 die Überlebenden in rus¬ 
sischer und deutscher Sprache an den 
Terror des Naziregimes. Auf Initiative 
der DKP wurde der Stein kürzlich in 
gelungener Weise restauriert und - im 
Sinne des Wortes - aus der Versenkung 
gehoben. Uwe Koopmann 


Bild rechts: Aktion am Ehrenmal in 
Berlin-Tiergarten. Gegen die hier 
aufgestellten T-34-Panzer gab es eine 
üble Hetze von „Bild“ und „B.Z.“: Die 
„russischen“ Panzer sollen verschwin¬ 
den. 



Berlin: Aber nicht nur hier gab es in der Bundesrepublik Deutschland am 8. und 
9. Mai Kranzniederlegungen und Aktionen der antifaschisitischen sowie der 
Friedensbewegung. 

















































10 Freitag, 16. Mai 2014 


Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Elender Krieg 

Eine Konferenz zum Ersten Weltkrieg und seiner Reflexion in Wissenschaft und Literatur 


D ie Konferenz, die am 10. Mai 2014 in Ber¬ 
lin stattfand,wurde organisiert vom Mar¬ 
xistischen Arbeitskreis zur Geschichte der 
deutschen Arbeiterbewegung bei der Partei „Die 
Linke“ der Marx-Engels-Stiftung Wuppertal und 
der neukonstituierten Geschichtskommission der 
DKP. 

Die Redaktion der „jungen Welt“ und ihr 
Chefredakteur Arnold Schölzel, der die Modera¬ 
tion übernommen hatte, waren der vierte, konzep¬ 
tionell und organisatorisch wichtige Partner bei 
dieser für die gegenwärtige ideologische Ausein¬ 
andersetzung höchst bedeutsamen Tagung. 

Wenn überhaupt ein Mangel zu erwähnen 
wäre - von Teilnehmern so auch angesprochen -, 
dann die letztendlich doch sehr begrenzte Öffent¬ 
lichkeit dieser wichtigen Konferenz. 

Drei Referenten hatten es übernommen, un¬ 
ter wissenschaftlichen Aspekten die historischen 
Vorgänge zu beleuchten. 

Dr. Reiner Zilkenat beschäftigte sich in sei¬ 
nem an Informationsdichte kaum zu überbieten¬ 
den Vortrag mit dem Thema: „Die Kontroverse 
um ,Griff nach Weltmacht’ von Fritz Fischer* in 
der Bundesrepublik und die DDR-Historiogra- 
phie“. Er beendete ihn mit der Aufforderung, die 
Literatur von damals - in diesem Falle Fischer - 
heute unbedingt zu lesen, denn manchmal sei das 
Alte das Neue und das Neue das Alte. Damit re¬ 
agierte er auf die breite Kampagne in der Bun¬ 
desrepublik, die zur Revision der Auffassungen 
Fischers betrieben wird, nach denen Deutsch¬ 
land die Hauptschuld an diesem Kriege trug und 
zu dessen expansionistischen Zielen es gehörte, 
Mitteleuropa unter deutscher Dominanz neu zu 
„gestalten“. Mit dem Hinweis auf die Vor- und 
Nachgeschichte der Kriegsziele von 1914 mach¬ 
te Zilkenat auf die Kontinuität in der Politik des 
deutschen Imperialismus aufmerksam und liefer¬ 
te dabei einen Einblick in die Methoden der Geg¬ 
ner Fischers, diese Kontinuität begrifflich „auf¬ 
zulösen“. 

Die starke Resonanz der Zuhörer auf diesen 
Vortrag war mit der Frage verbunden, ob diese 
Ausführungen schriftlich zur Verfügung stünden. 
Das konnte der Autor, der unmittelbar nach sei¬ 
nem Auftritt die Tagung verlassen musste, nicht 
mehr eindeutig beantworten. Da er Mitglied der 
Geschichtskommission der DKP ist, könnte unter 
Umständen über diese Kommission der Text bald 
verbreitet werden. Am Stand der Geschichtskom¬ 
mission auf dem Pressefest der UZ Ende Juni 
wird er zur Verfügung stehen. 

Der renommierte DDR-Historiker Prof. Dr. 
Kurt Pätzold beschäftigte sich im zweiten Vortrag 
mit den Legenden um den Ersten Weltkrieg und 
überraschte dabei ein wenig mit der Vielfalt der 
Verfahren, mit denen man einen Sachverhalt um¬ 
deuten oder kaschieren kann. Damals wie heute, 
so wurde in diesem Zusammenhang deutlich, gilt 
der Hinweis, dass das Weltverständnis verlangt, 
sie auf den Begriff zu bringen. 


Pätzold illustrierte mit den Legenden, die 
auch ein begriffliches Instrumentarium benöti¬ 
gen, die Methodik des Kampfes der herrschen¬ 
den Klasse um die ideologische Vorherrschaft. 
Am Beispiel des Ersten Weltkrieges entlarvt sie 
sich für den aufgeklärten Durchschnittsbürger als 


so offensichtlich apologetisch, dass sie fast ihre 
Wirkung verliert. 

Heute, an anderen Gegenständen praktiziert, 
bestätigt sich ihre alte oder gar höhere Wirksam¬ 
keit. 

Bei der Bedeutung, die der Referent den Be¬ 
griffen beimaß, war es ein wenig verwunderlich, 
dass er die Termini „Befreiungskrieg“ oder „Un¬ 
abhängigkeitskrieg“ insofern kritisch behandelte, 


als sie den Begriff des imperialistischen Krieges 
„verwaschen“ würden. 

Was Pätzold an den Kriegslegenden beispiel¬ 
haft erläuterte, brachte der Philosoph Prof. Dr. 
Erich Hahn in seinem Vortrag „Imperialismus 
und Ideologie. Positionen und Differenzen vor 


dem Ersten Weltkrieg“ in ein System aus Ziel¬ 
stellungen, Institutionen, politischen Kompo¬ 
nenten, konzeptionellen Grundlagen - bis hin 
zu psychischen Faktoren. Das war ein Unter¬ 
fangen, das nur in einem selektiven Verfahren 
zu bewältigen war, was gelang. Das aber berich¬ 
tend zu kommentieren, sieht sich der Schreiber 
außerstande. Zwei Aspekte des Referates seien 
deshalb hier hervorgehoben: Das Erkennen des 



Kriegsvorbereitung: Kaiser Wilhelm II. und der Chef des Generalstabs Moltke beim „Kaisermanöver“ 
in Mecklenburg. Bild unten: Kriegsbegeisterung im kaiserlichen Deutschland (Juli 1914). 



zutiefst reaktionären Charakters der imperialis¬ 
tischen Ideologie im Verhältnis zur bürgerlichen 
Ideologie der Zeit des Kapitalismus der freien 
Konkurrenz sowie der philosophischen Grundla¬ 
gen dieser Ideologie und der darauf aufbauenden 
Apologetik. Die Betrachtung der Elemente und 
Faktoren dieser theoretischen und ideologischen 
Gegebenheiten liefert wesentliche Voraussetzun¬ 
gen für die Erkenntnis des heutigen Systems der 
Machtausübung. 

Am Ende des Vortrages von Erich Hahn wa¬ 
ren bereits mehr als vier Stunden vergangen und 
Kai Köhler, der mit „Literarische Reflexionen des 
Weltkrieges“ auftrat, hatte mit der verminderten 
Konzentrationsfähigkeit der Zuhörer zu kämp¬ 
fen. Diese Hürde zu überwinden, war nur durch 
einen lockeren und geistvollen Vortrag möglich. 
So geschah es. Dabei war schon überraschend 
und beeindruckend zu hören, dass literarische 
Größen wie Gerhart Hauptmann, Thomas Mann 
und Hermann Hesse es zu Kriegsbeginn nur, 
wenn überhaupt, zu einem pazifistischen Protest 
brachten, und dass es einen politisch klar defi¬ 
nierten Protest so gut wie nicht gab. Und, Erich 
Hahn geradezu illustrierend, wurde von Köhler 
die Anpassung des ideologischen Kampfes, auch 
wie er sich in der Literatur abspielt, an die aktu¬ 
ellen Gegebenheiten gezeigt. Der Kriegsbegriff 
wird vernebelt mit „humanitärer Aktion“ oder 
die brutale Aggression bekommt die Umschrei¬ 
bung „Sicherung der Menschenrechte“. 

Nach diesen, die Konzentration der Anwesen¬ 
den beanspruchenden Auftritten, waren jene von 
Jennipher Antoni („Texte wider den Krieg“) und 
von Isabel Neuenfeldt (entsprechende Lieder) 
für alle Beteiligten eine Herausforderung. Wenn 
sie bewältigt wurde, hing das mit der Qualität 
und dem Engagement der Vortragenden zusam¬ 
men. 

Jennipher Antoni belegte die vielen implizi¬ 
ten Gegenwartsbezüge der Vorträge mit Liedtext 
und sang unter anderem das Lied: „Meinst Du, 
die Russen wollen Krieg?“ 

H.G. Martin 

* Mit seinem 1961 erschienenen Buch „Griff nach 
der Weltmacht. Die Kriegszielpolitik des kaiser¬ 
lichen Deutschland 1914-1918“ löste Fischer mit 
der nach ihm benannten Fischer-Kontroverse eine 
der wichtigsten historiografischen Debatten der 
westdeutschen Nachkriegszeit aus. 



Die Geschichtskom¬ 
mission der DKP 
wird auf dem 
Pressefest mit 
einem eigenen 
Stand und Materi¬ 
alien vertreten sein 


„Nieder mit Kaiser und Reich!“ 

Hubert Schulz empfiehlt: „Die zwei Leben des Emil S.“ 


„Unter jedem Grabstein liegt eine Weltgeschich¬ 
te.“ Diese Worte Heinrich Heines hat der Autor 
seinem Buch vorangestellt und sie schließen jene 
ein, auf deren Rücken allzu oft Geschichte ge¬ 
schrieben wird, die aber selbst kaum etwas zu Pa¬ 
pier brachten. Emil S. ist einer von ihnen. Nur sei¬ 
ne unscheinbare Zigarettendose bleibt erhalten. 
Eines Tages hält sie sein Enkel Rainer Stöcker in 
den Händen. Darin findet er verwirrende Zeug¬ 
nisse eines offensichtlich sehr bewegten Lebens: 
darunter mehrere Dokumente, die seinen „Hel¬ 
dentod“ im Februar 1915 bezeugen, eine Karte, 
die er 9 Monate später aus Sibirien nach Hause 
schickte, und eine Vermisstenmeldung aus den 
allerletzten Kriegstagen. 

Rainer Stöcker begibt sich auf Spurensuche, 
die ihn bis in den Fernen Osten führt. Er erinnert 
sich an seinen Großvater, der 1969 starb, als er 
achtzehn war, befragt ältere Familienangehöri¬ 
ge und wertet zeitgenössische Quellen und mo¬ 
derne Forschungsergebnisse aus. Dabei entsteht 
das Bild eines eigensinnigen, knorrigen Mannes, 
dem die Mächtigen übel mitspielten, bis er end¬ 
lich sein Schicksal in die eigene Hand nahm. 

Emil Stöcker wird 1892 als Sohn eines Tage¬ 
löhners geboren und wächst im proletarisch-so¬ 
zialistischen Milieu der Industriestadt Hagen auf. 
Als junger Metallarbeiter nimmt er am monate¬ 
langen Streik von 1910 teil, den Rosa Luxemburg 
später als „großartigen Kampf“ bewertet, „wie er 
die Bewunderung der gesamten klassenbewuss¬ 
ten Arbeiterschaft in ganz Deutschland verdient“ 


habe. Als er zwanzig ist, tritt er seinen zweijähri¬ 
gen Militärdienst in Rastenburg (heute Ketrzyn) 
im damaligen Ostpreußen an. Sehnsüchtig wartet 
er auf seine Entlassung. „Gott sei Dank, das sind 
die letzten Tage bei den Preußen.“ Diese Wor¬ 
te schreibt er auf eine Ansichtskarte, die er im 
Frühjahr 1914 nach Hause schickt. Die imperia¬ 
listischen Kriegspläne machen ihm jedoch einen 
Strich durch die Rechnung. Unfreiwillig wird er 
Frontsoldat. Im Februar 1915 erhalten seine El¬ 
tern die Mitteilung, ihr Sohn habe in der Masuri¬ 
schen Winterschlacht infolge eines Kopfschusses 
den „Heldentod“ gefunden. Emil Stöcker aber ist 
nicht tot. Er gerät in russische Kriegsgefangen¬ 
schaft und kommt ins ostsibirische Chabarowsk. 
Dort verbringt er fast drei Jahre im Lager, bis die 
Oktoberrevolution 1917 das Leben der Gefange¬ 
nen veränderte und ihn nachhaltig politisierte. 
Noch im hohen Alter erzählt er von Verbrüde¬ 
rungen mit russischen Soldaten, von Solidarität 
und gemeinsamer Friedenssehnsucht. Emil Stö¬ 
cker macht sich eigenmächtig auf den Weg in die 
Heimat und erreicht irgendwo im besetzten Ost¬ 
europa die deutschen Linien. Er liefert sich den 
eigenen Militaristen aus und macht die schmerz¬ 
liche Erfahrung, dass der Hauptfeind im eigenen 
Land steht. Gerade hat die Oberste Heereslei¬ 
tung um Ludendorff eine letzte Großoffensive im 
Westen gestartet und als „Kanonenfutter“ kom¬ 
men er und Zehntausende Russland-Heimkehrer 
gerade recht. Emil Stöcker erhält den Befehl, sich 
bei seiner alten Einheit zu melden. Vorher aber 


gewährt man ihm eine letzte „Galgenfrist“, ei¬ 
nen dreiwöchigen Urlaub in der Heimat, wo Not 
und Elend herrschen. Unter den Arbeitern gärt 
es. Emil Stöcker feiert Wiedersehen mit alten 
Bekannten und Freunden und hier lässt er sich 
„in einer Bierlaune“ den Schriftzug „Nieder mit 
Kaiser und Reich“ auf den Unterarm tätowieren. 
Dann wird es ernst für ihn. Er wird nach Frank¬ 
reich abkommandiert, wo er an den entsetzlichen 
Grabenkämpfen an der Somme teilnimmt. Nur 
knapp entkommt er erneut dem „Heldentod“. Zu 
Hause schließt er mit seinem alten Leben ab. Er 
verlässt die Kirche, organisiert sich in der USPD 
und nimmt im März 1920 am bewaffneten Kampf 
gegen die Kapp-Putschisten teil. Dann tritt er zur 
Kommunistischen Partei über, der er zeitlebens 
verbunden bleibt. 

Leider hat Emil Stöcker selbst nur wenig hin¬ 
terlassen. Deshalb ist das Buch keine klassische 
Biografie, sondern der Versuch, das Schicksal ei¬ 
nes Menschen nachträglich zu rekonstruieren. 
Der Leser hätte sich gewünscht, mehr Authenti¬ 
sches aus dem Munde des Protagonisten selbst zu 
erfahren. Das aber war nicht möglich. Wie viele 
der „einfachen“ Menschen hat Emil Stöcker sei¬ 
ne Erlebnisse mit ins Grab genommen. Dass es 
sich trotzdem lohnt, ihnen nachzuspüren, beweist 
das vorliegende, sehr einfühlsam und lebendig 
geschriebene Buch. Der Autor, selbst Historiker, 
macht seine Recherchen durch Quellenangaben 
nachvollziehbar und nimmt den Leser mit auf die 
Spurensuche. Er hat ein Antikriegsbuch geschrie¬ 


ben, das zugleich Reisebericht und politische Fa¬ 
milienchronik ist. 

Hubert Schulz 

Stöcker, Rainer: Die zwei Leben des Emil S., Spuren¬ 
suche im Ersten Weltkrieg, Röhrig Universitätsver¬ 
lag, St. Ingbert 2013,248 Seiten, 22,80 Euro 
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Alles Wurst 

Mickriger Inhalt in pompöser Verpackung 



ie Künstlerin Wurst hat den „Eu¬ 
rovision Song Contest“ (ESC) 
gewonnen. Das verleihe „dem 
ESC eine neue Bedeutung“ belehrt 
uns der „Focus“ Das Motto des ESC 
sei „Stärke“ Wurst habe „ein State¬ 
ment gegen Unterdrückung“ abgege¬ 
ben. „Ein lebendes Manifest gegen 
Schubladendenken“ jubelt die völlig 
schubladenfreie „Bild“ Die Botschaft 
des Liedes sei, so textanalysiert der Fo¬ 
cus: „Nach all der Schmach und all dem 
Ducken kehrt man als stärkere Versi¬ 
on seiner selbst zurück“ In der klassi¬ 
schen Nietzsche-Version: „Was mich 
nicht umbringt, macht mich stärker“ 
Und die allerchristlichste „Rheinische 
Post“ verrät uns voll Wurstscher Stärke 
auch warum: „Conchita Wurst: ,Putin, 
wir sind unaufhaltbar 4 .“ 

Natürlich ist es völlig wurscht, wer 
diesen europäischen Trällerwettbewerb 
gewinnt, dessen Sinngehalt allenfalls 
durch den sozialdemokratischen Eu¬ 
ropawahlkampf unterboten wird. „Is it 
right, or is it wrong?“ Die Texte sind 
an Bedeutungslosigkeit nur schwer 
zu toppen. „Rise like a Phoenix“ dito. 
Da ist es auch wurscht, wer den Seich 
vorträgt. In ein paar Wochen kennt sie 
oder ihn ohnehin kein Schwein mehr. 
Warum also nicht ein bärtiger Traves¬ 
tiekünstler? Wurst hat zumindest den 
Jahrmarktbonus. 

Die Spekulation auf die Exotik ist 
eine alte reaktionäre Nummer. Wer et¬ 
was gegen die asoziale Politik von Frau 
Merkel, oder den Militarismus der Frau 
von der Leyen hat, hat was gegen Frau¬ 
en in Führungspositionen. Wer Wowe¬ 
reits Kumpanei mit seinem Finanzsena¬ 
tor Sarrazin beschissen fand, hatte was 
gegen Schwule und nun betreibt die 
rechte Meinungsindustrie mit einem 
Transvestiten die emotionale Aufrüs¬ 
tung gegen den aktuellen Hitler Putin. 
Wir sind die Guten, die Liberalen (wir 
tolerieren sogar den Rechten Sektor 
und die Scharfschützen auf dem Mai- 
dan). Die Putin-Versteher wollen da¬ 
gegen die Verfolgung von Pussy Riot, 
harmlosen Schwulen und Travestiten. 

Schon Zarah Leander hatte ver¬ 
sucht den Deutschen einzureden: 
„Davon geht die Welt nicht unter“ 
1942. Mitten im Bombenhagel. Oder, 
mit Blick auf Peenemünde, die „Wun¬ 
derwaffe“ V2, „Ich weiß, es wird ein¬ 
mal ein Wunder geschehen“. Nach all 
der Schmach (von Versailles) und all 
dem Ducken (vor der Entente) wollte 
man schon damals „als stärkere Versi¬ 
on seiner selbst“ aus dem Osten zurück 
kommen. Auf der Bühne ließ sich schon 
immer gut gewinnen. So auch heute die 
Künstlerin Wurst. „Sie siegte - Russ¬ 
land wurde ausgebuht.“ (Spiegel). 


Je mickriger der Inhalt, umso pom¬ 
pöser die Verpackung. Diese alte Mar¬ 
ketingstrategie gilt selbstverständlich 
auch beim ESC. Um „Conchitas Lie- 
besgrüße nach Moskau“ (Spiegel) 
wenn schon nicht inhaltlich so doch 
zumindest visuell-akustisch die nötige 
Durchschlagskraft zu verleihen, hatten 
die ESC-Macher eine gigantomanische 
Bühnenarchitektur errichtet. Wir sind 
wieder im Krieg. Der wuchtige Impo¬ 
nierbau mit seiner streng geometrisch 
hierarchisierenden Herrschaftsarchi¬ 
tektur und die laser- und nebelwerfer¬ 
gestützte Emotionsmaschinerie setzen 
nicht auf Überzeugung (wovon auch?) 
sondern Überwältigung. Auf Überwäl¬ 
tigung durch schiere Masse, die Emoti¬ 


on des „Events“. Es ist wieder die Äs- 
thetisierung des Politischen. Neu ist 
das alles nicht. Auch wenn die Technik 
dazu heute aus dem 21. Jahrhundert 
stammt. 

Es ist den Kriegstreibern natürlich 
völlig wurscht, welcher Rattenfänger 
ihren anachronistischen Zug für Free¬ 
dom and Democracy anführt. Haupt¬ 
sache er ist effektiv. Und am effektivs¬ 
ten sind immer jene, die ihre Story tat¬ 
sächlich glauben. Wie bei den grünen 
Kriegstreibern exemplarisch zu beob¬ 
achten ist. Vielleicht glaubt auch die 
Künstlerin Wurst tatsächlich ihre Sto¬ 
ry. Aber letztlich ist auch das eigentlich 
völlig wurscht. 

Guntram Hasselkamp 


Les nouveaux Mousquetaires - chansons internationales 

Internationale Solidaritätslieder mit Blandine Bonjour und Bernd Köhler 



Blandine Bonjour und Bernd Köh¬ 
ler singen Chansons. Nicht irgendwie 
Chansons sondern Lieder „mit politi¬ 
scher Haltung“ (Rheinpfalz). Seit ei¬ 
nigen Jahren sind sie erfolgreich mit 
dem Programm „Chansons sans ciga- 
re - Lieder aus dem anderen Frank¬ 
reich“ unterwegs und lassen uns „im 


Zweigesang mit klaren und oftmals 
bestechend schönen Liederbauten“ 
(Mannheimer Morgen ), Leben, Liebe 
und Kämpfe der französischen Arbei¬ 
ter und Bauern lebendig werden. 

Beim Konzert auf dem UZ-Presse- 
fest werden vor allem Lieder aus dem 
neuen Album „Les nouveaux Mosque- 


taires“ zu hören sein. Einer Wür¬ 
digung der neuen Bewegungen, 
die auf den Straßen und Plätzen 
der Heutzeit ihre Klingen mit 
den Mächtigen kreuzen: Einer 
für alle - alle für einen. Köhler und 
Bonjour haben dazu internationale 
Chansons aus unterschiedlichen Epo¬ 
chen und Ländern zusammengetragen. 
Beim Pressefest mit dabei, ist der Gi¬ 
tarrist Adax Dörsam, dessen virtuose 
Saitenkünste auch schon von Xavier 
Naidoo, Pe Werner oder Jonny Logan 
angefragt wurden. 

Freuen Sie sich auf eine „erfri¬ 
schende, poetische Zeitreise voller 
Charme“ (FOLKER) dieser außerge¬ 
wöhnlichen, „vitalen deutsch-franzö¬ 
sischen Melange!“ (melodie & rhyth- 
mus). Ein Konzert zum Zuhören, bei 
dem Mitsingen jedoch ausdrücklich er¬ 
wünscht ist. Französischkenntnisse sind 
nützlich, aber nicht nötig, denn die Lie¬ 
der werden unterhaltsam in ihrem his¬ 
torischen Zusammenhang erklärt. 

Am 29. Juni treten Blandine und 
Bernd auf dem UZ-Pressefest auf. 


Revolution im Lego-Land 

Ein Film, der viel verspricht - und nichts hält 


Die Welt von „The Lego Movie“ ist 
zuerst einmal durch und durch mate¬ 
rialistisch. Alles, was sich in ihr befin¬ 
det, ist aus den farbigen Bausteinen des 
Lego-Universums zusammengebaut 
und das Bewusstsein ihrer Bewohne¬ 
rinnen wird davon bestimmt, wie sie 
zusammengebaut sind. Theoretisch 
könnte diese Welt unendlich viele For¬ 
men annehmen, doch ihrem diktatori¬ 
schen Herrscher, dem Böse wicht Lord 
Business, der sich hinter der Maske des 
harmlosen President Business verbirgt, 
missfällt dies zutiefst. Er will eine ruhi¬ 
ge und ordentliche Gesellschaft. Sein 
diktatorischer Überwachungsstaat un¬ 
terdrückt daher alles, was aus der Reihe 
tanzen könnte - vor allem Individua¬ 
lismus, schlechte Laune und negative 
Gefühle. 

Emmet ist Bauarbeiter und ein ty¬ 
pischer Bewohner dieser Welt. So et¬ 
was wie eigene Vorlieben oder Ideen 
kennt Emmet nicht. Er isst am liebsten 
in Filialen generischer Restaurant-Ket¬ 
ten, schaut sich die verblödete Show 
„Where Are My Pants“ (Wo sind mei¬ 
ne Hosen) im Fernsehen an oder hört 
sein Lieblingslied „Everything Is Awe- 
some“ (Alles ist großartig), das im Ra¬ 
dio tagtäglich rauf und runter gespielt 
wird. Auf die Idee, dass all diese Dinge 
so toll sind, ist Emmet natürlich nicht 
selber gekommen, es steht in einer vom 
Staat verfassten Anleitung fürs Leben, 
die ihm für jede Situation Schritt für 
Schritt vorgibt, was zu tun ist. Auch 
wenn Emmet auf der Baustelle arbei¬ 
tet geht er so vor. Wenn er die Lego- 
Welt mit Tausenden anderen Arbeitern 
um ein Gebäude erweitert, hat er sich 
ebenfalls an einen Plan zu halten. 

Doch eines Tages wird die Ord¬ 
nung seines Lebens ruckartig gestört. 
Emmet fällt nach der Arbeit in einen 
tiefen Schacht und kommt mit einem 
seltsamen roten Objekt in Berührung. 
Der Zauberer Vitruvius sagt ihm dar¬ 
auf, weil er das „Piece of Resistance“ 
gefunden habe, sei eine Prophezeiung 
in Erfüllung gegangen und Emmet sei 
nun der Auserwählte, „The Special“, 
der Lord Business bezwingen und die 
Gesellschaft befreien müsse. Zusam¬ 
men mit der schlagkräftigen Kämpfe¬ 
rin Wyldstyle tritt Emmet die Flucht 
an und gelangt durch ein Tor und eine 
Parallelwelt bis nach „Cloud Cuckoo 
Land“. Dort begegnet er einer Hand¬ 
voll Widerstandskämpfern, die „Mas¬ 
ter Builder“ genannt werden, weil sie 
die Fähigkeit haben, die Lego-Welt 
nach ihren eigenen Ideen zu gestalten. 
Schnell wird klar, dass diese Welt sehr 
ähnlich funktioniert wie diejenige von 
Lord Business, nur mit anderen Vor¬ 
zeichen. Hier zählen zwar Individuali¬ 
tät und Kreativität, doch wer schlechte 
Laune hat, wird ebenso in einen Kerker 
geworfen. 

Bald erfahren die „Master Buil¬ 
der“ vom schrecklichen Plan von Lord 
Business. Am „Taco Tuesday“, einem 
riesigen Volksfest, will er die Bewoh¬ 
ner seines Staates mithilfe einer riesi¬ 
gen Leimtube für immer an Ort und 
Stelle festkleben, auf dass seine Ord¬ 
nung nie mehr gestört werde. Doch die 
„Master Builder“ werden von der Po¬ 
lizei überrascht, bevor sie zum Angriff 
blasen können. Auch Emmet versucht, 
sich einzubringen, doch die beste Idee, 
die er hervorbringt, ist eine zweistöcki¬ 
ge Couch, auf der man mit Freunden 
fernsehen kann. 


Ironischerweise stellt sich heraus, 
dass diese Idee so dämlich ist, dass sie 
funktioniert. Die missgebildete Couch 
wird von der Polizei übersehen und als 
einziges Objekt der widerständischen 
Parallelwelt nicht zerstört. Emmet und 
ein paar „Master Builder 44 die sich in 
den Polstern versteckt haben, überle¬ 
ben. 

Weil die „Master Builder“ mit ih¬ 
ren kreativen Ideen ständig scheitern, 
übernimmt nun Emmet das Zepter. 
Ironischerweise stellt sich heraus, dass 
seine Strategie, sich stupide nach einem 
vorgegebenen Plan zu richten, um ei¬ 
niges besser funktioniert. Anpassung 
ist der Schlüssel zum Erfolg. Rasch 
wird ein Frachtschiff des Imperiums 
von Lord Business nachgebaut und 
schon kann 4 s losgehen. Einige Pointen 
weiter - davon gibt es einige und die 
Handlung nimmt immer wieder über¬ 
raschende Wendungen - ist die wich¬ 
tigste schließlich die: Vitruvius hat die 
Prophezeiung nur erfunden, weil letzt¬ 
lich jeder „The Special 44 sein kann, 
wenn er daran glaubt. 

Das ist zum einen eine Parodie der 
dümmlichen Moral jedes Hollywood 
Blockbusters - Du kannst es schaf¬ 
fen, wenn du nur an dich glaubst - und 
zum andern das, was den Film poli¬ 
tisch macht. Was den Diktator letztlich 
stürzt, sind nämlich nicht alleine Em- 
mets Ideen, sondern auch der chao¬ 
tische kreative Ausbruch der Bevöl¬ 
kerung der Lego-Welt, die mit all den 
Lego-Bausteinen um sich herum die 
wildesten Konstruktionen zu errichten 
beginnen. Die Menschen zerstören den 
Staat, eignen sich die Welt kollektiv an 
und setzen sie neu zusammen - so ir¬ 
gendwie muss Kommunismus funktio¬ 
nieren. Die Geschichte kennt mit Em¬ 
met zwar auch einen einzelnen Helden, 
der ist aber so hohl, dass er kaum als 
handelndes Subjekt gelten kann. Eher 
vielleicht als leerer Signifikant der Re¬ 
volution, eine symbolische Leerstelle, 
auf die die Menschen ihre Hoffnungen 
projizieren können. 

Was also kann uns „The Lego Mo¬ 
vie“ über die Revolution lehren? Sie 
kann nicht das Werk derjenigen sein, 
die sich in „Cloud Cuckoo Land“ ver¬ 
schanzen, um die farbigsten Ideen zu 
auszubrüten, denn der „farbige“ Indi¬ 
vidualismus der „Master Builder“ - das 
heutige Pendant wären subkulturelle 
Möchtegernutopisten, die in autono¬ 
men Zellen eine neue Welt entwerfen - 
ist die Kehrseite der kapitalistischen 
Gleichmacherei. Wer sich dem Zwang 
zur Selbstverwirklichung nicht unter¬ 
wirft, wird aus „Cloud Cuckoo Land“ 
verstoßen. Unterdrückung kann gleich¬ 
geschaltet sein, aber auch farbig. Die 
Lösung ist vielmehr etwas, was aus der 
etablierten Ordnung fällt und darum 
nur blöd wirken kann. Leider nimmt 
der Film dann eine weitere Wende, die 
der materialistischen Lego-Welt eine 
transzendentale Dimension verleiht. 
Emmets Aufstand und Lord Business 4 
Drang nach Ordnung werden nämlich 
jeweils durch ein Kind, das mit Vaters 
Lego spielen will, und seinen Vater, der 
seine Lego-Stadt nicht als Spielzeug 
sieht, gelenkt. Nun also: Werdet wie die 
Kinder? Mit all seinen postmodernen 
Anspielungen ist der Film letztlich so 
leer wie Emmets Hirn. Im besten Fall 
sagt er also: Wer Politik im Kino sucht, 
ist eh verloren. 

huz/vorwärts.ch 
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Reportage 


Der Faschismus kehrt nach Europa 


Fünf Tage auf dem Maidan in Kiew 



Bild oben: Das abgefackelte Gewerkschaftshaus und davor die Fahne des 
Rechten Sektors. 

Bild unten links: Symbole, Fahnen und Einsatzkräfte- der Rechte Sektor 
bestimmt das Bild auf dem Maidan-Platz. 

Bild unten rechts: Bandera ist allgegenwärtig. 




Bild oben: Ein Mann in Bundeswehruniform, eine junge Tschetschenin sitzt 
daneben. 

Bild unten: Die Bewacher des Präsidenten - vom Rechten Sektor. 



S ehe zum x-ten Mal die Berichter¬ 
stattung im Fernsehen, Anne Gel- 
linek (ZDF), und Golineh Atai 
(ARD) ergießen sich in ihren tagtäg¬ 
lichen Spekulationen über die Situati¬ 
on in der Ukraine. Die „Separatisten 
im Osten hätten mal wieder einen Uk¬ 
rainer verprügelt, ein „selbsternann¬ 
ter Bürgermeister“ habe mal wieder 
die Unabhängigkeit ausgerufen, über¬ 
haupt, da „wüte der Mob“ Die arme 
Regierung in Kiew sei hilflos und der 
Russe mal wieder böse und verbreite 
Propaganda. 

Vor Wochen hat es sich so ange¬ 
hört: Janukowitsch gestürzt, ins Parla¬ 
ment gestürmt, mal schnell abgestimmt, 
neue Regierung, alles super demokra¬ 
tisch. Alles wäre doch jetzt gut, hätte 
nicht der Alphamann Putin die Krim 
nach Russland geholt, wenn auch mit 
Zustimmung von 96 Prozent der Krim¬ 
bewohner. 

Merkel verkündet stolz ihren Drei- 
Stufen-Sanktionsplan, doch der durch¬ 
geknallte Siemens-Chef hält sich nicht 
an die Spielregeln und macht Milli¬ 
ardengeschäfte mit dem „Despoten“. 
Und erdreistet sich noch dessen Olym¬ 
pische Spiele zu loben. Und dann die¬ 
ser Schröder, feiert seinen Geburtstag 
mit Putin. Mißfelder (CDU) und Seile¬ 
ring (SPD) machen die Sause mit. Aber 
wenigstens die Merkel glaubt das Volk 
hinter sich, wenn es schon einige Kon¬ 
zernoligarchen „West“ nicht tun. Frage 
mich aber, warum soll ich kleiner Mann 
nun Putin hassen? 

Ich denke, mir reichte jetzt, fliege 
kurzerhand nach Kiew, zwei Stunden 
Flugzeit, und ich befinde mich mitten 
auf dem Maidan. Meine Absicht: fünf 
Tage über den Maidan gehen, Eindrü¬ 
cke sammeln, Gespräche führen, Foto¬ 
material erstellen. 

Ich wohne in einem einfachen 
Hotel, außerhalb in einem Stadtteil 
von Kiew, der noch den verblichenen 
Charme sowjetischer Zeiten ausstrahlt. 
Das soll sich im Laufe meines Aufent¬ 
haltes noch bezahlt machen. Doch da¬ 
von später. 

Am nächsten Morgen fährt mich 
ein Taxifahrer vom Hotel 15 Kilometer 
in das Zentrum zum Maidan. Auf der 
Fahrt ist nichts Außergewöhnliches zu 
sehen. Rush hour, die Menschen war¬ 
ten - auf dem Weg zur Arbeit - auf den 
Bus. Der Taxifahrer fährt mich direkt 
zum Maidan. Gehe auf den Platz, will 
mich erst mal orientieren, gehe relativ 
ziellos darüber. 

Doch je länger ich gehe, beschleicht 
mich ein beklemmendes Gefühl. Es 
regt sich der Gedanke, wird hier ein 
Film über die Nazizeit gedreht? Ist das 
wirklich die Lebens Wirklichkeit, die die 
Zukunft für eine neue Ukraine bestim¬ 
men soll? 


★ 

Die bestimmenden Farben sind 
Schwarz-Rot, die Farben des faschis¬ 
tischen „Rechten Sektors“, das Ganze 
gemixt mit blauen Europaflaggen, US- 
Flaggen, Schwarz-Rot-Gold, britischen, 
polnischen Flaggen. Alte Frauen an In¬ 
foständen, die „Broschüren“ zum Nazi¬ 
kollaborateur Stefan Bandera anbieten. 
Da ist auch schon mal ein Hakenkreuz 
darunter. Ich sehe überall Uniformierte 
in ihren „Selbstverteidungscamps“ sit¬ 
zen, sie tragen Bundeswehruniformen 
mit deutschem Hoheitsabzeichen, des¬ 
gleichen US-, kanadische und polni¬ 
sche Uniformen. 

Spreche an einem Camp einen ziem¬ 
lich verwahrlost aussehenden jungen 
Uniformierten in Bundeswehrkluft an, 
Schwarz-Rot-Gold am Arm. Er strahlt 
mich an, als ich erzähle, dass ich Deut¬ 
scher bin, hebt den Daumen und sagt 
nur: „Germania - good“. 

Im nächsten „Camp“ wieder einer 
mit Schwarz-Rot-Gold. Neben ihm 
eine junge Frau im Look einer tsche¬ 
tschenischen „Schwarzen Witwe“, die 
mit Terrorakten während des Tsche¬ 
tschenienkrieges auf sich aufmerksam 
gemacht hatten. 

Ich spreche an einem Stand mit ei¬ 
ner Frau, die geschmiedete Halsketten 


verkauft. Ein Amulett mit vier Haken¬ 
kreuzen. Sie lässt meinen Verweis auf 
die Nazidiktatur nicht gelten, es hand¬ 
le sich um „Gesundheitszeichen“, sagt 
sie mir treuherzig. 

Auf der anderen Seite das von 
Faschisten während der Kämpfe auf 
dem Maidan niedergebrannte Ge¬ 
werkschaftshaus. Ich spreche mit einer 
Sozialwissenschaftlerin der Uni Kiew 
darüber, sie macht die Polizei, speziell 
die Sondereinheit Berkut, verantwort¬ 
lich, obwohl feststeht, dass der Brand 
durch Molotowcocktails und Brandbe¬ 
schleuniger ausgelöst wurde. 

Ich zeige auf das große Bandera- 
Plakat am Zugang zum Maidan, dem - 
für die Faschisten - „Volkshelden“ der 
Ukraine. Nein, Bandera sei kein Fa¬ 
schist gewesen, sondern Patriot, sagt 
sie. Denn schließlich habe er gegen 
die Sowjetunion gekämpft. Auf mei¬ 
ne Einwendung, ob es auf der Basis 
des 19. Jahrhunderts möglich sei, eine 
neue unabhängige, demokratische Uk¬ 
raine aufzubauen, weicht sie aus, gibt 
mir die Hand und verabschiedet sich 
freundlich. Ich gewinne den Eindruck, 
das ganze Geschehen ist lediglich anti¬ 
russisch ausgerichtet. 

Die Erben Banderas auf dem Mai¬ 
dan vereinigt lediglich der Hass auf 
Russland und Putin. Eine Zukunfts¬ 
perspektive haben sie nicht anzubie¬ 
ten. 

Komme am nächsten Morgen wie¬ 
der zum Maidan. Diesmal mit der Ka¬ 
mera, will nun das Geschehen mit ihr 
einfangen. Entscheide mich nach oben, 
zum Regierungsviertel zu gehen. Ich 
gelange zum Präsidentenpalast, der 
Platz davor ist fast menschenleer. Es 
patrouillieren drei streng ausgerichte¬ 
te junge Kerle in schwarzem Kampf¬ 
anzug, Springerstiefeln, Gummiknüp¬ 
peln und schusssicheren Westen. Am 
Arm das Abzeichen des Rechten Sek¬ 
tors mit dem verfremdeten Haken¬ 
kreuz. Ich habe Assoziationen an die 
Hitlerjugend. Es gelingt mir, sie foto¬ 
grafisch einzufangen, ist ihnen sichtlich 
unangenehm. 

Ich gehe wieder hinunter zum 
Maidan zum Pressezentrum. Treffe 
den Pressechef, einen smarten, ge¬ 
winnend aussehenden jungen Mann. 
Frage erst mal nach dem Deutschen 
Fernsehen, hoffe vielleicht Anne Gel- 
linek oder Golineh Atai zu finden, um 
ihnen mal meine Eindrücke zu schil¬ 
dern. Doch leider Pech, die Damen 
sind nach Donezk abgereist, wohl um 
sich dort der russischen „Propaganda“ 
in den Weg zu stellen. Und schon mal 
die Unwirksamkeit des Referendums 
über die Unabhängigkeit der Region 
zu verkünden. 

Ich schaue hoch zu dem großen 
Hotel auf dem Hang, von dem aus ich 
einen weiten unverstellten Blick auf 
den Maidan habe. Es war vom Rech¬ 
ten Sektor besetzt, als die Schüsse fie¬ 
len und 100 Menschen zu Tode kamen. 
Der Pressechef erklärt mir freundlich, 
natürlich waren es die Spezialeinhei¬ 
ten der Berkut. Allerdings blieb er mir 
eine Antwort darauf schuldig, weshalb 
die getöteten Polizisten die gleichen 
Kugeln im Leib hatten wie die getöte¬ 
ten Demonstranten. Verweist lediglich 
mal wieder auf die russische „Propa¬ 
ganda“. 

Ich spreche mit einem Team ei¬ 
nes ukrainischen Fernsehsenders, das 
gerade dabei ist, den Gemüsegarten 
eines Camps des Rechten Sektors 
zu filmen. Es geht um die Präsident¬ 
schaftswahlen. Nein, sagen sie, Parla¬ 
mentswahlen werde es nicht geben, sie 
sind auch nicht vorgesehen, vielleicht 
nächstes Jahr. Präsidentschaftswahlen 
vielleicht am 25. Mai. Doch der Prä¬ 
sident hat nicht viel mehr Macht als 
unser Bundespräsident. 

Ich laufe ziellos über den Platz, 
sehe immer wieder das allgegenwärti¬ 
ge Gesicht des Stefan Bandera. 

Es ist Sonntag, Kiewer machen ih¬ 
ren Sonntagsspaziergang, herrlicher 
Sonnenschein. Ich sehe einige jun¬ 
ge hübsche Teenies, vielleicht 16 Jah¬ 
re alt, mit blaugrünen Kränzchen auf 


unsere zeit m 


zurück 


dem Kopf. Sie lachen und freuen sich, 
als wären sie auf einem Volksfest. Sie 
lassen sich bereitwillig fotografieren, 
zusammen mit einem Uniformierten 
„Wächter“. Ich bekomme wieder As- 



Sie lachen und freuen sich, als wären 
sie auf einem Volksfest... 


soziationen zur Nazizeit, denn die ha¬ 
ben auch mit solchen Methoden junge 
Frauen für ihre Zwecke missbraucht. 

★ 

Ich kehre endgültig in mein Hotel 
zurück. Neben meinem Hotel gibt es 
eine kleine Kneipe mit dem vielsagen¬ 
den Namen „Monte Carlo“. Bin dort 
fast jeden Abend zum Essen gegan¬ 
gen. Ich hatte dadurch viele Gesprä¬ 
che mit Stadtteilbewohnern. Wodka 
war auch dabei. Ihre Sorge gilt mehr 
den Alltagsproblemen als dem Mai¬ 
dan. 

Es herrscht Skepsis, mehr schon 
die Hoffnung von der EU Geld zu be¬ 
kommen. Meine Bemerkung, dass die¬ 
ses Geld nicht für sie gedacht ist, son¬ 
dern eher in die Taschen der Oligar¬ 
chen fließt, hören sie mit ungläubigem 
Staunen. 

Ich spreche an einem Tisch mit einer 
größeren Gruppe von Maidan-Geg- 
nern, sowohl Ukrainer nichtrussischer 
als auch russischer Abstammung. Nein 
von Faschisten wollen sie nicht regiert 
werden. Für sie bedeutet das die Spal¬ 
tung der Ukraine. Wir sind uns einig 
in dem Schwur, „Nie wieder Krieg, nie 
wieder Faschismus“ und verabschie¬ 
den uns in Freundschaft. „No pasaran“ 
und eine gehobene Faust bekomme 
ich noch mit. Es beruhigt mich. 

Während ich meinen Koffer packe, 
ziehe ich mein erstes Fazit. Es ist wohl 
so: Auf dem Maidan sitzen die Erben 
Bandera.s Mit ihrer unsäglichen Glei¬ 
chung Putin = Hitler (Schäuble lässt 
grüßen) ist es ihnen gelungen, Ban¬ 
dera zum „Volkshelden“ zu erklären. 
Die Unabhängigkeitsbestrebungen 
im Osten und Süden sind die logi¬ 
sche Konsequenz daraus. Sie wollen 
sich nach den Erfahrungen mit der 
schrecklichen Nazizeit nicht wieder 
einem faschistischen Regime unter¬ 
werfen. Die Faschisten auf dem Mai¬ 
dan und ihre Marionettenregierung 
folgen der Regie der Nazis: Parteibü¬ 
ros zertrümmern, Gewerkschaftshäu¬ 
ser anzünden, Andersdenkende ver¬ 
folgen, alles bekannte Nazistrategien. 

Es ist bezeichnend, dass die Kader¬ 
schule der Swoboda den Namen von 
Joseph Goebbels trägt. 

Die Junta in Kiew darf von der EU 
keinen Cent bekommen. Alle Antifa¬ 
schisten in Europa müssen zusam¬ 
menstehen, damit sie so schnell wie 
möglich wieder verschwindet. Wer sie 
unterstützt, macht sich mitschuldig an 
den schrecklichen Pogromen, die jetzt 
stattfinden. 

Wieder zu Hause, sehe ich an der 
Straße entlang die ekelhaften NPD- 
Plakate. Schalte in meinem Haus den 
Fernseher ein, es kommt ein Wahlspot 
der NPD zur Europawahl: „Europa 
wählt rechts“. Mich überkommt ein 
Gefühl des Zorns. Der Faschismus ist 
nach Europa zurückgekehrt. Erneu¬ 
ern wir den Schwur von Buchenwald: 
Nie wieder Faschismus - nie wieder 
Krieg! 

Rainer Fränkle (Text/Fotos) 
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Der Tod kam aus Deutschland 

Ein Besuch in Gernika - 77 Jahre nach der Bombardierung • Von Matthias Wietzer 


77 Jahre nachdem deutsche Bomber¬ 
einheiten der „Legion Condor“ die bas- 
kische Stadt Gernika (spanisch: Guer- 
nica) in Schutt und Asche gelegt haben, 
besuchte eine Gruppe des Arbeitskrei¬ 
ses Regionalgeschichte aus Wunstorf, 
Neustadt und Hannover auf Einladung 
des Chores „Urdaibai Kantagunea“ die 
Stadt und nahm an den dortigen Ge¬ 
denkfeierlichkeiten anlässlich des Jah¬ 
restages der Bombardierung teil. 

Die Vernichtung Gernikas im Spa¬ 
nischen (Bürger-)Krieg durch NS- 
Bomberpiloten, die u.a. auf den nieder¬ 
sächsischen Fliegerhorsten Wunstorf, 
Langenhagen/Hannover und Delmen¬ 
horst ausgebildet worden waren, löste 
weltweites Entsetzen aus und verdeut¬ 
licht bis heute Unmenschlichkeit, Tod 
und Krieg. 

Fast dreieinhalb Stunden wurde die 
baskische Stadt Gernika am 26. April 
1937 mit Spreng- und Brandbomben 
in mehreren Wellen bombardiert. Jagd¬ 
flugzeuge, die die Bomber begleiteten, 
beschossen im Tiefflug Menschen und 
Fahrzeuge mit ihren Bordwaffen. 

Der Chef des Stabes der „Legion 
Condor“, Wolfram Freiherr von Richt¬ 
hofen, der später zum Generalfeldmar¬ 
schall der Luftwaffe des Deutschen 
Reiches aufstieg, bezeichnete den An¬ 
griff als vollen Erfolg. Bezeichnend und 
skandalös auch, dass in der späteren 
Bundesrepublik Deutschland die ru¬ 
hegehaltsfähige Dienstzeit ehemaliger 
Soldaten der „Legion Condor“ doppelt 
angerechnet wurde. 

Schockiert von der Rücksichtslo¬ 
sigkeit der deutschen Luftwaffe gegen¬ 
über der Zivilbevölkerung schuf der 
Künstler und Kommunist Pablo Picasso 
in wenigen Wochen das monumentale 
Ölgemälde „Guernica“ das anschlie¬ 
ßend auf der Pariser Weltausstellung 
1937 im Pavillon der Spanischen Re¬ 
publik ausgestellt wurde. 

Empfang im Rathaus 

Bei einem offiziellen Empfang im Rat¬ 
haus von Gernika betonte Bürgermeis¬ 
ter Jose Maria Gorrono gegenüber den 
Gästen aus der Region Hannover, dass 
Gernika heute „ein Symbol gegen Ge¬ 
walt, Krieg und für ein friedliches Zu¬ 
sammenleben der Menschen“ sei und 
für Freiheit der Basken und Demo¬ 
kratie stehe. 85 Prozent der Gebäu¬ 
de seiner Stadt seien damals zerstört 
worden und nach Schätzungen wur¬ 
den 2000 Einwohner getötet. In der 
Zeit des spanischen Diktators Fran¬ 
co wurde 40 Jahre lang durch die of¬ 
fizielle Geschichtsschreibung die Lüge 
verbreitet, dass baskische Separatisten 
die Stadt zerstört hätten. Dabei wurde 
von 157 Toten geredet, um das wahre 
Ausmaß des Verbrechens zu verheim¬ 
lichen. Geschichte werde nach Mei¬ 



eine Schlüsselposition einnehmen. Der 
Einsatz der gerade aufgebauten deut¬ 
schen Luftwaffe unter Kriegsbedin¬ 
gungen in Spanien diente der syste¬ 
matischen Erprobung von Menschen 
und Material. Neue Flugzeugtypen 
und Waffen wurden getestet, die Wir¬ 
kungsweise von unterschiedlichen 
Bomben- und Waffentypen analysiert 
und die Organisation des Flugbetrie¬ 
bes optimiert. Auch Terrorangriffe mit 
Bombenflugzeugen auf die Zivilbevöl¬ 
kerung wurden erprobt. Die Soldaten 
der „Legion Condor“ wurden zur Elite¬ 
truppe der deutschen Luftwaffe“ (aus: 
Ausstellung „ ... ein voller Erfolg der 
Luftwaffe“). 

Die Franco-Diktatur... 

Nach dem verlorenen Kampf an der 
Nordfront 1937 und dem Untergang 
der spanischen Republik 1939 bekamen 
die Verlierer überall im Land die Rache 
der Sieger zu spüren. Hunderttausen¬ 
de sperrten die neuen Machthaber in 
Gefängnisse und Lager ein, in denen 
systematisch und massenhaft die Fol¬ 
ter angewandt wurde, Zehntausende 
ließen sie mit oder ohne Gerichtsurteil 
ermorden. Bis heute liegen nur Schät¬ 
zungen über die Zahl der Opfer vor. Zu 
Hunderttausenden mussten republika¬ 


... und die Folgen 

Bis zum heutigen Tage gibt es Franco- 
Denkmale in Spanien, noch heute su¬ 
chen Verwandte ihre vermissten toten 
Angehörigen und spanische Archive, 
die Aufschluss über vergangene Verbre¬ 
chen geben könnten, bleiben verschlos¬ 
sen. Folterer aus der Franco-Zeit wurden 
bislang nicht zur Rechenschaft gezogen. 

Zahlreiche Berichte von Amnesty 
International unterstreichen, dass Re¬ 
pression und Folter kein Relikt der 
jahrzehntelangen faschistischen Herr¬ 
schaft geblieben ist, sondern dass die 
spanische Zentralregierung auch heute 
noch massiv z.B. gegen baskische Un¬ 
abhängigkeitsbestrebungen vorgeht. 
Der ehemalige politische Gefange¬ 
ne Xinxo, der 19 Jahre im Gefängnis 
verbrachte, berichtete der Reisegrup¬ 
pe, dass zur Zeit immer noch über 500 
Baskinnen und Basken in spanischen 
und auch französischen Gefängnis¬ 
sen inhaftiert seien - verteilt über 85 
Strafanstalten. Unübersehbar die vie¬ 
len Transparente an vielen Baikonen in 
den Straßen Gernikas mit der Forde¬ 
rung nach Rückführung politischer Ge¬ 
fangener („Basken ins Baskenland“). 

Gegenwärtig habe die konservati¬ 
ve spanische Regierung sämtliche Kon¬ 
takte zur baskischen ETA (Euskadi Ta 


Tödliche Fracht: Soldaten der„Legion 
Condor“ verladen Bomben. Rechts: 
Gernika 1937 nach der Bombardierung 
durch die „Legion Condor“. 

verdanken, dass die Wahrheit über die 
Gräuel öffentlich wurde. 

Heute sei es wichtig, nicht in ver¬ 
gangenem Leid zu verharren, sondern 
positive Veränderungen in der Stadt zu 
erreichen und zu allen Nationen gute 
Beziehungen aufzubauen und zu pfle¬ 
gen, betonte Bürgermeister Gorrono. 
Nunmehr ist in der ehemaligen Waffen¬ 
fabrik das Kultur- und Bürgerzentrum 
ASTRA untergebracht. 

Birgit Mares und Ute Lamla, grü¬ 
ne Ratsmitglieder aus Wunstorf und 
Neustadt, überreichten im Ratssaal 
Gastgeschenke ihrer beiden Bürger¬ 
meister. 

Am 26. April 2014 stand Gernika 
ganz im Zeichen des Gedenkens an 
die leidvolle Geschichte. Eine endlos 
erscheinende Menschenkette säumte 
die Innenstadt bereits am Vormittag. 
Ein eindrucksvoller Moment für die 
Reisegruppe aus der Region Hannover 
war am Nachmittag die unüberhörba¬ 
re Sirene, die für fünf Gedenkminuten 



Schweigeminuten am 26. April 2014 

nung des Bürgermeisters immer vom 
Standpunkt der Sieger aus geschrie¬ 
ben; folglich wurden kritische Men¬ 
schen, die eine andere Einschätzung 
zur Bombardierung vertraten, bis Mitte 
der 70er-Jahre in Spanien verhaftet und 
in Gefängnissen eingesperrt. Dem US- 
amerikanischen Journalisten George L. 
Steer (dem in der Stadt ein Denkmal 
gewidmet ist) sei es maßgeblich mit zu 


die Menschen und Autos zum Stillstand 
brachte. Nach einer Kranzniederlegung 
fand am Abend eine beeindruckende 
Theaterinszenierung auf dem Markt¬ 
platz mit Beteiligung des Chores „Ur¬ 
daibai Kantagunea“, der im November 
2013 Hannover, Wunstorf und Neu¬ 
stadt besucht hatte, statt. Eindrucksvoll 
war die anschließende Lichterdemons¬ 
tration durch die Innenstadt. In seiner 


Abschlussrede dankte ein Sprecher der 
baskischen Bombardierungskommissi¬ 
on den anwesenden Deutschen für ihre 
Anteilnahme. Das „Danke schön“ kam 
in deutscher Sprache. 

Unvergessen dabei, dass sich in 
der Vergangenheit aus vielen Ländern 
Freiwillige, darunter auch viele Deut¬ 
sche, gemeldet hatten, um in Spanien in 
„Internationalen Brigaden“ gegen den 
Faschismus zu kämpfen. 

Der Spanische Krieg 

Als Putschisten unter Führung des 
Kolonialoffiziers Franco den Sturz der 
1936 bei Parlamentswahlen siegreichen 
linken Regierung betrieben, erhielten 
sie von Anfang an Unterstützung aus 
dem faschistischen Italien und aus Na¬ 
zi-Deutschland. Unter strengster Ge¬ 
heimhaltung wurde anfangs der illegale 
Einsatz deutschen Militärs in Spanien 
durchgeführt. Als zivile Reisegesell¬ 
schaften getarnt wurden die Soldaten 
per Schiff nach Spanien gebracht. Flug¬ 
zeuge und anderes Gerät wurden zer¬ 
legt, in Kisten verpackt, als Zivilgüter 
deklariert und mit Schiffen in die durch 
die Putschisten kontrollierten Regio¬ 
nen geschafft. 

„Deutschland verfolgte mit dem 
Militäreinsatz in Spanien ökonomi¬ 
sche und geostrategische Interessen: 
Rohstoffe aus Spanien wurden zur Re¬ 
alisierung der Aufrüstungsprogramme 
benötigt und Spanien würde in einem 
zukünftigen Großkrieg im Mittelmeer 


nische Gefangene Zwangsarbeiten ver¬ 
richten. Auch die Stadt Gernika wurde 
durch Zwangsarbeiter wieder aufge¬ 
baut. Die Franco-Diktatur basierte auf 
etwa 900 Haftanstalten verschiedenen 
Typs, darunter 194 Konzentrationsla¬ 
ger, in denen republikanische Männer 
und Frauen, die als „Untermenschen“ 
galten, im Geiste des Katholizismus 
umerzogen werden sollten. 100 000 re¬ 
publikanische Gefangene sollen in La¬ 
gern gestorben sein. Erst 1962 wurde 
das letzte spanische Konzentrationsla¬ 
ger aufgelöst. Das Baskenland war von 
der Repression besonders hart betrof¬ 
fen, die baskische Sprache und Kultur 
waren über Jahrzehnte verboten. Bis 
heute ist dieses düstere Kapitel der 
spanischen Geschichte nicht vollstän¬ 
dig aufgearbeitet. 


Askatasuna/Baskenland und Freiheit) 
abgebrochen und reagiere mit Re¬ 
pression, wurde berichtet. Selbst nach 
der Verurteilung Spaniens durch den 
Europäischen Gerichtshof für Men¬ 
schenrechte 2013, einseitig verkünde¬ 
tem Waffenstillstand und Aufgabe des 
bewaffneten Kampfes durch die ETA 
weigert sich die Zentralregierung ihre 
langjährig geführten Gespräche und 
Verhandlungen fortzuführen. 


Heute hat der Fliegerhorst Wunstorf 
wieder internationale Bedeutung. Zur 
Zeit wird er für die Stationierung des 
Großraumtransporters Airbus A400M 
ausgebaut. Er gewinnt dadurch strate¬ 
gische Bedeutung für weltweite Kriegs¬ 
einsätze. 


Zur weiteren Information: 

★ Die Ausstellung „... ein voller Erfolg der Luftwaffe.- Die Vernichtung von 
Gernika/Guernica am 26. April 1937 - Geschichte und Gegenwart eines 
deutschen Kriegsverbrechens“ kann im Internet unter „www.ak-regional- 
geschichte.de“ eingesehen werden; 

★ Die Ausstellung kann kostenlos ausgeliehen werden. Die 18 Ausstel¬ 
lungstafeln haben das Format 110 x 70 cm. Kontakt: Arbeitskreis Regio¬ 
nalgeschichte e.V., Im Dorn 7, 31 535 Neustadt; Tel.: (05 032) 61 705; Fax: 
(05 032) 1879; E-Mail: ak.reg@t-online.de 

★ Hubert Brieden/Tim Rademacher „Luftwaffe, Judenvernichtung, totaler 
Krieg - Guernica, Lomza, Warschau, Coventry ...“, Deutsche Geschichts¬ 
politik, Edition Region + Geschichte, 339 Seiten, 16,50 €, ISBN 978-3- 
930 726-15-8 
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Irma Rössig 

geb. 12. Februar 1930 gest. 25. April 2014 

Irmchen starb im Alter von 84 Jahren nach langer Krankheit. 

Geboren wurde sie in Hagen. Sie war kaum drei Jahre alt, als die NS- 
Schergen an die Macht gebracht wurden. Ihr Vater Reinhold Piechot- 
ka, herausragender Kommunist und Gewerkschafter an der Hasper 
Hütte, wurde ins KZ Esterwegen deportiert. Anderthalb Jahre blieb er 
dort inhaftiert. Der höhere Schulbesuch wurde Irmchen von den Nazis 
wegen „politischer Unzuverlässigkeit“ der Familie untersagt. 

1947 absolvierte sie eine Ausbildung als kaufmännische Angestellte 
bei der KPD-Zeitung „Freies Volk“. 1948 wurde sie in die FDJ auf¬ 
genommen, 1951 in die KPD. Sie besuchte die Jugendhochschule 
Bogensee in der DDR. 

Aktiv stritt sie gegen Remilitarisierung, Atombewaffnung und die 
Spaltung Deutschlands. Am 29. September 1954 wurde sie deshalb 
verhaftet, im März 1955 zu neun Monaten Gefängnis verurteilt. 

Irmchen blieb sich auch nach der Entlassung aus der Haft treu. Es 
folgten Aktivitäten gegen den Vietnamkrieg, gegen die Notstandsge¬ 
setze und bei den Ostermärschen, gegen die Berufsverbote, für die 
Entspannungspolitik, die Anerkennung der DDR und für die 35-Stun- 
den-Woche. Für 50 Jahre Aktivität in der Gewerkschaft bekam sie 
von ver.di die Ehrennadel verliehen. 

1968 war sie bei der Neukonstituierung der DKP dabei. In Düsseldorf 
war sie viele Jahre als Kreiskassiererin bzw. Vorsitzende der Kreisre¬ 
vision tätig. Sie engagierte sich unter anderem als Gruppenvorsitzen¬ 
de und im DKP-Seniorenkreis. 

Durch ihre Krankheit war es ihr nicht möglich, diese Aktivitäten fort¬ 
zusetzen. 

Unsere herzliche Anteilnahme gehört ihrem Mann Helmut und ihrem 
Sohn Michael. 

DKP-Kreisvorstand Düsseldorf 
DKP-Gruppe Gerresheim 
DKP-Gruppe Düsseldorf-Süd 

Die Trauerfeier mit anschließender Urnenbeisetzung beginnt am Don¬ 
nerstag, 22. Mai 2014, um 14 Uhr in der Kapelle des Nordfriedhofs 
Düsseldorf. (Buslinien 721, 722, 729, 756, 834 - Haltestelle Nord¬ 
friedhof) 


Bildungsberatung „Nord“ 

für die DKP-Bezirke 

Schleswig-Holstein, Hamburg, Bremen, 
Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg, Berlin 

Samstag, 24. Mai, 11.00 Uhr 

Bezirksbüro der DKP Hamburg, Lindenallee 72 
(Magda-Thürey-Zentrum). 

Tagesordnung: 

Auswertung der 2. Sitzung der Bildungskommission des PV 
Referent Dr. Hans-Peter Brenner, stellv. Vors, der DKP 

Probleme/Erfahrungen mit dem Neueinstieg in die Bildungsarbeit 

Besprechung des 2. Bildungsmaterials „Drei Quellen des Marxismus“: 
Teil Ökonomie 

Weitere Arbeitsvorhaben 

Die Beratung ist offen für Interessenten aus 
Kreis- und Gruppenvorständen. 

Wir bitten um eine Rückmeldung an den PV und die Angabe der 
Teilnehmerzahlen bis spätestens Montag, den 19.5., damit wir die 
Versorgungsfrage klären können. 


Bücher v. Emil Carlebach gesucht - gebraucht zum Verkauf für die 
Geburtstags-Erinnerungsfeier (100 Jahre) in Frankfurt am 13.7.2014. 
Bitte melden bei o. schicken an: 

Gerhard Fisch, Cronstettenstr. 3,60322 Frankfurt. 

(Tel. 069 174260 oder E-Mail gfisch@t-online.de) 


UZ-Extra zur EU-Wahl - jetzt noch bestellen! 

Bestellung gegen Portokosten. 

Bestellungen an: vertrieb@unsere-zeit.de 

oder Gustl Ballin, Tel.: 0911 8019991 




Entschleunigung: 

Ruhe & Natur satt im Müritz- 
Nationalpark. 2 Fe Wo je 2-3 Fers, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin. 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel.: 0331/870796 (AB) 


Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Manipulation oder kritische Wissenschaft? 

Zum Verhältnis von Hirnforschung, Psychologie 
und Menschenbild 

Sa, 24. Mai 2014,10.30 -18.00 Uhr 
Die Brücke - Internationales Zentrum der Uni Münster, 
Wilmergasse 2, Münster. 

• Prof. Wolfgang Jantzen, Bremen: Auf dem Wege zum Psycholo¬ 
gischen Materialismus 

• Dr. Burkhard Wiebel, Bochum: Neurowissenschaften oder Neuro- 
mythologie? Zur Deutungsmacht der Hirnforschung 

• Michael Zander, Berlin: Das autonome Selbstmodell. Eine Auseinan¬ 
dersetzung mit Thomas Metzingers Theorie des „Ego-Tunnels“ 

• Prof. Wolfgang Maiers, Magdeburg: Bewusstsein-ein unauflösliches 
Rätsel? 

• Prof. Ingo Zimmermann, Münster: Mechanismen psychosozialer 
Dekonstruktion im globalen Kapitalismus 

Einführung und Moderation: Rolf Jüngermann (MES; Marxistische 
Blätter) 

Weitere Infos: www.marx-engels-stiftung.de. Kostenbeitrag (inkl. 
Mittagessen): 10 Euro; ermäßigt: 6 Euro. Um Anmeldung wird gebeten 
unter marx-engels-stiftung@t-online.de oder über 0211/6802828 
(Hermann Kopp) 


NEIN zum Europa der Banken und Konzerne! 

JA zum Europa der Solidarität u. des Widerstands! 
Am 25. Mai 2014: DKP wählen ! 

Öffentliche Veranstaltung der DKP Bochum mit 

Dr. Hans-Peter Brenner 

(stellv. Parteivorsitzender der DKP) 

Freitag 16. Mai 2014, um 19:30 Uhr 
Gaststätte „Haus Lotz", Annastraße 25, 

44793 Bochum (nähe Springerplatz) Bochum 


Neu im 
Ruhr Echo Verlag 

Ab dem 8. Mai 2014 erhältlich: 
Mareen Heying: 

„sei innigst umarmt lind 
geküsst” 



Klara Schabrod 

Alltagskonstruktionen einer 
Kommunistin in Briefen 
zur Zeit des deutsehen Faschismus 



Die Kommunistin Klara Scha¬ 
brod (1903-1999) schrieb ihrem 
Verlobten Karl Schahrod (1900- 
1981) über zehn Jahre lang Briefe 
ins Zuchthaus, nachdem er 1934 zu 
lebenslanger Freiheitsstrafe verur¬ 
teilt wurde. 

Sie berichtete über das unmit¬ 
telbar Erlebte, über ihre persön¬ 
liche Entwicklung, ihre Sorgen, 
über den Krieg und seine Folgen. 

Ihre Briefe gehen einen inten¬ 
siven Einblick in den Alltag der 
Düsseldorfer Antifaschistin wäh¬ 
rend des Dritten Reichs und wer¬ 
den in diesem Buch anschaulich 
analysiert. 

Zugleich sind diese Zeitzeug¬ 
nisse ein Spiegel für die Beziehung 
des Paares, die mehr als ein Jahr¬ 
zehnt nur über Briefe gelebt wer¬ 
den konnte. 

Dieses Kucliprojekt wurde gefördert von der 
Rosa l.uxeinhiirg Stiftung NRW 

136 S., zahlreiche Fotos und Briefe. 8,50 Kuro 
ISBN 978-3-931999-20-9 
hestellungG* ruhrecho.de 

Ruhr Echo Verlag 
Geschichte des Ruhrgebietes - 

Literatur der Arbeiterbewegung 
Geschichte der Arbeiterbewegung - 

Literatur des Kuhrgehietes 

Weitere Infos unter: W W W.ruhrecllo.de 
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*** Superior 




Inhaber: 

Ha ns-Georg Müller 
HauplslraOe 1 
57392 Schmallenberg- 
Grafschaft 
Hochsauerland 


Tel.: 82972-97SD-Ü 
Fax.: 02972-978097 
Restaurant: 

Dienstag Ruhetag 


Hausprospekt 

anfordern 



In unmittelbarer Nähe des Klosters Grafschaft liegt unser 
Gasthof. Wie vor Jahrhunderten sorgt auch heute der Wirt 
persönlich für das Wohl der Gäste. 

Komfortable Zimmer und Räumlichkeilen, gutes Essen, 
gepflegte Getränke, Alle Zimmer haben Bad, Dusche, WC, 
Telefon, Fernseher, die meisten Balkon und Vorraum. Im 
Hotelbereich befinden sich Lift, Sauna, Solarium, Nicht¬ 
raucherzimmer und Kamin, Kinderspielraum, Salatbüffet, 
Frühstücksbüffet. Auch Senioren-Portionen. 
Übernachtung/Frühstück 3Q S - bis 53,- € p.P. 

HP 15,50 C p.P. • VP. 22 T - G p.P. 

Kostenlos Bus-und Bahnfahren im Sauerland 
Auch Kinderermäßigung / Nebensaisonpreise. 

Bei 21 Tagen Aufenthalt im Jahr 10 % Treuerabatt. 


mail@gastho1-heimes.de • www.gasthof-heimes.de 
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Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Wh teheti uns in 
^Dortmund! 


„Nur wer den Kopf hebt, wird gesehen! “ 

Wir gratulieren unserem Genossen 

Rudi Hechler 

herzlich zu seinem 80. Geburtstag. 

Seit frühester Jugend ist er politisch aktiv. 

Seit Jahrzehnten wirkt er weit über Hessen hinaus 
als „Öffentlichkeitsarbeiter“ unserer Partei. 

Wir wünschen ihm auch weiterhin Gesundheit, 
viel Schaffenskraft für unsere Sache und noch 
viele erlebnisreiche Jahre im Kreis der Genossen, 
Freunde und seiner Familie. 

DKP Mörfelden-Walldorf 
DKP Kreis Groß-Gerau 
DKP Bezirk Hessen 


Im Mai 1954 wurde unser Genosse 

Klaus Kubacki 

Mitglied der kommunistischen Bewegung 


Lieber Klaus, 

vor 60 Jahren wurdest Du in der antikommunistischen Frontstadt 
Berlin Mitglied der kommunistischen Bewegung. Du hast in der SED 
und der SEW gewirkt und nach der Auflösung der SEW warst Du 
einer der Ersten, die Mitglied der DKP wurden und sich an dem Wie¬ 
deraufbau der kommunistischen Partei in Berlin aktiv beteiligten. 
Sowohl als Betriebsrat wie auch als Kreisvorsitzender der Sozialis¬ 
tischen Einheitspartei Westberlins in Spandau und im Wedding und 
schließlich im DKP-Landesvorstand bliebst Du stets standhaft. Das 
war sicher nicht immer leicht, doch Du hast durchgehalten. Andere 
wollten Dich brechen, doch Du hast Dich nicht brechen lassen. 

Wir lauschen immer wieder gern Deinen Erzählungen und sind tief 
beeindruckt von Deinem Erfahrungsschatz. Wir streiten mit Dir und 
lernen von Dir. Wir sind froh und stolz, dass Du unser Genosse bist. 
Herzlichen Glückwunsch zu diesem besonderen Ehrentag! 

DKP Neukölln 

DKP Landesvorstand Berlin 


ä 

Unserem Kreisvorsitzenden 

Genosse Peter Maaßen 

die herzlichsten roten Geburtstagsglückwünsche 

zum 70. am 20.5.2014 

Einige von uns arbeiten und kämpfen nun schon seit über 40 Jahren 
mit Dir. Bleib so gesund und munter, Du wirst noch lange gebraucht. 

Die Genossinnen und Genossen der DKP Main-Taunus 



Anzeigen bitte immer an: 
info@unsere-zeit.de senden 

Anzeigen bitte in einem (besser: zwei) 
der folgenden Formate schicken: 

*txt, *doc, *rtf, *jpg, *tif, *pdf 


Der Kommunist Emil Carlebach 



Zum 100. Geburtstag von Emil Carlebach (1914 - 200l) 

Samstag, 17. Mai 2014,18.00 Uhr 
DGB-Haus Frankfurt 
Wilhelm-Leuschner-Str. 69-77 

Im Programm: 

Georg Fülberth 

Erich Schaffner und Georg Klemp 

Eine Veranstaltung der DKP Frankfurt und DKP Hessen 
in Zusammenarbeit mit dem Emil Carlebach-Club Ffm. 
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Pressefest / Termine / Impressum 


Die internationale 
Beteiligung 
auf dem Pressefest 


E in Pressefest der UZ wäre ohne 
internationale Beteiligung gar 
nicht zu denken. Auch in diesem 
Jahr werden wohl etwa zwei Dutzend 
Kommunistische und Arbeiterpartei¬ 
en teilnehmen. Bislang haben wir feste 
Zusagen aus drei Kontinenten, und bis 
Ende Juni schließen sich erfahrungsge¬ 
mäß noch weitere Parteien an. 

Die einen nehmen mit Informati¬ 
onsständen teil, andere werden über 
ihre in Deutschland lebenden Vertre¬ 
terinnen und Vertreter für Stände mit 
Verkauf von Speisen und Getränken 
sorgen. Andere wiederum reisen von 
weither an und können keine Stän¬ 
de gewährleisten, sind aber auf dem 
Pressefest ansprechbar. Fest ange¬ 
meldet haben sich bislang die Partei 
der Arbeit Belgiens, die Brasiliani¬ 
sche KP, die KP Britanniens, die KP 
Dänemarks, die KP in Dänemark, die 
Europäische Linkspartei, die KP Grie¬ 
chenlands, die Irakische KP, die Tudeh- 
Partei aus dem Iran, die Libanesische 
KP, die KP Luxemburgs, die KP Ös¬ 


terreichs, die Demokratische Front zur 
Befreiung Palästinas, die Portugiesi¬ 
sche KP, die KP der Völker Spaniens 
und die KP der Türkei. Weitere KPen 
prüfen derzeit ihre Möglichkeiten - 
wir freuen uns auf alle, die kommen! 

Von Parteien aus Japan, Malta, Me¬ 
xiko, Schweden und Uruguay, für die 
eine Teilnahme an dem Fest ein un¬ 
verhältnismäßig hoher Aufwand wäre, 
haben wir herzliche Grüße und Wün¬ 
sche zur erfolgreichen Durchführung 
bekommen. Auch diese Beiträge sind 
wertvoll, zeigen sie doch die interna¬ 
tionale und internationalistische Ver¬ 
wurzelung unserer Partei. 

Im Zentrum der internationa¬ 
len Beteiligung steht dabei natürlich 
wie wie bei jedem UZ-Fest die „Casa 
Cuba“, wo wie immer die Solidarität 
der DKP und der verschiedenen Ku¬ 
bagruppen mit dem sozialistischen 
Kuba ihren Ort hat. Wir wissen dabei 
auch von attraktiven Gästen seitens 
der KP Kubas und der kubanischen 
Botschaft. Aus dem Bereich der So- 
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lidarität 
mit Kuba 

werden die FG BRD-Kuba, das Netz¬ 
werk Cuba, die Cubahilfe Dortmund 
und Cuba Sf ihre Arbeit vorstellen. 

In der Internationalen Straße, ei¬ 
nem der attraktivsten Bereiche unse¬ 
res Volksfestes, stellen sich darüber 
hinaus auch Organisationen von Mi¬ 
grantenvereinen wie die DIDF oder 
die Medizinische Hilfe Vietnam oder 
die Nicaragua-Solidarität vor. Auch 
hier gehen wöchentlich weitere An¬ 
meldungen ein. 

Das UZ-Pressefest wird also auch 
2014 zu einem internationalen Treff¬ 
punkt der Solidarität werden, wie er in 
Deutschland nach wie vor seinesglei¬ 
chen sucht. Dieses Markenzeichen un¬ 
terstreicht die Identität der Deutschen 
Kommunistischen Partei als Partei des 
proletarischen Internationalismus. 


Leider, leider... 


Schon früh hatten die Freundinnen und 
Genossinnen des Walkabout Clearwa- 
ter Chorus aus den USA bei uns ange¬ 
klopft und gefragt, ob wir sie auch auf 
unserem 18. UZ-Pressefest sehen und 
hören wollen. Was für eine Frage? Denn 
wer erinnert sich nicht an die großarti¬ 
gen Auftritte des Chors auf den großen 
und kleinen Bühnen unserer Pressefes¬ 
te? Wir wollten! 

Der Chor wollte auch aus finanzi¬ 
ellen Gründen in diesem Jahr mit ei¬ 
ner kleineren Abordnung kommen 
und ein Tribute an ihren in diesem 
Jahr verstorbenen Gründer Pete See- 
ger vorbereiten. Doch je konkreter die 
Planungen wurden, desto größer wur¬ 
den die Schwierigkeiten: Krankheiten, 
kein Urlaub, andere Verpflichtungen 
... Der Walkabout Chorus kam zu dem 
Schluss, dass sich die Reise nicht reali¬ 


sieren lässt. Das ist sehr sehr schade! 
Die „Walkabouts“ wünschen uns ein 


tolles Fest und wir werden an sie den¬ 
ken! Bis zum nächsten Mal... -er 



UZ-Verkauf auf dem Pressefest 

ln wenigen Wochen beginnt das 18. UZ-Pressefest. Tausende Menschen werden wir in Dortmund begrüßen können. Den Besu¬ 
cherinnen und Besuchern bieten wir ein interessantes Kultur- und Diskussionsprogramm - und möchten ihnen unsere Partei 
und die UZ im politischen Gespräch vorstellen. 

Daher suchen wir dringend: Helferinnen und Helfer für unsere Informationsstände auf dem Pressefest, für den Verkauf der UZ 
und der Soli-Buttons. 

Bitte meldet euch, ob und in welchem zeitlichen Umfang ihr auf dem Pressefest das UZ-Agitationsteam unterstützen könnt. 

CommPress Verlag GmbH, Tel.: 0251-26 52 96 39, verlag@unsere-zeit.de 


termine@unsere-zeit.de 


FR ★ 16. MAI 


Bochum: Positionen der DKP und die Not¬ 
wendigkeit der DKP-Kandidatur am 25. Mai 
zu den EU-Wahlen, Veranstaltung der DKP 
Bochum mit Hans-Peter Brenner, stellvertre¬ 
tender Parteivorsitzender der DKP Gaststät¬ 
te „Haus Lotz“, Annastraße 25,19.30 Uhr. 

Stuttgart: „Mieten runter! Wohnen ist Men¬ 
schenrecht!“ Veranstaltung der DKP Stutt¬ 
gart mit Franz Parteder (KPÖ) zur Woh¬ 
nungspolitik der Kommunisten in Graz. 
Zehntscheuer Zuffenhausen, Zehnthof 
1 (Stadtbahn Kelterplatz oder Rathaus), 
19.00 Uhr. 


SA ★ 17. MAI 


Frankfurt/Main: „Der Kommunist Emil 
Carlebach - Zum 100. Geburtstag von Emil 
Carlebach (1914-2001 “ - Veranstaltung der 
DKP Frankfurt und DKP Hessen in Zusam¬ 
menarbeit mit dem Emil Carlebach-Club 
Ffm mit Georg Fülberth, Erich Schaffner und 
Georg Klemp. DGB-Haus Frankfurt, Wilhelm- 
Leuschner-Straße 69-77,18.00 Uhr. 


Dl ★ 20. MAI 


Dortmund: „Arbeitslosigkeit und Armut in 
Dortmund von 1980 bis 2012“, Mitglieder¬ 
versammlung der DKP mit Jonny Bruhn- 
Tripp. Z, Oesterholzstraße 27,19.00 Uhr. 


Ml ★ 21. MAI 


Dortmund: „Hände weg von der Ukraine“, 
Veranstaltung des Seniorenarbeitskreises 
der DKP Dortmund. Z, Oesterholzstraße 27, 
14.30 Uhr._ 

Röthenbach/Pegnitz: Versammlung der 
DKP Nürnberger Land zur Europawahl 2014. 
Gaststätte „Floraheim“, Siedlerstraße 10, 
19.00 Uhr. 


SA ★ 24. MAI 


Krefeld: Infostand der DKP-Linker Nieder¬ 
rhein zur EU-Wahl. Neumarkt, 10.30 Uhr. 


SO ★ 25. MAI 


Dortmund: Wahlfete der DKP. Z, Oesterholz¬ 
straße 27,18.00 Uhr. 


MO ★ 26. MAI 


Leverkusen: „Einführung in die politische 
Ökonomie“, Wochenlehrgang der Karl- 
Liebknecht-Schule mit Jürgen Lloyd. Mo, 
26. Mai bis Sa, 31. Mai 2014. Weitere In¬ 
formationen und Anmeldung unter www. 
karl-liebknecht-schule.org. 


Dl ★ 27. MAI 


Düsseldorf: „Selbstbestimmungsrecht - 
Vom Baskenland bis zur Krim ...“ Veran¬ 
stalterung der Vereinigung Demokratischer 
Juristinnen und Juristen e.V. mit Norman 
Paech, Hamburg. Zakk-Düsseldorf (Studio), 
Fichtenstraße 40,19.30 Uhr. 


SA ★31. MAI 


Schwerin: Lesekreis „Kommunistisches 
Manifest“, Abschlussveranstaltung mit Pa- 
trik Köbele, Vorsitzender der DKP. Veranstal¬ 
tung von DKP, SDAJ, VVN-BdA und Rotfuchs 
Schwerin. Bertha-Klingberg-Haus, Max- 
Planck-Straße 9a, 13.00 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spä¬ 
testens am Freitag eine Woche vor dem 
Erscheinungstermin der entsprechenden 
Ausgabe der UZ, möglichst auch mit An¬ 
gabe des Themas der Veranstaltung an ter- 
mine@unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 


Werbetermine 
für das Pressefest 

Treffpunkt ist immer das Z, Dortmund, Oesterholzstraße 27 , Zeitpunkt 
eine halbe Stunde vor dem Einsatz! Weitere Helferinnen und Helfer sind 
herzlich willkommen! 

18.5. Sonntag, 14.30 Uhr 

Aktion Bollerwagen in Wischlingen Unterstützung Ruhr-Westfalen 

24.5. Samstag, 14.30 Uhr 

Aktion Bollerwagen Westpark/Fredenbaum / Unterstützung Rheinland-West¬ 
falen 

14.6. Samstag, ab 11.00 Uhr bis 15.00 Uhr 

Stand Katharinentreppe (HBF)/ Unterstützung Rheinland-Westfalen 

21.6. Samstag, 14.30 Uhr 

Mobile Einsätze Wischlingen, Marten und... / Unterstützung Ruhr-Westfalen 


Anzeigen in der UZ helfen der UZ 




Jetzt abonnieren und Prämie sichern! 
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Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
raums gekündigt wird. (Bitte eine Aboprämie auswählen) 


NEU! 3 - Monats - Abo zum Kennenlernen 
(Sonderpreis 10,-€) 


□ Jahresabo (Preis nach eigenem Ermessen) 


Ihre Prämie für ein Jahresabonnement (bitte ankreuzen) 



Harald Neubert: 

Europäische 
Nachkriegs¬ 
ordnung 
(Buch, 300 S.) 


□ 



Alfredo Bauer: 

Kritische 
Geschichte 
der Juden 
(Buch, 450 S.) 


□ 


□ Normalabo (126,-€/Jahr) 

□ Ermäßigter Preis (72,- € / Jahr) 

□ Förderabo (mindestens 160,- € / Jahr)* 

Ich zahle mein UZ-Abonnement 

□ monatlich □vierteljährlich □ halbjährlich □ jährlich 

*Alle Preise inkl MwSt. und Versand (Sie sparen bis 6,- € pro Jahr 
durch die Erteilung einer Einzugsermächtigung). 


Ihre Prämie für ein 3-Monats-Abo (bitte ankreuzen) 



Josef Schleifstein: 

Einführung in das 
Studium von 
Marx, Engels 
und Lenin 
(Buch, 165 S.) 

□ 



UZ-Pressefest: 

Soli-Button für das 
Pressefest am 
27.-29. Juni 2014 
(Button) 

□ 


Name, Vorname 
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Die letzte Seite 
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... kommt die Briefwahl mancherorts gleich. Bis zu fünf verschiedene Wahl¬ 
vorgänge (EU-Wahl, Oberbürgermeister-Wahl, Ratsherren/frauen-Wahl, Wahl 
zu den Bezirksvertretungen, Wahl für die Integrationsräte) müssen bewältigt 
werden. Jeder Wahlvorgang ist schriftlich zu beeiden. 

Unser Bild zeigt einen, dem hoffentlich alles gelungen ist. Uwe Koopmann wirft 
seine Briefwahlstimmen in den Briefkasten des Wahlamtes in Düsseldorf. Uwe 
ist Spitzenkandidat der DKP für die Bezirksvertretung in Düsseldorf Gerresheim. 


Meine progressive Woche 

Vom 3. bis 9. Mai 


Sonntag 

Hans Mayer, der Literaturwissenschaftler, 
ist einer von denen, die in keine Schub¬ 
lade passen. Wie sollte es anders sein bei 
einem, der den Nationalpreis der DDR 
und das Große Verdienstkreuz der BRD 
erhalten hat. An diesem Wochenende lese 
ich mit Vergnügen die Anfangskapitel sei¬ 
ner Memoiren „ Ein Deutscher auf Wider¬ 
ruf“. Das auch deshalb, weil er im Kölner 
Stadtteil Ehrenfeld aufwuchs, in dem ich 
jahrelang gelebt habe - manches scheint 
sich nie zu ändern. 

Das gilt auch für die Unversöhnlich¬ 
keit, mit der sich die großen Arbeiterpar¬ 
teien in der Endphase der Weimarer Re¬ 
publik gegenüber stehen. Mayer schildert 
letztere aus dem Erleben eines politischen 
Studenten, der in verschiedenen Marxisti¬ 
schen Zirkeln (KPD und SPD) arbeitet. 
Im „ Roten Kämpfer“ ruft er mit Gleichge¬ 
sinnten zur Einheit der Linken auf. Doch 
diese ist selbst innerhalb der Organisatio¬ 


nen nicht gegeben. Bei Niemandem - als 
Mayer sich an der Gründung der SAPD 
beteiligt, muss er erleben, dass er den An¬ 
trag seiner Gruppe, den beiden großen 
Arbeiterparteien eine Allianz gegen den 
Faschismus vorzuschlagen, noch nicht 
einmal vortragen darf. 

Dienstag 

„ Was die Geheimdienstarbeit im Inland 
angeht, so versuchen wir die Privatsphä¬ 
re der Amerikaner besser zu schützen“ so 
spricht Obama, der Herr des großen US- 
Imperialismus, zur kleinen Schwester An¬ 
gela beim Besuch im Weißen Haus. 

Er wird gelächelt haben dabei. Denn 
ernstgemeint ist dieser Versuch nicht. 
Kern des entsprechenden Gesetzentwur¬ 
fes ist die Verlagerung der Datensammlei 
auf die Server der privaten Provider. In 
Zukunft müssen nicht mehr die Compu¬ 
ter der NSA alles speichern, sondern die 
Provider - und zwar für 18 Monate. In 


der Zeit können sie mit den Daten kom¬ 
merziell arbeiten und sind verpflichtet, sie 
bei Anforderung an die US-Behörden he¬ 
rauszurücken. 

Freitag 

Kleinwaffen und passende Munition für 
135 Millionen Euro - so viele Exporte 
hat die Bundesregierung nach ARD-In- 
formationen 2013 genehmigt, 43 Prozent 
mehr als im Vorjahr. Damit stieg die Aus¬ 
fuhr seit 2002 auf mehr als das Doppelte. 

Dies ist um so verwerflicher, als nicht 
Panzer und anderes schweres Geschütz, 
sondern die so oft verharmlosten „Klein¬ 
waffen “ und „ leichten Waffen “ in Kriegen 
und Bürgerkriegen etwa 60 bis 90 Prozent 
aller Opfer fordern. „Kleinwaffen sind 
die wahren Massenvernichtungswaffen 
unserer Zeit“, warnten bereits Vertreter 
von UNICEF und auch schon UN-Ge¬ 
neralsekretär Kofi Annan im Jahr 2001. 

Adi Reiher 


Warum kandidiere ich zur EU-Wahl? 


2004, 2009 und 2014 erneut. Zum dritten Mal kandidiere ich für 
das EU-Parlament auf der DKP-Bundesliste. Aber warum kandidiere 
ich? Ich kandidiere, weil ich die EU, wie sie ist, ablehne. Ich trete für 
die einzige vernünftige Alternative, zu dieser EU, ein sozialistisches 
Europa ein! 

Außerdem kandidiere ich, weil für mich Erscheinungen wie Ho¬ 
mophobie dem Rassismus und Sexismus wesensgleich sind und be¬ 
kämpft werden müssen. Diskriminierung von Menschen aufgrund 
ihrer Sexualität oder Lebensweise hat Sündenbock- und Ablenkungs¬ 
funktion. Dies dient als Mittel zur Spaltung und damit der Stabilisie¬ 
rung der Macht der über uns Herrschenden. 

Vom 1. Januar 1872 bis zum 11. Juni 1994 waren sexuelle Hand¬ 
lungen zwischen Personen männlichen Geschlechts unter Strafe ge¬ 
stellt. Noch immer fehlt eine Rehabilitierung und Entschädigung aller 
Opfer des deutschen Faschismus und der BRD, die aufgrund ihrer Se¬ 


xualität oder Lebensweise verfolgt wur¬ 
den. In vielen Staaten der heutigen EU 
war es ebenso. Und es zeichnet sich ab, 
dass es auch wieder in diese Richtung 
gehen kann. Noch nicht in der BRD, aber 
in von der BRD ausgeplünderten Staaten. 

Ich kandidiere für die DKP auch, um 
meine Partei zu stärken. Unter anderem 
im Bereich Queer-Politik ist die DKP die Partei mit den weitreichends¬ 
ten Forderungen. Leider ist das in der „Community“ kaum bekannt. 
Das zu ändern ist auch unsere Aufgabe! 

Und genau dafür trete ich an und setze mich dafür ein! 

JA zum Europa der Solidarität und des Widerstands gegen die 
EU! NEIN zum Europa der Banken und Konzerne! Wählt den Weg des 
Widerstands! 



Thomas Knecht 


Begegnungen mit Helmut Schön 

Von Klaus Huhn 


D as Nummer-eins-Thema sollte 
auch in der UZ eigentlich die 
Fußball-Weltmeisterschaft sein. 
Alle Medien - und natürlich erst recht 
die Medienkunden - fabulieren aus¬ 
giebig darüber, ob Löw wirklich die 
richtigen Leute in die Mannschaft ge¬ 
holt hat und das logisch nächste Thema 
sind die Chancen, die diese Löw-Truppe 
im Kampf um den Titel hat. Der würde 
nämlich nicht nur beflaggte Autos und 
Baikone zur Folge haben, sondern - 
wenn auch nur auf dem grünen Rasen 
„Deutschland über allen!“ wieder mal 
zur Losung werden lassen! Also: The¬ 
men über Themen und trotzdem habe 
ich mich entschlossen, in die Vergan¬ 
genheit hinabzusteigen und mich einem 
Mann zu widmen, der mein Freund war, 
obwohl er jahrelang der bundesdeut¬ 
sche Startrainer war: Helmut Schön. 
Das mag manchen verblüffen, aber 
auch Fussball hat seine zuweilen ver¬ 
worrene deutsche Vergangenheit... 

Die Freundschaft begann 1948. Da¬ 
mals wurde in der sowjetischen Be¬ 
satzungszone der Deutsche Sportaus¬ 
schuss gegründet. Zu den Gründungs¬ 
mitgliedern, die sich damals in Berlin 
versammelten, gehörten Helmut Schön 
und - Klaus Huhn. Der Zufall bescherte 
uns Plätze nebeneinander und das war 
die Urstunde dieser Freundschaft. Um 
gleich Klartext zu schreiben: Schön war 
kein allzu begeisterter Anhänger dieser 
neuen Sportbewegung, die obendrein 
von der FDJ und den Gewerkschaften 
gegründet worden war. Aber er lebte 
in Dresden, war das Idol des Dresdner 
Fußballklubs, mit dem er vor 1945 Titel 
errungen hatte und wollte wohl die neu¬ 
en Gründer nicht verprellen. 

Dem letzten seiner persönlichen Er¬ 
folge jener Zeit war auch die Tatsache 
zuzuschreiben, dass der Pokal des Meis¬ 
ters in Dresden stand und nach Kriegs¬ 
ende von einem DSC-Fan in einer Gärt¬ 
nerei versteckt worden war. Am 10. Juli 
1949 sollte in Stuttgart die erste bundes¬ 
deutsche Fußballmeisterschaft ausge¬ 
tragen werden. Man hatte - was kaum 
jemand erwartet hatte - auch die Lei- 



Die deutsche Fußballmeistertrophäe 
„Victoria“ (1903 bis 1944) 


tung des Ostzonen-DS eingeladen. Der 
Hintergrund der Überraschung klärte 
sich bald auf. Man hatte einen Plan ge¬ 
schmiedet, den Pokal in Dresden zu 
stehlen und ihn in Stuttgart nach Spiel¬ 
ende dem Sieger „als aus der Sowjetzo¬ 
ne befreiten deutschen Meisterpokal“ 
zu überreichen. Und dies mit der De¬ 
legation des DS auf der Ehrentribüne! 


Helmut Schön war an der Aktion 
beteiligt, wie er in seinen Memoiren 
gestand, bekam aber irgendwann kal¬ 
te Füße, dass seine Beteiligung pub¬ 
lik werden könnte. Er wollte „Berlin“ 
wenigstens informieren, was die Akti¬ 
on nicht verhindert, aber seine „Un¬ 
schuld“ bewiesen hätte. Bei seinen 
Anrufen in Berlin traf er aber nieman¬ 
den an, weil alle schon auf dem Weg 
nach Stuttgart waren. Der letzte, den 
er schließlich fand war ich, der dama¬ 
lige Pressechef. Ich hatte keine Mühe, 
mir das Spektakel in Stuttgart vorzu¬ 
stellen, mobilisierte einen Freund mit 
Motorrad und raste mit dem nach 
Dresden. Als ich Schön traf, las ich in 
dessen Gesicht sein schlechtes Gewis¬ 
sen. (Schön war kein guter Schauspie¬ 
ler ...). Ich trat ihm also ein wenig auf 
die Füße und wie nebenbei nannte er 
die Plätze, an dem man die Victoria ver¬ 
steckt haben könnte, bevor man sie mit 
einem passenden Fahrzeug abtranspor¬ 
tieren wollte. Von diesem Augenblick 
an, wusste ich, dass der Pokal noch in 
Dresden war. 

Freitag hatte Schön mich angerufen, 
den Sonnabend nutzte ich zur Fahn¬ 
dung. Plötzlich fiel mir ein, dass er ganz 
am Ende seiner Liste auch die Gepäck¬ 
aufbewahrung erwähnt hatte. Dresden 
hat zwei Bahnhöfe, also mobilisierten 
wir die Polizei, durchsuchten die Ge¬ 
päckaufbewahrungen und - fanden die 
in Sackleinwand sachgerecht und sturz¬ 
sicher verpackte Victoria. Die Polizei 
musste nun nur noch auf den Abholer 
warten ... 

Dass unsere „Freundschaft“ auch 
nach diesem „Pokalverrat“ nicht ende¬ 
te, hatte viele Gründe. Einer war sein 
schlechtes Gewissen, denn er hatte we¬ 
gen des Pokals nur mit mir verhandelt 
und dann war nicht zu leugnen, dass 
er mit seiner Autorität geholfen hatte, 
dem Fußball in der „Zone“ auf die Bei¬ 
ne zu helfen. Wir schrieben uns keine 
Neujahrs wünsche, aber wenn wir uns 
begegneten, begrüßten wir uns. 

Und dann kam es nochmal zu einer 
interessanten Begegnung. Er war nach 


Dublin geflogen, um den Pokal ent¬ 
gegenzunehmen, den die Sportjour¬ 
nalisten der weitbesten Mannschaft 
verliehen hatten. Ich nahm als Gene¬ 
ralsekretär des europäischen Sport¬ 
journalistenverbandes - gewählt von 
einer beträchtlichen Mehrheit der De¬ 
legierten inklusive BRD - daran teil. 
Der Festakt hatte im Dubliner Muse¬ 
um stattgefunden und einmal mehr 
begrüßten wir uns. Ich hatte nur eine 
Frage an ihn: „Wie reagierte die Mann¬ 
schaft auf das Hamburger 0:1?“ 

Ich erlaube mir zu erwähnen, dass 
er als erstes die Gegenfrage stellte: 
„Sind Westjournalisten in der Nähe?“ 
Dies nur um zu illustrieren, dass auch 
West-Ost-Kontakte offensichtlich un¬ 
erwünscht, wenn nicht gar riskant wa¬ 
ren. Ich suchte uns also einen Platz hin¬ 
ter einer rappelvollen Vitrine. Es ging 
um jenes Spiel, das die BRD 1974 in 
Hamburg sensationell gegen die DDR 
verloren hatte. Er antwortete offenher¬ 
zig als säßen wir im Deutschen Sport¬ 
ausschuss nebeneinander: „Ich habe 
den Spielern vorher einzuschärfen ver¬ 
sucht, dass es schon deshalb ein schwe¬ 
res Spiel werden könnte, weil die DDR- 
Elf ihr Ziel, unter die letzten acht zu 
kommen, erreicht hatte, nachdem sich 
am Nachmittag Chile und Australien 


in Westberlin 0:0 getrennt hatten. Sie 
konnten also völlig locker spielen. Aber 
keiner nahm mich ernst. Einer, dessen 
Namen ich nicht nennen will, sagte zu 
mir: ,Wir wissen alle woher Sie kom¬ 
men. Noch ein paar Ost-Eierschalen 
hinter den Ohren? 4 

Was dann auf dem Rasen geschah, 
bestätigte meine Prognose in jeder 
Hinsicht. In der Halbzeitpause kam 
sogar Beckenbauer zu mir und ent¬ 
schuldigte sich: ,Die spielen wie die 
Irren. Nicht mal vor mir haben sie Re¬ 
spekt. Das wird noch schwer werden.’ 
Als die Mannschaft in der zweiten 
Halbzeit kaum besser spielte, wech¬ 
selte ich Günter Netzer ein, aber ein 
paar Minuten später fiel dann das ent¬ 
scheidende Tor - gegen uns! Von nun 
an wurde mir wenigstens jedes Wort 
geglaubt. Bis wir am Ende Weltmeis¬ 
ter wurden“ 

Nein, ich wollte nicht an den an¬ 
geblich einzigen DDR-Erfolg um der 
DDR willen erinnern - diese „Bilanz“ 
stimmt ohnehin nicht, denn im Olym¬ 
piaturnier 1972 schlug die DDR vor 
80 000 Zuschauern die BRD mit 3:2 
und das mit Hoeness im Aufgebot! -, 
sondern einen Tipp empfehlen, zu dem 
bei jeder Weltmeisterschaft zu raten ist: 
Überraschungen sind sicher! 


Der rote Kanal 


4 Tage im Mai, D/Rus/Ukr 2011 

Vier Tage vor Ende des Zweiten Welt¬ 
kriegs in Deutschland: ein sowjetischer 
Hauptmann, der mit seinem Spähtrupp 
ein Waisenhaus am Meer besetzt; eine 
deutsche Wehrmachtseinheit, die am 
Strand lagert; eine heimliche Liebe, 
die gegen alle Konventionen erblüht. 
Alle sind des Kämpfens müde, nur ein 
13-jähriger Waisenjunge versucht mit 
List die Truppen gegeneinander auf¬ 
zuhetzen ... 

Es ist erst drei Jahre her, dass dieser 
deutsch-russisch-ukrainische Anti- 
Kriegsfilm gedreht wurde! 

Mo., 19 . 5 ., 2 . 15 - 3.45 Uhr, arte 


Giftige Geschäfte - Der 
Elektromüll-Skandal, F/S 2014 

Pro Jahr werden in den Industrie¬ 
ländern rund 50 Millionen Tonnen 
Elektroschrott entsorgt, darunter 
Computer, Fernseher, Handys und 
Haushaltsgeräte. 75 Prozent davon 
kommen nie in den offiziellen Re¬ 
cycling-Anlagen an, oft werden sie 
illegal nach Indien, China oder Af¬ 
rika verschifft. Der illegale Export 
von Elektroschrott ist ein Millio¬ 
nengeschäft, das die Umwelt sowie 
das Leben und die Gesundheit vieler 
Menschen zerstört. 

Di., 20 . 5 ., 20 . 14 - 21.40 Uhr, arte 











